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staltung von Stadt beitragen? Und ist 
das eigentlich „neu“? Bei näherem 
Hinsehen lässt sich bereits festhal-
ten: Ganz so einfach, wie es die klas-
sische Theorie des Planungskreis-
laufs impliziert, stellt sich die Praxis 
der Stadtentwicklung nicht dar. Die 
Prozesse von Planung und Umset-
zung sind komplexer und von viel-
fältigen formellen und informellen 
Governance-Prozessen der Ideen-
findung, Abwägung und Aushandlung 
gerahmt. Die Autorinnen und Autoren 
der Studie gehen dem grundlegend 
nach und leisten dabei Pionierarbeit, 
insbesondere in Bezug auf die Ver-
knüpfung des Zusammenhangs von 
Planungskreislauf, Governance und 
Stadtmachen auf lokaler Ebene.

Erste Sichtungen

Die vorliegende Studie bietet erste 
Sichtungen, inwieweit die Rollen 
der vielfältigen Akteure des Stadt-
machens momentan neu verhan-
delt werden. Auf Basis von Fallstu-
dien analysiert sie unterschiedliche 
Spannungslinien, entlang derer sich 
die Rolle lokaler Politik – und auch 
die Rollen von Verwaltung, Zivilge-
sellschaft, Intermediären und Markt-
akteuren – in Veränderung befinden. 
Dabei tragen die vorliegenden Fall-

VORWORT
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Das gemeinsame Gestalten von Stadt 
ist mit der Neuauflage der Leip-
zig-Charta im Dezember 2020 (BMI 
2020) zum Leitbild der Nationalen 
Stadtentwicklung avanciert. Wovon 
genau aber ist eigentlich die Rede, 
wenn es um das gemeinsame „Ma-
chen“ von Stadt, das Stadtmachen 
bzw. die Stadtmacherinnen und 
Stadtmacher geht?

Die Autorinnen und Autoren der vor-
liegenden Studie operationalisie-
ren den Begriff des Stadtmachens 
aus der Governance-Perspektive 
als „absichtsvolle Gestaltung von 
Stadt“, bei der vielfältige Perspek-
tiven und Handlungslogiken aufein-
andertreffen: lokale Politik, Verwal-
tung, Zivilgesellschaft, Intermediäre 
und Marktakteure. Damit knüpfen 
sie an die vhw-Debatte zur Konver-
genz von vertikalem Government 
und horizontaler Governance in der 
Stadtentwicklung und die damit ein-
hergehende zunehmende Relevanz 
intermediärer Akteure an (vgl. Beck/
Schnur 2016).

Was verändert sich in den Prozessen 
der Stadtentwicklung und insbeson-
dere im Rahmen der Stadtplanung, 
wenn neben den klassischen Ak-
teuren zunehmend weitere Akteure 
„mitmachen“ und zu Planung und Ge-

Sebastian Beck
Dipl.-Sozialwissenschaftler

Seniorwissenschaftler
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studien wechselseitig dazu bei, die 
wandelnden Rollen der vielfältigen 
Akteure des Stadtmachens zu ana-
lysieren.

Was in dieser Studie deutlich wird: 
Das Stadtmachen umfasst ein wei-
tes Feld von Akteuren und Kooperati-
onsformen. Neben zivilgesellschaft-
lich initiierten und umgesetzten 
Projekten (vgl. Beck 2021) werden 
hier weitere „neue“ Formen des 
Stadtmachens untersucht, bei de-
nen entsprechend variierende stadt-
gesellschaftliche Akteure oder 
Akteurs-Konstellationen in den Vor-
dergrund rücken. Im Sinne der Er-
fassung einer möglichst weiten Per-
spektivenvielfalt, die eine vielfältige 
Reflexion der Rollen der unterschied-
lichen Stadtentwicklungsakteure im 
Kontext von Governance, Koproduk-
tion und Stadtmachen erschließt, ist 
dies letztlich nicht nur vielverspre-
chend, sondern im Ergebnis auch ein 
gelungener erster Ansatz, dem wei-
tere, hieran ansetzende Konkretisie-
rungen folgen sollten.

 
Perspektiven

Im Ergebnis legt die vorliegende Stu-
die nahe, dass das Stadtmachen zu 
einer zunehmenden Konvergenz der 

unterschiedlichen Akteursrollen 
führt. Der klassische Planungskreis-
lauf scheint sich nicht unverändert 
fortschreiben zu lassen. Im Fünfeck 
zwischen Politik, Verwaltung, Zivilge-
sellschaft, Intermediären und Markt-
akteuren entwickelt sich der klassi-
sche „Reißverschluss“ der Planung 
zunehmend zu einem multidirek-
tionalen Handlungsfeld, das umso 
leistungsfähiger zu sein scheint, je 
mehr es eine Vielfalt an beteilig-
ten Akteursgruppen zulässt. In der 
Folge erhalten bestimmte Planungs-
momente neue Relevanz: Allem vo-
ran die Gestaltung früher Prozess-
phasen und ebenso die Qualifikation 
der Verwaltung für „nicht-klassi-
sche“ Kooperationen in der Stadtent-
wicklung. Nicht zuletzt wird mit dem 
Stadtmachen die Debatte darüber 
weitergeführt, wie wir das Gemein-
wohl gut verhandeln und operationa-
lisieren können – aller Wahrschein-
lichkeit nämlich nicht normativ, auch 
nicht hoheitlich, sondern auf Basis 
der gegenseitigen Abwägung mög-
lichst vielfältiger Perspektiven.

Der Blick dieser Studie auf das 
Stadtmachen birgt vielfältige Lern-
momente für derartige „neue“ Ko-
operationen mit der Politik auf lo-
kaler Ebene. Die damit verbundenen 
Wandlungs- und Modernisierungs-

prozesse, die eine solche Gestaltung 
von Stadt auf lokaler Ebene voranzu-
bringen scheint, bergen auch einen 
potenziellen Transfer für Kooperatio-
nen auf höher gelegenen politischen 
Ebenen. Beides wäre wünschens-
wert. So bleibt letztlich festzuhalten: 
Stadt gemeinsam zu machen ist nicht 
nur eine Chance, das Handlungsfeld 
lokaler Politik zu erweitern, sondern 
auch eine Chance, voneinander zu 
lernen, aneinander zu wachsen und 
gemeinsam mehr zu erreichen.
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1 Einführung

1.1 Anlass und Erkenntnisinteresse 

An der Entwicklung von Stadt – vom einzelnen Projekt 
bis zum gesamtstädtischen Konzept – sind viele Akteure 
mit unterschiedlichen Rollen, Interessen und Einfluss-
möglichkeiten beteiligt. Akteure aus Verwaltung, Politik, 
Marktwirtschaft, einer vielschichtigen Zivilgesellschaft 
sowie Intermediäre wie Kirchen, Stiftungen oder Hoch-
schulen wirken über formelle und informelle Pläne, Pro-
gramme und Instrumente an der Fortentwicklung von 
Stadt mit. Politischer Gestaltungswille, marktwirtschaft-
liche Logiken und zivilgesellschaftliche Aktivitäten treffen 
dabei aufeinander. Um in diesem komplexen Gefüge hand-
lungsfähig zu werden, bedarf es der Abstimmung. 
(u. a. Selle 2018: 387ff).

Lokale Politik: Starke Säule der  Kommunalentwicklung 

Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland 
nimmt die Kommune – und damit auch die lokale Politik – 
eine starke Rolle in der räumlichen Entwicklung ein. Die 
gewählten Ratsmitglieder üben die Planungshoheit aus 
und verfügen zudem über kommunale Investitionen, kom-
munale Grundstücke, kommunale Einrichtungen, kommu-
nale Gesellschaften, kommunales Personal. Kommunale 
Politik wirkt gestaltend auf die Planungsprozesse und die 
darin gewählten gutachterlichen, planerischen, entwer-
ferischen und kommunikativen Verfahren. 

Lokale Demokratie umfasst die Akteure, Aktivitäten und 
Strukturen der repräsentativen Demokratie wie auch lo-
kale Prozesse der Wissensgenerierung, Meinungsbildung 
und Selbstorganisation im Zusammenspiel einer Akteurs-
vielfalt aus Politik, Verwaltung, Markt, Zivilgesellschaft 
und Intermediären. Zwischen den beiden Welten der loka-
len Politik und der lokalen Demokratie bestehen deutliche 
Wechselwirkungen und Dynamiken (vhw – Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. o. J.).

In den letzten Jahren hat die Vielzahl und Vielfalt der Ak-
teure, die an Prozessen der Stadtentwicklung aktiv be-
teiligt sind, zugenommen und zugleich werden vielerorts 
neue dialogorientierte Formate der Stadtentwicklung er-
probt und vermehrt alltäglich praktiziert. Diese Prozesse 
werden sowohl top-down – also von den repräsentativen 
Vertreterinnen und Vertretern beauftragt – eingesetzt, als 
auch bottom-up eingefordert oder selbst in neuen Alli-
anzen praktiziert. Lokale Politik hat in diesen Prozessen 
eine besondere Stellung und nimmt zugleich verschiedene 
– auch konkurrierende – Rollen ein, unter anderem als 
Bestellende, Mitwirkendende und Adressatin der dialog-
orientierten Formate.

Lokale Politik unterliegt in deutschen Städten einem lau-
fenden Wandel. Die Gestaltung von Veränderungen er-
scheint immer schwieriger, da anstelle eines Zugewinns 
für alle vielfach ein Mehr an der einen Stelle und ein We-
niger an einer anderen Stelle zu verhandeln sind. Zudem 
sind auf lokaler Ebene vor allem die Folgen übergeordne-
ter Entwicklungstrends zu bewältigen – eine aktive Ein-
flussnahme erscheint vielfach als unrealistisch. Diese 
Entwicklungen beeinflussen zugleich den laufenden Ge-
nerationenwechsel in der lokalen Politik.

Vielfältige Prozesse des Stadtmachens

Der Begriff Stadtmachen bezieht sich auf die absichts-
volle Gestaltung von Stadt und erweitert dabei zugleich die 
Perspektive von hoheitlich verantworteten und begleiteten 
Planungsprozessen hin zu der genannten Akteursvielfalt, 
die auf Stadtentwicklung mit eigenen Aktivitäten aktiv Ein-
fluss nimmt. Stadtmachen umfasst damit Prozesse des 
Planens, Entwickelns, Gestaltens und Machens von Stadt 
und die damit beabsichtige Beeinflussung der Stadtent-
wicklung.
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Die Politikwissenschaft hingegen beschäftigt sich mit Fra-
gen der Beteiligung verschiedener Anspruchsgruppen an 
politischen Prozessen, oft jedoch ohne diese Prozesse mit 
planerischen Aufgaben und Verfahren zu verknüpfen. 

In öffentlichen Dialogprozessen zur Stadtentwicklung hält 
sich Politik vielfach zuhörend und beobachtend im Hinter-
grund. Aus anderen Studien geht hervor, dass sich Ver-
waltung und Fachexpertinnen und -experten eine stärkere 
Präsenz, aktive Beiträge und eine klare Haltung der loka-
len Politik wünschen. Auch sollte ihre Rolle und Aufgabe in 
Prozessen definiert und kommuniziert werden (vgl. Fran-
cke, Vogt und Dehmel 2018; Fugmann et al. 2018: 37ff.). Die 
Verwaltung fühlt sich zum Teil durch die Politik zu wenig 
unterstützt und sieht sich ohne politisches Mandat nicht 
ausreichend in der Lage, Stadtentwicklung aktiv voranzu-
treiben. Lokale Politik ist und bleibt demnach ein wesent-
licher Akteur und ist eine entscheidende Stellschraube für 
das Gelingen von Beteiligungsprozessen. Über ihre Rolle 
und Funktion in den beschriebenen Prozessen ist bisher 
jedoch wenig bekannt. 

Neben der Frage nach der Rolle lokaler Politik in den 
durch öffentliche Akteure verantworteten Kommunikati-
onsprozessen muss lokale Politik auch in neuen Koopera-
tionen des Stadtmachens den eigenen Platz neu justieren. 
Allianzen mit und zwischen Akteuren der Zivilgesellschaft, 
Wirtschaft, Kunst, Kultur und Wissenschaft artikulieren 
sich insbesondere zu urbanen Schlüsselthemen wie Mo-
bilität, öffentliche Freiräume, Räume der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft, alternative Wohnformen oder neue Tech-
nologien und digitale Angebote in der Stadt. Hintergrund 
dieser neuen Allianzen und der von ihnen angestoßenen 
Prozesse und Projekte ist vielfach ein Bedürfnis, neu und 
anders handlungsfähig zu werden, heutige Blockaden auf-
zulösen und Stadt wirksamer und mit anderen Zielen zu 
gestalten. Diese neuen Kooperationsformen des Stadt-
machens betreffen Bereiche, in denen lokale Politik üb-
licherweise bestimmte Rollen und Aufgaben innehat, die 
nun aber stärker von und im Zusammenspiel mit anderen 
Akteursgruppen ausgeübt werden. 

Deutlich wird: Lokale Politik ist Teil einer größeren Ent-
scheidungskultur, denn viele Akteure wirken an politi-
schen Prozessen mit oder auf sie ein. Lokale Politik hat 
in dieser Akteurs- und Kommunikationsvielfalt die Chance, 
neue Allianzen einzugehen und zu nutzen; aber auch die 
Aufgabe, eigene Belange zu vertreten und eine Position 
einzunehmen. Lokale Politik verändert sich über die Er-
fahrungen mit kommunikations- und beteiligungsorien-
tierten Prozessen des Stadtmachens selbst und entwickelt 
sich im besten Fall lernend fort.

Stadtmachen kann über Interventionen im Raum Wirkung 
entfalten, ob durch bauliche Maßnahmen, neue funktio-
nale Angebote oder veränderte soziale, kulturelle oder 
wirtschaftliche Aktivitäten, aber auch durch die Einfluss-
nahme auf organisationale, gesellschaftliche und politi-
sche Prozesse, welche Normen und Werte und die Pla-
nung und Steuerung von Stadtentwicklung beeinflussen. 

Formen des Stadtmachens können somit die Bewältigung 
einer hoheitlichen Aufgabe und Planung unter Beteiligung 
anderer Anspruchsgruppen und der weiteren Öffentlich-
keit umfassen, aber auch die Entwicklung von Orten durch 
Eigentümerinnen und Eigentümer, Investierende, Betrei-
bende oder Nutzende, das Gestalten von Stadt durch zivil-
gesellschaftliche oder gemeinnützige Aktivitäten oder auch 
das Erproben und Experimentieren bei der Veränderung 
von Stadt zum Beispiel in Reallaboren oder in Testfeldern. 

Mit dem Begriff Stadtmachen rücken die vielfältiger wer-
denden Planungs- und Gestaltungsaktivitäten in den Mit-
telpunkt, die von einer zunehmenden Vielfalt von Akteuren 
initiiert und verantwortet werden, die sich artikuliert, en-
gagiert, einmischt und selbst handelt. Diese Prozesse sind 
dabei stark mit Kommunikation und Beteiligung verknüpft. 
Die Akteure der lokalen Politik finden sich in und gegen-
über diesen Aktivitäten des Stadtmachens in bewähr-
ten und auch neuen Rollen wieder (siehe stadtmacher- 
akademie.org, vhw.de).

Neue Wege des Stadtmachens und die Rolle lokaler 
Politik

Die vielfältigen Formen des Stadtmachens mit der Vielzahl 
beteiligter Akteure beeinflussen die Arenen, in denen lo-
kale Politik wirkt. Dabei ist über die Rolle lokaler Politik 
in kommunikations- und beteiligungsorientierten Prozes-
sen des Stadtmachens wenig bekannt. Es ist zu vermu-
ten, dass lokale Politik herausgefordert ist, in dem sich 
verändernden Kontext der Stadtentwicklung ihre eigenen 
Rollen und Funktionen zu klären und gegebenenfalls neu 
zu justieren.

Während in Fachwelt und Praxis umfassend über Möglich-
keiten und Grenzen verschiedener Angebote der Kommu-
nikation und Beteiligung in der Stadtentwicklung disku-
tiert wird, ist über Einfluss und Rolle der lokalen Politik 
in diesen Prozessen nur wenig bekannt. Beteiligungspro-
zesse werden aus den Planungsdisziplinen heraus häufig 
aus den Perspektiven der Verwaltung – und ihrer mehr-
fachen Rollen –, der beteiligten Planerinnen und Planer – 
und ihrer Fachkompetenzen – oder der Bürgerinnen und 
Bürger – und ihres Gestaltungsspielraums – diskutiert. 
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Akteursebene: 
Wie verändern sich Rollen, Funktionen und Allianzen 
lokaler Politik in oder durch Beteiligung in Prozessen 
(neuen) Stadtmachens?
Auf Akteursebene wird untersucht, welche Rollen lokale 
Politik in Prozessen des Stadtmachens im Verhältnis zu 
anderen Akteuren aus Verwaltung, Markt, Zivilgesellschaft 
und Intermediäre einnimmt, mit welchen anderen Akteu-
ren sie kooperiert und wo und wie sie neue Verbindungen 
eingeht. Es wird gefragt, welche stabilen Strukturen auch 
unter veränderten Voraussetzungen fortbestehen und wel-
che Rollen und Allianzen im Umbruch sind. 

Prozessebene: 
Wie verhält und positioniert sich lokale Politik in diesen 
kommunikations- und beteiligungsorientierten Prozes-
sen (neuen) Stadtmachens?
Auf Prozessebene wird erforscht, wie sich lokale Politik 
in kommunikations- und beteiligungsorientierten Prozes-
sen des Stadtmachens einbringt, diese aktiv (mit-)gestal-
tet oder zurückhaltend beobachtet, und wie diese mit poli-

Arenen lokaler Politik

Ziel dieses Forschungsprojektes ist es, zum Verständnis 
der Wechselwirkungen von lokaler Politik und neuen We-
gen des Stadtmachens beizutragen. Im Fokus stehen die 
Arenen, in denen lokale Politik mit und gegenüber Ak-
teuren aus Verwaltung, Markt, Zivilgesellschaft und In-
termediären kommuniziert, sich positioniert, entscheidet 
und gestaltet. Dabei werden die informellen und formel-
len Schnittstellen zwischen Kommunalpolitik und anderen 
Säulen von Government und Governance untersucht. Das 
Projekt erforscht Prozesse des Stadtmachens, die Rolle, 
Funktion und Allianzen lokaler Politik beeinflussen und 
gegebenenfalls verschieben. Es wird untersucht, wie lo-
kale Politik mit diesen Prozessen umgeht, um zu verste-
hen, wie sie sich darin positioniert und fortentwickelt.

Anknüpfend an diese Zielsetzung folgt das Projekt drei 
aufeinander aufbauenden Forschungsfragen:

Abbildung 1: Lokale Politik als Teil der Arenen des Stadtmachens: Wie entwickelt Politik Stadt? Wie mit Politik Stadt entwickeln?  
Quelle: Eigene Darstellung

STADTENTWICKLUNG

Politik

Verwaltung

Zivilgesellschaft

Markt Intermediäre

Lokale Politik als Teil der Arenen des Stadtmachens:  
Wie entwickelt Politik Stadt? Wie mit Politik Stadt entwickeln? 



|  11vhw-Schriftenreihe Nr. 28

Fallstudien zu neuen Wegen des Stadtmachens

Die skizzierten Spannungslinien werden anschließend in 
sechs Fallstudien untersucht. Vorerfahrungen aus an-
deren Forschungszusammenhängen zeigen, dass lokale 
Politik als Akteursgruppe in dialogorientierten Prozessen 
der Stadtentwicklung weniger sichtbar und für Forsche-
rinnen und Forscher schwieriger greifbar ist, als Akteure 
aus Verwaltung, Markt und Zivilgesellschaft. Dem Ziel fol-
gend, in diesem Projekt das Wissen über die lokale Politik 
und ihre Rolle in kommunikations- und beteiligungsorien-
tierten Prozessen des Stadtmachens zu erweitern, sollten 
Fälle gewählt werden, in denen Politik herausgefordert 
wird und anders auftritt und agiert als üblich. 

Fallauswahl

Für die Fallauswahl wurden dazu sechs Suchbereiche für 
neue Wege des Stadtmachens definiert (Abbildung 2).

Hoheitlich gestaltete Planungsprozesse mit starker 
 Dialogorientierung: Im Fokus stehen Planungen und 
Projekte, die durch eine Bedeutung für die Entwicklung 
der Gesamtstadt oder durch eine hohe Betroffenheit von 
heutigen Bewohnerinnen und Bewohnern, Nachbarinnen 
und Nachbarn sowie Nutzerinnen und Nutzern eine starke 
öffentliche Aufmerksamkeit erhalten und daher mit in-
tensiven Prozessen des Dialogs und der Beteiligung der 
Anspruchsgruppen und Öffentlichkeit gestaltet werden. 
Lokale Politik findet sich in diesen Prozessen in einem 
Feld wieder, in dem ein hohes Maß an Kommunikation und 
eine hohe Transparenz nach außen versprochen und ein-
gefordert werden und zugleich eine politische Willensbil-
dung der entscheidungsfähigen Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger hin zu einer verlässlichen Unterstützung 
langfristig relevanter Stadtentwicklungsprozesse und 
-Projekte im Rat zu organisieren ist. Zu solchen hoheitlich 
gestalteten Prozessen zählen beispielsweise die Planun-
gen für neue große Stadtteile in Hamburg Oberbillwerder, 
München Nordosten oder Köln Kreuzfeld oder große Inf-
rastrukturprojekte für neue Straßenbahn- oder S-Bahn-
strecken oder integrierte Tunnellösungen für den öffent-
lichen Verkehr. 

Testfelder Mobilität, Energie und Digitalisierung: Neue 
wie etablierte Marktakteure widmen ihre Aufmerksam-
keit dem urbanen Raum, um neue Technologien oder Ge-
schäftsmodelle in Koproduktion mit öffentlichen Akteuren 
im Feld zu testen. Die Umsetzung erfolgt bisher häufig im 
lokalen Ausnahmezustand von Pilotquartieren oder urba-
nen Laboren als Testfeldern der Transformation. Somit 
ergeben sich neue Anforderungen an hoheitliche Steue-

tischen Verfahren und Abläufen verknüpft sind. Dabei ist 
von Interesse, welche etablierten Vorgehensweisen sich 
bewähren und welche neuen Wege lokale Politik unter ver-
änderten Voraussetzungen beschreitet. 

Lernprozesse:
Welche Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 
werden daraus angestoßen? 
Die Erfahrungen, die lokale Politik aus Prozessen (neuen) 
Stadtmachens mitnimmt, ob über veränderte Rollen und 
Allianzen oder über angepasste Verfahren und Abläufe, 
wirken auf die lokale Politik zurück. Veränderte Kommu-
nikations- und Beteiligungsprozesse können eine positive 
oder auch negative Wirkung auf die lokale politische Kul-
tur, beispielsweise die Diskussionskultur entwickeln. Über 
einzelne Projekte und Prozesse des Stadtmachens hinaus 
können sich Rollen, Funktionen und Prozesse lokaler Poli-
tik nachhaltig verändern – und Veränderungs- und Lern-
prozesse lokaler Politik anstoßen.
 
1.2 Methodik 

Das Forschungsprojekt erkundet die – veränderte – Rolle 
lokaler Politik in neuen Wegen des Stadtmachens. Im Fo-
kus stehen die Berührungspunkte von Stadtplanung und 
Politik, die sehr vielfältig und komplex sind. Dazu wird 
ein methodisches Vorgehen gewählt, das in einem ers-
ten Schritt zunächst ein konzeptionelles Gerüst entwi-
ckelt. Daran schließt sich eine dreigliedrige empirische 
Arbeit an. Zunächst werden sechs Fallstudien untersucht, 
welche durch neue Wege des Stadtmachens die üblichen 
Rollen und Prozesse lokaler Politik herausfordern. In ei-
nem Quervergleich werden anschließend Spannungslinien 
zwischen Politik und Prozessen des Stadtmachens iden-
tifiziert. Abschließend werden – aufbauend auf einer Ex-
pertendiskussion im Rahmen eines Symposiums – Folge-
rungen für die Arenen lokaler Politik entwickelt. 

Konzeption einer Landschaft lokaler Politik

Der erste konzeptionelle Bearbeitungsschritt entwickelt 
einen breiten Blick auf die Schnittstellen von lokaler Po-
litik und Prozessen des Stadtmachens, welche Akteure 
aus Verwaltung, Zivilgesellschaft, Markt und Intermedi-
äre beteiligen oder mitverantworten. Aufbauend auf einer 
Literaturrecherche werden die verschiedenen Dimensio-
nen und Schnittstellen von Prozessen lokaler Politik und 
Prozessen des Stadtmachens in einer Landschaft lokaler 
Politik skizziert. Aus dieser Landschaft leiten sich sechs 
Spannungslinien ab, in welchen Politik- und Planungs-
prozesse ineinandergreifen, sich reiben oder auch be-
fruchten. 
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sie – vielfach unabhängig von Politik und Verwaltung – 
Konzepte und Pläne voran und adressieren damit gezielt 
die lokale Politik. Diese Form neuen Stadtmachens zeigt 
sich zum Beispiel in Fällen wie stadtübergreifenden Netz-
werken, beispielsweise Immovielien, in Initiativen wie Rad-
entscheiden oder auch in dem von Unternehmen voran-
getriebenen Projekt München Modellstadt Mobilität 2030.

Stadtentwicklung mit Forschungspartnern, in Reallabo-
ren: Die hier gefassten neuen Wege des Stadtmachens 
werden zumeist von Forschungspartnern von außerhalb 
der Kommune, wie Intermediäre oder wissenschaftliche 
Institutionen oder Programme auf der Ebene von Land, 
Bund, EU angestoßen. In Kooperation mit kommunalen 
Partnern werden hier Sonder- oder Modellprojekte kon-
zipiert und realisiert. Die Prozesse sind stark durch For-
schungspartner von außerhalb der Kommune bestimmt, 
die ihre eigenen Methoden anwenden und kaum in der 

rung und Regulierung, um zu gewährleisten, dass Ziele 
der Stadtentwicklung und Interessen der Allgemeinheit 
nicht kompromittiert werden. Ambitionierte Projekte in 
mehreren Städten beanspruchen unter dem Label einer 
Smart City effiziente, ressourcenschonende Stadtteile der 
Zukunft zu kreieren. Beispiele für diese Testfelder sind 
national oder von der EU geförderte Modellprojekte wie 
city2share in München oder die Vorhaben im Rahmen der 
Smart City Cologne. 

Neue Allianzen des Agenda-Setting: Angestoßen durch 
Markt, Intermediäre, Zivilgesellschaft – auch in unerwar-
teten Kooperationen – mischen sich neue Akteure und Al-
lianzen öffentlichkeitswirksam in den politischen Agen-
da-Setting-Prozess ein. Akteure mit starken Interessen 
und Einflussmöglichkeiten, darunter Unternehmen, Ver-
bände und Stiftungen, arbeiten gemeinsam an der Ent-
wicklung von Visionen, Zielen, Leitbildern. Somit treiben 

Abbildung 2: Suchbereiche für neue Wege des Stadtmachens als Grundlage für die Fallauswahl. Quelle: Eigene Darstellung

Politik

Verwaltung

Zivilgesellschaft

Markt Intermediäre
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Neue Allianzen des 
Agenda-Setting
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Hoheitliche Planungs-
prozesse mit starker 
Dialogorientierung

Neue Formen gemeinnütziger 
Stadtentwicklung

Suchbereiche für neue Wege des Stadtmachens als Grundlage für die Fallauswahl
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licherweise in den Aufgabenbereich etablierter, zum Teil 
auch kommunaler Träger fallen. Beispiele sind Stiftungen 
wie die Montag Stiftung Urbane Räume und Edith Maryon, 
aber auch Netzwerke wie das Mietshäusersyndikat.

Zu jedem Suchbereich wurden Beispielsammlungen von 
etwa fünf Fällen erstellt – so dass verschiedene Variatio-
nen der Prozesse des Stadtmachens in ihrem jeweiligen 
Feld erfasst wurden. Je Suchbereich sollte schließlich je 
ein Fall ausgewählt werden. Zur besseren Vergleichbar-
keit wurde die Auswahl auf kleine und große Großstädte 
beschränkt. Zudem sollten Erfahrungen aus verschiede-
nen Bundesländern einbezogen werden. Es wurden be-
vorzugt solche Fälle gewählt, in denen aufgrund von Vor-
wissen und Vorrecherche Besonderheiten mit Blick auf 
die Spannungslinien und Lernprozesse lokaler Politik in 
besonderem Maße zu erwarten waren.

Durchführung Fallstudien

Die Datenerhebung erfolgte in den Fallstudien schwer-
punktmäßig über Interviews mit Fachleuten und ergän-
zend durch eine Sichtung von öffentlich zugänglichen Pla-
nungsdokumenten. Dazu wurde eine Interviewstrategie 
erarbeitet, die eine Anleitung zur Auswahl der Interview-
partnerinnen und -partner, einen Gesprächsleitfaden so-
wie eine Auswertungsmatrix umfasste. 

Die Expertinnen und Experten wurden pro Fall aus drei 
Bereichen gewählt:

• gewählte politische Mandatsträgerinnen und Mandats-
träger aus Rat oder Bezirken, die mit den jeweiligen 
Fällen befasst oder aktiv eingebunden sind,

Kommune und in der lokalen politischen Landschaft ver-
ankert sind. Die Fördermittelgeber fordern in diesen Pro-
jekten vielfältige Formen der Kommunikation und Be-
teiligung der lokalen Anspruchsgruppen ein. Zu diesen 
Prozessen zählen beispielsweise Projekte im Rahmen der 
Forschung für Nachhaltige Entwicklung (FONA) des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) oder 
auch die Reallabore des Landes Baden-Württemberg. 

Zivilgesellschaft als Treiberin und Macherin: Initiativen 
aus der Zivilgesellschaft entwickeln konkrete Orte und 
Räume in der Stadt, ob öffentlich zugängliche Freiräume, 
neue Angebote und Nutzungen in bestehenden Gebäuden 
oder neue oder umgebaute Häuser und Areale. Treiber 
sind Bewohnerinnen und Bewohner, Nachbarinnen und 
Nachbarn, Nutzende und Betreibende aus verschiedenen 
Bewegungen und Szenen wie der Kunst, Kultur, Jugend, 
Ökologie oder Integration. Projekte entstehen ungefragt 
und zum Teil aus Widerstand gegen geplante Entwicklun-
gen. Einige davon schaffen den Weg in die Verstetigung und 
Professionalisierung und setzen Impulse für die Stadtent-
wicklung über den eigenen Standort hinaus. Bekannte Bei-
spiele sind etwa das Gängeviertel in Hamburg, Utopiastadt 
in Wuppertal und Bellevue di Monaco in München.

Neue Formen gemeinnütziger Stadtentwicklung: Interme-
diäre wie Stiftungen, Gemeinwohlunternehmen, Netzwerke 
und Initiativen treten als Stadtentwicklerinnen und Stadt-
entwicklung auf. Sie kommen oft von außerhalb der Kom-
mune, um Grundstücke für ihre Projekte zu suchen, sind 
aber keine Marktakteure, sondern gemeinwohlorientierte 
Entwicklerinnen und Entwickler. Projekte in Bereichen wie 
Wohnen, Bildung oder Integration setzen neue Impulse für 
Angebote und Leistungen für das Gemeinwesen, die üb-

Tabelle 1: Systematik Fallauswahl.

Suchbereich Fall Land Stadtgröße

Hoheitliche Planungsprozesse mit starker 
Dialogorientierung

Freiburg: Dietenbach Baden-Württemberg Kleine Großstadt

Testfelder Mobilität, Energie &  
Digitalisierung

Köln: Smart City Mühlheim, 
Nippes

Nordrhein-Westfalen Große Großstadt

Neue Allianzen des
Agenda-Setting

München: Modellstadt 
 Mobilität 2030

Bayern Große Großstadt

Stadtentwicklung mit Forschungspartnern, 
in Reallaboren

Gelsenkirchen:  
Zukunftsstadt

Nordrhein-Westfalen Kleine Großstadt

Zivilgesellschaft als Treiberin und Macherin Berlin: Haus der Statistik Berlin Große Großstadt

Neue Formen gemeinnütziger  
Stadtentwicklung

Halle an der Saale: Urbane 
Nachbarschaft Freiimfelde

Sachsen-Anhalt Große Großstadt
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in einem Symposium im Oktober 2019 in der Niehler Frei-
heit in Köln mit rund 20 Beteiligten der untersuchten Fall-
studien und weiteren Expertinnen und Experten aus Poli-
tik, Verwaltung, Unternehmen und Zivilgesellschaft sowie 
Vertreterinnen und Vertretern der Wissenschaft diskutiert. 
In interaktiven Sessions zu den fünf Akteurssphären Poli-
tik, Verwaltung, Markt, Zivilgesellschaft und Intermedi-
äre wurden die bisherigen Befunde gespiegelt und wei-
terentwickelt. Diese Reflexion, die offene Fragen zulässt 
und neue Fragen aufwirft, sollte vertiefte Kenntnisse zur 
Beantwortung der drei Forschungsfragen liefern und auch 
die Verallgemeinerbarkeit der Kenntnisse unterstützen. 
Im Anschluss wurden die Folgerungen für die Arenen loka-
ler Politik überarbeitet und Bezüge zur Praxis abgeleitet.

Grenzen der Methodik
Das Projekt folgt einem breiten Blick auf die Rollen, Ak-
tivitäten und Prozesse im Kontext der Stadtentwicklung. 
Daher wird die Landschaft lokaler Politik in einem Über-
blick skizziert, um wesentliche Spannungslinien zwischen 
politischen und planerischen Prozessen herauszuarbeiten. 
Die Breite der Betrachtung steht einer Vertiefung einzel-
ner Wissensbereiche entgegen. Die Literaturarbeit stützt 
sich primär auf einführende und das Feld strukturierende 
Quellen. Eine breite Analyse von empirisch gehaltvollen 
Studien konnte nicht erfolgen. Die Konzeption muss da-
her in Bezug auf empirische Evidenz unvollständig bleiben. 

Die sechs Fallstudien machen ein breites Feld von Politik 
im Stresstest auf, können darin aber nur sehr punktuell 
Einblick gewähren. Mit den Fallstudien wird eine Breite 
von Beobachtungen eingefangen, welche viele Fundstücke 
bieten, um die in der Konzeption postulierten Spannungs-
linien empirisch zu hinterlegen. Offen muss bleiben, ob 
und in welchem Ausmaß diese Beobachtungen auch für 
andere Fälle der aktuellen politischen und planerischen 
Praxis stehen und welche weiteren Strukturen und Pro-
zesse das Zusammenwirken von Politik und Stadtplanung 
heute auszeichnen. Ebenso kann nicht geklärt werden, in 
welchem Verhältnis neuartige Akteure, Rollen und Pro-
zesse zu etablierten Situationen stehen.

Die Folgerungen aus Fallstudien und Quervergleich für die 
Arenen lokaler Politik haben daher einen bewusst skizzen-
haften Charakter. Es wird deutlich, dass das Zusammen-
wirken von Politik und Planung von einer erhöhten Vielfalt 
an Akteuren und Arenen geprägt ist und daher an Kom-
plexität zunimmt. In der Folge sind alle Akteure aufgefor-
dert, ihre eigenen Rollen, Fertigkeiten und Kompetenzen 
zu überdenken und aktiv fortzuentwickeln. Dafür will die-
ses Projekt ein Bewusstsein schaffen und erste konzep-
tionelle und empirische Hinweise geben. 

• Akteure aus den Ämtern der Verwaltung oder städti-
schen Gesellschaften, die in den Fällen hoheitliche Auf-
gaben übernehmen sowie 

• die Machenden der Projekte, also projektverantwortli-
che Eigentümerinnen und Eigentümer, Bauverantwort-
liche, Auftraggeberinnen und Auftraggeber, Financiers, 
Planungsbüros, Prozessbegleitende oder sonstige Ex-
pertinnen und Experten

Der Interviewleitfaden basiert auf den Dimensionen des 
Untersuchungsgegenstands: Akteure, Inhalte, Prozessver-
lauf, Formate und Methoden der Dialoggestaltung, (Re-)
Agieren lokaler Politik. Diese wurden mit den sechs Span-
nungslinien der Landschaft lokaler Politik verknüpft, wie 
sie in der Konzeption entwickelt wurden (siehe Kapitel 2.2 
zu den Spannungslinien): (1) Verhältnis von Rat zu Bezirk 
und Bürgerinnen und Bürgern sowie (2) von Rat zu Um-
setzenden, (3) Prozesse des Agenda-Setting, (4) die Rolle 
überkommunaler Ebenen, (5) das Verhältnis politischer 
Entscheidungsprozesse zu Planungsprozessen und (6) der 
Weg von Leitbildern, Zielen und Strategien zur Umsetzung. 
Zu jeder dieser Dimensionen wurden Fragen formuliert und 
sowohl aus der Perspektive der lokalen Politik als auch 
aus der Außensicht der anderen Akteurssphären erfasst. 

Zu den sechs Fallstudien wurden in dem Zeitraum April bis 
Juli 2019 insgesamt 33 Interviews mit Fachleuten geführt 
und aus den Interviews Exzerpte erstellt. Diese wurden in 
eine Auswertungsmatrix überführt, wo sie systematisch 
den beschriebenen Dimensionen und Spannungslinien zu-
geordnet werden konnten (Auswertungsmatrix siehe An-
hang). Das ermöglicht sowohl eine systematische Aus-
wertung pro Fall als auch einen Quervergleich über alle 
Fälle. Die Fallbeschreibungen wurden entlang folgender 
vier Punkte einheitlich aufbereitet: (1) Einordnung in den 
Suchbereich im Sinne neuer Wege des Stadtmachens, (2) 
Darstellung des Kontexts des jeweiligen Falls, (3) Erläu-
terung der Prozesse des Stadtmachens und (4) Beobach-
tungen zu den Spannungslinien lokaler Politik.

Spannungslinien im Quervergleich
Im zweiten empirischen Schritt wurden die Fallstudien 
entlang der sechs Spannungslinien querausgewertet. Die 
vielfältigen Beobachtungen wurden zu 25 Erkenntnissen 
geclustert. Diese geben ein breites Bild wieder, wie lokale 
Politik und ihre Relationen zu anderen Akteurssphären in 
den Prozessen des Stadtmachens auf die Probe gestellt 
werden. 

Folgerungen für die Arenen lokaler Politik
Darauf aufbauend wurden Folgerungen für die Arenen lo-
kaler Politik entwickelt. Die Zwischenergebnisse wurden 
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2 Konzeption 

2.1 Landschaft lokaler Politik 

Das Forschungsvorhaben betrachtet Prozesse lokaler 
Politik in Zusammenhang mit stadtplanerischen Prozes-
sen. Beide Prozesse sind in der Praxis stark miteinan-
der verwoben, werden aber in der Literatur der jeweiligen 
Fachwelt unterschiedlich konzipiert und aus unterschied-
lichen Perspektiven beschrieben. So stellt lokale Politik 
in gewissem Maße einen blinden Fleck im Wissen um 
Planungsprozesse dar, und somit auch in der Gestaltung 
von Planungsprozessen. Die Berührungspunkte zwischen 
Stadtplanung und Politik sind sehr vielfältig und komplex, 
denn beide Welten bringen jeweils spezifische Strukturen 
und Abläufe mit. Diese können sich nach Phasen im Pro-
zess, nach Akteuren und ihren Rollen und Beziehungen 
auf verschiedenen räumlichen und institutionellen Ebenen 
oder auch nach Stufen der Konkretisierung stadtplaneri-
scher Vorhaben unterscheiden. 

Um lokale Politik stärker in ihren Zusammenhängen mit 
Planungsprozessen zu verstehen, werden diese verschie-
denen Dimensionen in einer sogenannten Landschaft lo-
kaler Politik skizziert. Diese Landschaft schließt auf einer 
konzeptionellen Ebene auch die Prozesse der Planung 
und aktiven Entwicklung von Stadt ein. Sie gibt – wie eine 
Landkarte – Orientierung, an welcher Stelle Politik- und 
Planungsprozesse ineinandergreifen, sich reiben oder 
auch befruchten. Die Landschaft ist dabei nicht vollstän-
dig, auch ist sie nicht als konsolidiertes Modell zu verste-
hen. Vielmehr soll die Landschaft dazu auffordern, in der 
eigenen Reflexion und auch wissenschaftlichen Untersu-
chung der Politik- und Planungspraxis weitere, korrigierte 
und auch vertiefte Perspektiven auf Politik und Planung 
zu entwickeln. Der konstruktive Dialog zwischen Planung 
und Politik auf kommunaler Ebene und die Wissensgene-
rierung an dieser Schnittstelle sollen unterstützt werden.

Dieses Kapitel erläutert die Grunddefinition von lokaler 
Politik als Ausgangspunkt für dieses Forschungsprojekt 
und konkretisiert mit der Landschaft lokaler Politik zu-
gleich den Untersuchungsgegenstand für den empiri-
schen Teil des Projekts. 

Grundverständnis lokaler Politik

Lokale Politik 

Lokale Politik umfasst im Kern politische Parteien, Man-
datsträgerinnen und Mandatsträger und die entschei-
dungsbefugten und beratenden Gremien, in denen diese 
sich organisieren, sowie die damit verbundenen Prozesse 
der Entscheidungsfindung und Kommunikation. Rat und 
Bürgermeisterin oder Bürgermeister legen den zentralen 
Rahmen fest (Pollex 2017: 222), der allerdings in einem 
größeren Kontext zu betrachten ist. So zeigt sich in der 
lokalen Politikforschung eine Abkehr vom staatsrecht-
lich definierten Gemeindebegriff, der exklusiv Institutio-
nen und Prozesse der Kommunalpolitik beinhaltet, hin zu 
einem breiteren Verständnis von Lokalpolitik, das auch 
politische Institutionen, Akteure und Prozesse „außerhalb 
der Rathäuser“ umfasst (Barbehön und Münch 2017: 5). 
Das „Lokale“ der lokalen Politik wird damit als spezifi-
sche räumliche Ausprägung der Politik verstanden, jen-
seits eines engeren Verständnisses von Kommunalpolitik 
(Heinolt und Meier 2001, in Barbehön und Münch 2017: 1). 

Lokale Politik als Teil lokaler Demokratie

Wohl bewusst, dass die Einbeziehung der Bürgerinnen und 
Bürger in kommunale Aufgabenerfüllung sich nicht auf 
repräsentatives Government beschränkt, sondern auch 
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Governance durch direktdemokratische Instrumente, zi-
vilgesellschaftliches Engagement und neue Intermediäre 
umfasst (vhw - Bundesverband für Wohnen und Stadt-
entwicklung e. V. 2019), bezieht sich die vorliegende For-
schung zunächst auf gewählte Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger und deren Gremien auf Stadt- und Bezirks-
ebene. Dabei sehen wir diese jedoch nicht als unabhän-
gig, sondern als integralen Bestandteil lokaler Demokra-
tie. Das Forschungsprojekt bettet Prozesse lokaler Politik 
in Prozesse des Stadtmachens ein. Mit dieser Erweiterung 
umfasst das Projekt zugleich Fragen lokaler Demokratie 
als Erweiterung des Konzepts der lokalen Politik. 

Im politikwissenschaftlichen Sprachgebrauch bezieht sich 
der Begriff Lokale Demokratie sowohl auf Kommunalpar-
lamente, Bürgermeisterin beziehungsweise Bürgermeis-
ter, Magistrate, Ortsbeiräte und die kommunale Verwal-
tung (Wiesner 2018: 30). Doch Wiesner versteht unter der 
Förderung der lokalen Demokratie ebenso die Aktivierung 
und Förderung „lokaler Gemeinwesen“, ein Ansatz der auf 
Putnam‘s et al. (1994) „making democracy work“ basiert 
und die Rolle der Zivilgesellschaft im Sinne aller Bewoh-
nerinnen und Bewohner einer Stadt oder eines Stadtteils 
betont. Auch der Deutsche Städtetag sieht die „Einbezie-
hung der Bürger in die Erfüllung der Aufgaben der ört-
lichen Gemeinschaft“ als „Kern kommunaler Selbstver-
waltung“ (Deutscher Städtetag 2013). Die Website des vhw 
beschreibt lokale Demokratie als „die Gesamtheit aller lo-
kalpolitischen Strukturen, Prozesse und Akteure, die im 

wechselseitigen Zusammenwirken die Demokratie auf 
kommunaler Ebene verkörpern“ (vhw - Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. o. J.).

Planung als Teil lokaler Demokratie

Mit diesem Verständnis lokaler Demokratie können die 
Phasen, Aktivitäten und Prozesse des Planens auf kom-
munaler Ebene, welche sich zwischen inhaltlicher Bear-
beitung und Kommunikation innerhalb der Planungswelt 
und Verständigung, Beratung, Entscheidung wie auch Um-
setzung mit den Akteuren der Alltagswelt verorten, als 
Teil lokaler Demokratie verstanden werden (Schönwandt 
2002). Planung findet immanent in einem politischen Raum 
statt. Der Planerin und der Planer wissen nach Burckhardt 
(2017: 105) zwar, wie geplant wird; was geplant und was 
nicht, wird jedoch durch politische und gesellschaftliche 
Kräfte bestimmt.

Dabei ist das Verhältnis von Planung und lokaler Demo-
kratie mit lokaler Politik nicht einseitig, vielmehr formen 
sich beide wechselseitig. Rat und Bürgermeisterin oder 
Bürgermeister können als Bestellende von Planung be-
trachtet werden, doch genauso sind sie Adressatinnen und 
Adressaten von planerischen Prozessen und Vorschlägen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn nicht-hoheitliche Ak-
teure aktiv Stadt machen und gestalten. 

Verortet man Planung im Diskurs über Entwurf oder De-
sign, so können Werte und Normen selbst zum Gegen-
stand von Design und Planung werden. Neben das Ent-
werfen von Produkten tritt das Design von Systemen und 
das Design von politischen Inhalten (Young 2008). Auch 
Burkhardt argumentiert mit „Design ist unsichtbar”, dass 
Entwurf neben den sichtbaren Objekten auch unsichtbare 
gesellschaftliche Zusammenhänge zum Gegenstand ha-
ben kann (Burckhardt 1980). Gerade im Fall komplexer 
räumlich-gesellschaftlicher Zusammenhänge und Aus-
handlungsprozesse in Stadt und Region wird ein wesent-
licher Beitrag von Entwerfen oder Design auf der Ebene 
des Agenda-Setting sowie der geteilten Vorstellungen und 
Orientierung gebenden Rahmenwerke verortet (vgl. Thier-
stein und Förster 2008; Förster 2011; Balz 2019; Lingua 
und Balz 2019).

Aufbau der Landschaft lokaler Politik 

Ausgehend von dem Kern lokaler Politik beschreibt die 
Landschaft lokaler Politik Akteure und Prozesse, welche 
für das absichtsvolle Planen, Gestalten und Machen von 
Stadt relevant sind. Lokale Politik und ihre verknüpften 
Prozesse können dabei sowohl als Rahmenbedingung von 

Prozesse lokaler Politik
Politikkreislauf, Kommunalverfassungen, 
 Kommunikationsmodell

Prozesse des Planens
Planungskreislauf, Planungswelt, 
 Kommunikationsmodell

Abbildung 3: Reißverschluss als Sinnbild für den Forschungsgegen-
stand: Verzahnung, Schnittstellen und Spannungslinien von planeri-
schen und politischen Prozessen. Quelle: Eigene Darstellung.
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verwaltung zu beraten und Entscheidungen zu treffen. Der 
Rat gilt als „Vertretung der im Ort ansässigen Bevölkerung“ 
(Kipke 2000, in Pollex 2017: 224) und ist das „zentrale Or-
gan der politischen Willensbildung“, die alle politischen, 
rechtlichen, kulturellen oder wirtschaftlichen Belange der 
Gemeinde betreffen (Pollex 2017: 224). 

Der Rat besetzt Ausschüsse zu unterschiedlichen Themen 
und bestellt zudem Beiräte, die sich ebenfalls aus Rats-

1)  Gewählte Mandatsträgerinnen und Mandatsträger: beraten, aushandeln, entscheiden

Im Zentrum der Landschaft steht die vereinfachte Struktur 
der Kommunalpolitik im repräsentativen System, wie sie 
nach Grundgesetz Art. 28 in den demokratischen Staats-
aufbau eingegliedert wird (Bogumil und Holtkamp 2006, 
in Pollex 2017: 223). 

Planung verstanden werden als auch Zielgruppen und Wir-
kungsfeld planerischer Aktivitäten sein.

Die Landschaft lokaler Politik gliedert sich in sechs unter-
schiedliche Bereiche, welche nachfolgend erläutert wer-
den. In diesen Bereichen finden jeweils unterschiedliche 
Akteure in Prozessen der Kommunikation und Interaktion 
zusammen.

Abbildung 4: Zusammenspiel von lokaler Politik und Prozessen des Stadtmachens als Teil von lokaler Demokratie. Quelle: Eigene Darstellung

Lokale Demokratie

Lokale Politik
als Teil lokaler Demokratie

Prozesse des Stadtmachens
als Teil lokaler Demokratie

Planung (= Stadtmachen) findet immanent in einem politischen Raum statt. Dabei ist das Verhältnis von 
Planung und lokaler Demokratie mit lokaler Politik nicht einseitig, vielmehr formen sich beide wechselseitig. 
Rat und Bürgermeisterin oder Bürgermeister können als Bestellende von Planung betrachtet werden, doch 
genauso sind sie Adressaten von planerischen Prozessen und Vorschlägen. Das gilt insbesondere dann, wenn 
nicht-hoheitliche Akteure aktiv Stadt machen und gestalten.

Die genauere Struktur und Bezeichnungen hängen in die-
sem Bereich von der Gemeindeordnung beziehungsweise 
Kommunalverfassung des jeweiligen Bundeslandes ab. 
Darüber hinaus variiert Politik auch durch städtische Be-
sonderheiten (Pollex 2017: 221). 

Der Stadtrat besteht aus direkt gewählten Mandatsträge-
rinnen und Mandatsträgern und hat die Aufgabe, zu allen 
Belangen im Aufgabenbereich der kommunalen Selbst-
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Eine Direktwahl einer Bürgermeisterin oder eines Bür-
germeisters wurde in den meisten Bundesländern erst 
durch die Reformen der 1990er-Jahre eingeführt (Kost und 
Wehling 2010). Die Stellung des Stadtoberhauptes variiert 
je nach Gemeindeordnung. Kennzeichnend ist seine Dop-
pelrolle als Vorsitz des Stadtrats und als Leiter der Ver-
waltung, sowie die Aufgabe der Vertretung der Gemeinde 
nach Außen (ebd.).

Die Gemeindeordnungen der Länder (Grundgesetz Art. 
70) legen die Grundlage für das politische Handeln in den 
Kommunen und bringen unterschiedliche Machtarchi-
tekturen mit sich (Kipke 2000, Kost und Wehling 2010, in 
Pollex 2017: 223). So hat beispielsweise der Rat in Sach-

mitgliedern, aber auch anderen wählbaren Bürgerinnen 
und Bürgern zusammensetzen und Entscheidungen des 
Rates vordiskutieren, um Empfehlungen abzugeben (Gi-
sevius 1991). So werden in den Gemeindeordnungen der 
meisten Bundesländer beispielsweise Ausländerbeiräte 
vorgesehen, welche die Interessen ausländischer Einwoh-
nerinnen und Einwohner vertreten sollen (z. B. § 56 GemO).

Vertikal betrachtet gibt es in größeren Kommunen einen 
weiteren Rat auf Bezirksebene, der ebenfalls Belange 
vordiskutiert und zum Teil auch zu Angelegenheiten ent-
scheiden darf, die den Bezirk direkt betreffen (zum Bei-
spiel § 35 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW; Neue Bezirks-
verfassung, 1975). 
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Abbildung 5: Landschaft lokaler Politik. Quelle: Eigene Darstellung
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sachsen das der norddeutschen Ratsverfassung ersetzt, 
in dem ein starker Rat einem schwachen Verwaltungschef 
gegenüberstand, der vom Rat gewählt wurde (Kost und 
Wehling 2010: 11). Die Magistratsverfassung, die dem par-
lamentarischen System nahekommt, sieht eine Stadtver-
ordnetenversammlung als Volksvertretung und einen Ma-
gistrat mit Oberbürgermeisterin oder Oberbürgermeister 
als Stadtregierung vor. Dieses Modell findet sich nur noch 
in Bremerhaven und, in abgewandelter Form mit volksge-
wählter Bürgermeisterin oder Bürgermeister, in Hessen 
(Kost und Wehling 2010).

Prozesse der Kommunikation und Interaktion finden in-
nerhalb der Politik beispielsweise in Form von Beratungen 

sen eine relativ schwache Stellung und ist auf Koopera-
tion mit Bürgermeisterin oder Bürgermeister und Ver-
waltung angewiesen. Das süddeutschen Ratsmodell, das 
sich im Zuge von Kommunalverfassungsreformen immer 
mehr ausgebreitet hat (Pollex 2017: 224), zeichnet sich 
durch eine relativ starke Stellung der Bürgermeisterin 
oder des Bürgermeisters aus (Kost und Wehling 2010). Er 
oder sie nimmt hier eine überparteiliche Rolle ein, wäh-
rend der Rat konkordanzdemokratisch zusammengesetzt 
ist. Dass die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister sich 
zur Durchsetzung ihrer Politik Stimmmehrheiten im Rat 
sichern müssen, stärke die Stellung der Kommunalvertre-
tung insgesamt (Wallneu 2008, in Pollex 2017: 225). So hat 
dieses Modell auch in Nordrhein-Westfahlen und Nieder-
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Aufgaben und damit eine größere Wertschätzung städti-
scher Gesellschaften statt (vgl. Bauer 2012).  

Darüber hinaus sind auch Dritte an Stadtentwicklungspro-
zessen beteiligt, die eigene Ziele mit eigenen Prozessen 
und Projekten verfolgen, aber dennoch an Entscheidungen 
der lokalen Politik gebunden sind. In vielen Fällen lassen 
sich kommunale Ziele und Pläne nur durch Kooperatio-
nen mit Dritten umsetzen, welche über Grundstücke und 
finanzielle Mittel verfügen oder standortrelevante Nutzun-
gen betreiben. Gerade bei großräumigen und komplexen 
Projekten ist man häufig auch beidseitig auf Kooperation 
zwischen öffentlichen und privaten Akteuren angewiesen. 

Bei der Umsetzung durch Dritte kann lokale Politik Ein-
fluss auf Konzepte und Betreibermodelle nehmen sowie 
versuchen, über Förderungen und Regulierungen die ge-
wünschten Ergebnisse zu steuern. Die Leistungen lokaler 
Politik werden auch an den Ergebnissen der Umsetzung 
gemessen. Dabei stehen städtische Leistungen und Ein-
richtungen im Wettbewerb mit anderen Anbietern und sich 
neu entwickelnden alternativen Betreibermodellen. 

2)  Bürgerinnen und Bürger wählen politische Mandatsträgerinnen und Mandatsträger sowie Beiräte 

informelle Absprachen für mindestens ebenso relevant 
wie formelle Regeln der Gemeindeordnung oder Verfas-
sung (Pollex 2017: 222).

und Abstimmungen statt, sowohl vorbereitend als auch in-
nerhalb von Gremiensitzungen. Gemeinderatsmitglieder-
innen und -mitglieder in 15 europäischen Ländern halten 

Überblick siehe Klemisch 1994: 51) sowie zahlreiche For-
men der Bürgerbeteiligung und die Zusammenschließung 
zu Bürgerinitiativen (Roth 1994: 49), die Zivilgesellschaft 
mit lokaler Politik in Verbindung bringen. So unterscheidet 
Gisevius (1991) zwischen Beteiligungsmöglichkeiten, die 
in der Verfassung verankert sind wie Kommunalwahl, Ver-
sammlungsrecht, Mitwirkung der Parteien, Rechtsschutz 
oder auf anderer gesetzlicher Grundlage wie Bürgerent-
scheid, -begehren, -antrag, -versammlung oder Anregun-
gen nach §3 BauGB, freiwilligen Angeboten wie Informa-
tion, Befragung, Planungsforen, Beiräte und organisierter 
Mitarbeit in Form von Bürgerinitiativen, Mitarbeit in Par-
teien, sachkundige Bürgerinnen und Bürger, Bezirks- und 
Gemeindevertreterinnen und -vertreter. 

3)  Umsetzung durch Verwaltung, städtische Gesellschaften und Dritte

Bürgerinnen und Bürger haben in der repräsentativen De-
mokratie das gesetzlich verankerte Recht, Vertreterinnen 
und Vertreter im Stadtrat, Bezirksrat und die Oberbürger-
meisterin oder den Oberbürgermeister direkt zu wählen. 
Dabei ist zu erwähnen, dass die Möglichkeit der „Partizipa-
tion an den meisten formalen Strukturen der repräsenta-
tiven Demokratie auch auf lokaler Ebene“ an die deutsche 
Staatsbürgerschaft geknüpft ist, eine Voraussetzung, die 
viele Einwohnerinnen und Einwohner von Städten nicht er-
füllen. Eine Ausnahme bildet das Wahlrecht bei Kommu-
nalwahlen für Bürgerinnen und Bürger anderer EU-Mit-
gliedstaaten (Wiesner 2018: 31).

Darüber hinaus gibt es Elemente direkter Demokratie, 
zum Beispiel Volksbegehren und Volksentscheid (für einen 

Die kommunale Verwaltung hat in Zusammenhang mit 
dem Stadtrat die Aufgabe, Beschlüsse vorzubereiten und 
umzusetzen. An ihrer Spitze steht die Oberbürgermeisterin 
oder der Oberbürgermeister mit Referentinnen und Refe-
renten, Beigeordneten oder Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern, die ebenfalls Fraktionen angehören können. 
Während die Politik weitgehend ehrenamtlich organisiert 
ist, agiert die Verwaltung hauptamtlich und professionali-
siert (bpb - Bundeszentrale für politische Bildung o. J.-a).

Auf der Umsetzungsebene sind zudem städtische Gesell-
schaften aktiv, die Aufgaben der Daseinsvorsorge oder 
städtische Entwicklungsaufgaben übernehmen, darunter 
Stadtwerke, Verkehrsbetriebe, Wohnungsbaugesellschaf-
ten, Sanierungsträger oder Entwicklungsgesellschaften. 
In deren Aufsichtsrat ist wiederum lokale Politik vertreten. 
Die Verwaltung übernimmt dabei die Aufgabe des Beteili-
gungsmanagements, was die übergreifende, strategische 
Steuerung aller Unternehmen umfasst, die im Eigentum 
der Kommune stehen oder an denen sie beteiligt ist (vgl. 
Klug 2013). Nach Phasen umfassender Privatisierung fand 
in den letzten Jahren eine Rückbesinnung auf kommunale 
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Die Prozesse des Agenda-Setting werden also von Markt, 
Zivilgesellschaft, Intermediären und der Politik vorange-
trieben. Zum Teil organisiert auch die Verwaltung vor-
politische Prozesse, also Prozesse, die Entscheidungen 
der Stadtpolitik herbeiführen oder überhaupt erst mög-
lich machen sollen. Zudem bringen sich Akteure von au-
ßerhalb der Kommunen ein: Unternehmen und NGOs, die 
deutschlandweit, international agieren; Parteien, die bis 
zur Bundesebene organisiert sind; aber auch Bündnisse 
und Netzwerke von Initiativen, die überlokal arbeiten und 
eine gemeinsame Agenda verfolgen.

Ein klassischer Ansatz zur Beschreibung des Agenda-Set-
ting betrachtet dieses als das Ergebnis eines Konflikts 
zwischen zwei Akteuren, bei dem der Akteur mit geringe-
rer politischer Macht versucht, die Aufmerksamkeit auf 
ein Thema zu lenken (Schattschneider 1960, in Jann und 
Wegrich 2006: 46). Andere sehen Agenda-Setting als den 
Prozess der Filterung von Themen und Problemen, der 
zur Nichtentscheidung, also zum Ausschluss bestimmter 
Themen von der Agenda führt. Der entscheidende Schritt 
sei hierbei, ein Thema oder Problem von seiner Erken-
nung auf die formelle politische Agenda zu führen (Jann 
und Wegrich 2006: 46).

Bildung von Koalitionen sind auf kommunaler Ebene keine 
Seltenheit, wenn der Rat in Mehrheits- und Oppositions-
fraktionen aufgeteilt ist. Gross (2017: 193) stellt fest, dass 
theoretische Ansätze zur Erklärung nationaler Koalitions-
bildungen auf die kommunale Ebene übertragbar sind. Die 
Voraussetzung ist, dass konkurrierende Parteien im Rat 
vertreten sind und weniger Wählergemeinschaften, die 
Entscheidungen häufig im Konsens treffen. 

Im hoch kommunikativen Prozess der Meinungsbildung 
spielen Kommunikation und Interaktion zwischen Parteien 
und ihren Wählerinnen und Wählern, aber auch innerhalb 
breiter Kreise der Stadtgesellschaft eine große Rolle. So 
greifen Fraktionen auch aktuelle Themen oder bestimmte 
Projekte der Stadtentwicklung auf, um ihre Wählerinnen 
und Wähler direkt anzusprechen – auch außerhalb des 
Wahlkampfs.

4) Politische Parteien

Über ihre Parteizugehörigkeit sind lokale Mandatsträge-
rinnen und Mandatsträger horizontal über lokale Fraktio-
nen anderer Gemeinden und vertikal mit den Fraktionen 
auf Landes- und Bundesebene ins politische System ein-
gebettet. In Deutschland gibt es vor allem in Großstädten 
einen hohen Grad an Parteipolitisierung, sodass der Par-
teienwettbewerb dem auf Landes- und Bundesebene äh-
nelt (Holtmann 2002, in Gross 2017: 195). Nach dem Par-
teiengesetz haben Parteien die Aufgabe, an der politischen 
Willensbildung des Volkes mitzuwirken, indem sie unter 
anderem Bewerber für die Wahlen in Bund, Ländern und 
Gemeinden aufstellen und „für eine ständig lebendige Ver-
bindung zwischen dem Volk und den Staatsorganen sor-
gen“ (Parteiengesetz 1967, §1 (2)). Lokale Parteien sind 
hauptsächlich ehrenamtlich organisiert, dienen aber auch 
der Rekrutierung von Berufspolitikerinnen und -politikern 
in Bund und Ländern (bpb - Bundeszentrale für politische 
Bildung o. J.-b).

5) Prozesse des Agenda-Setting

Burckhardt (2017: 105) beschreibt, dass lokale Politik sich 
durch das „Aufwerfen von Streitfragen, Issues“ vorwärts-
bewegt; kommunale Politiker greifen diese einzeln auf und 
verwenden sie im „Wettlauf um Stimmen“. Nur wenn Po-
litik beschließt, sich um ein Problem zu kümmern, wird 
die Verwaltung damit beauftragt. Dabei liegt bereits in der 
Wortwahl bei der Beschreibung des Problems die Rich-
tung des Lösungsansatzes; somit würde derjenige, der 
den Übelstand zum ersten Mal formuliert, die „Art seiner 
Bekämpfung“ bereits festlegen (ebd., 109).

Verschiedenste Interessensgruppen von lokaler und über-
lokaler Ebene organisieren sich, um auf die Agenda der 
lokalen Politik Einfluss zu nehmen. Dies können zivilge-
sellschaftliche Initiativen oder Vereine sein, aber auch Un-
ternehmen, Investorinnen und Investoren, Eigentümerin-
nen und Eigentümer oder Think Tanks. Auch die Presse, 
Kirchen und Verbände können dabei eine Rolle spielen. 
Akteure innerhalb und außerhalb der Politik gestalten so 
gemeinsam die Agenda, indem sie die Aufmerksamkeit auf 
bestimmte Probleme lenken (Jann und Wegrich 2006: 45). 
Der Einfluss dieser Gruppen auf politische Entscheidun-
gen hängt laut Birkland (2006: 65) nicht einfach davon ab, 
wer die überzeugendsten Argumente liefert, sondern von 
der Macht der jeweiligen Gruppe.
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Gruppen bringen sich im Bereich der Stadtentwicklung 
ein, von Einzelhandel über Baukultur, kreative und sozial-
ökologische Milieus bis hin zur Wohnungswirtschaft. Das 
kann die laufende Gesprächskultur sein, die sich rund um 
konkrete Fragen und Projekte entwickelt. Zum Teil spitzen 
sich Debatten rund um aktuelle Themen wie Klimawandel 
oder bezahlbares Wohnen zu, wie sich in einigen der nach-
folgend untersuchten Fallstudien zeigen wird. 

Prozesse der Kommunikation und Interaktion finden auf 
dieser Ebene zwischen allen Gruppen statt, und zwar 
überwiegend nicht in formalisierten Prozessen und For-
maten. Dabei kann es sich um der Öffentlichkeit weitge-
hend verborgene Hintergrundgespräche und Lobbyarbeit 
handeln oder auch die Form eines bewusst öffentlich ge-
führten Diskurses über Stadtentwicklung annehmen, wie 
er von verschiedenen Akteuren und Allianzen gepflegt wird 
(Förster und Ramisch 2016). Unterschiedliche Szenen und 

6) Prozesse des Planens und die Stufen der Konkretisierung

theoretischen Ansätzen auf: Warum wird geplant? Was 
wird geplant? Wie wird geplant (Wiechmann 2019)?

Lagopoulus (2009: 135, in Pissourios 2014: 83) erklärt, 
dass Stadtplanung keine Wissenschaft, also kein analy-
tisches Feld, sondern ein angewandtes Feld sei, das un-
trennbar mit der politischen Sphäre verbunden ist. Der 
politische Aspekt der Planung wurde in den Theorien bis in 
die 1970er jedoch wenig beachtet; Planung wurde haupt-
sächlich als technokratische Prozesse dargestellt. In ei-
nem der ersten Planungsmodelle, das in den 1940ern an 
der Universität Chicago gelehrt wurde, hatte der oder die 
rational handelnde Planerin oder Planer die Rolle, poli-
tisch vorgegebene Ziele in einen Plan zu übersetzen, der 
von der Verwaltung umgesetzt werden solle (Meyerson 
und Banfield 1955, in Wiechmann 2019: 5). Doch bereits 
1955 war Meyerson und Banfield klar, dass dieses ratio-
nalistische Modell „naiv und grob vereinfachend war, die 
Planungspraxis hingegen durchweg politisch“ (ebd.). In 
späteren Ansätzen wurde Planung stärker als politischer 
Diskurs betrachtet, was mit dem kommunikativen Ansatz 
nach Habermas auf die Spitze getrieben wurde (Pissourios 
2014: 84). Foster und Healy entwickelten auf Grundlage 
der abstrakten Philosophie Habermas‘ eine Sichtweise, 
die Planung und Politik gleichsetzte. Der kommunikative 
Ansatz legt laut Pissourios (ebd.) den Fokus auf theore-
tische Fragestellungen in Bezug auf den normativen Teil 
einer Entscheidungsfindung, während die typischen Be-
standteile einer Planungstheorie fehlen, wie etwa die Ana-
lyse des Raumes oder die Methodik der Intervention. 

In den 1990er Jahren erhielten Gedanken aus Governan-
ce-Forschung Einzug in den planungstheoretischen Dis-
kurs, wodurch Planung stärker an die Frage der Akteure 
und deren Handlungsfähigkeit rückte (Wiechmann 2019: 
7). Auch wenn das Feld der Planungstheorie bis heute 

Dieser Landschaft politischer Prozesse steht jene der Pla-
nungswelt gegenüber, die hier nur als vereinfachter Kreis-
lauf dargestellt wird. Planung geschieht durch Verwaltung, 
Planungsbüros, Eigentümerinnen und Eigentümer, Bau-
verantwortliche, städtische Gesellschaften, Nutzende 
sowie Nachbarinnen und Nachbarn in iterativen Arbeits-
schritten, die von der Planungswelt in die Alltagswelt 
übergehen (vgl. Schönwandt 2002). 

Üblicherweise wird Planung bewusst von der politischen 
Entscheidung getrennt: die Politik erteilt Aufträge an die 
Planerinnen und Planer, die ihre Analysen und Entwürfe 
der Politik vorstellen, die wiederum beschließt, was um-
gesetzt werden soll (Burckhardt 2017: 106). Der Versuch, 
die Fachwelt von den „Verquickungen mit der Macht zu lö-
sen“, hat laut Burckhardt (ebd.) eine lange Tradition, doch 
verschwimmt die Grenze zwischen beiden immer wieder. 
Als Spannungslinie in diesem Verhältnis sieht Burckhardt 
beispielsweise die komplexe Realität städtebaulicher Pla-
nungsgutachten, deren Analyse und Lösungsvorschlag 
eine Gutachterin oder ein Gutachter unmöglich vollstän-
dig überblicken könne, sodass er Informationen selektiere 
und seine Entscheidung somit „bestenfalls auf Intuition, 
schlimmstenfalls auf einer Einflüsterung von außen, ver-
mutlich aber auf einem Kompromiss“ beruhe (Burckhardt 
2017: 108).

Dieser Planungskreislauf kann auf unterschiedlichen 
Konkretisierungsebenen dargestellt werden, von Orien-
tierungsrahmen über Planungs- und Baurecht bis hin zu 
Umsetzung, Realisierung und Betrieb. Auf jeder dieser 
Stufen gibt es unterschiedliche Punkte, die ein Zusam-
menspiel mit lokaler Politik ermöglichen oder auch einen 
politischen Beschluss erfordern. Die Begriffe der Polity, 
Policy und Politics aus den Politikwissenschaften tauchen 
als drei Grundfragen in den unterschiedlichen planungs-
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die klassische Situation und Rollen lokalen Politik einer 
Auswahl aktueller Entwicklungen im jeweiligen Bereich 
gegenübergestellt.

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, 
 Bezirk und Bürgerinnen und Bürgern

Das Verhältnis von Rat zu Bezirken und ge-
wählten beratenden Vertreterinnen und Ver-
tretern und Bürgerinnen und Bürgern

Ein Bereich, in dem neue Formen des Stadtmachens Ver-
änderungen für lokale Politik hervorrufen können, ist die 
Beziehung zwischen Stadtrat, der Bezirksebene und den 
Bürgerinnen und Bürgern einer Stadt. Wie im letzten Ka-
pitel dargestellt, besteht dieses Verhältnis in der reprä-
sentativen Demokratie in erster Linie aus der Wahl von 
Vertreterinnen und Vertretern durch das Volk, doch in der 
Praxis gestaltet sich die lokale Demokratie deutlich viel-
schichtiger. 

Zunehmend wird anerkannt, dass bürgerschaftliches En-
gagement einen wichtigen Beitrag zum städtischen Zu-
sammenleben leistet und stellenweise auch kommunale 
Aufgabenbereiche übernimmt oder unterstützt. Daher 
sind nicht nur aktive Bewegungen aus der Bürgerschaft 
zu erkennen, sondern auch Beteiligung von oben. Klein-
feld (1996: 67) beschreibt eine partizipative lokale Poli-
tik, die versucht, „durch möglichst breite Aktivierung von 
Akteuren eine Stadtentwicklung zu realisieren, die Mar-
ginalisierung verhindert oder minimiert“. Leggewie und 

2.2 Sechs Spannungslinien: Veränderungen 
lokaler Politik in Prozessen des Stadt-
machens

Untrennbar verbunden mit sich verändernden Formen des 
Stadtmachens erlebt auch lokale Politik neue Situationen 
– aufgrund der besonderen Größenordnung oder Komple-
xität anstehender Aufgaben, einer Vielzahl von Akteuren 
oder neuen Formaten der Kommunikation und Beteiligung.

Dieses Forschungsprojekt versteht Stadtmachen als die 
aktive Gestaltung von Stadtentwicklung durch verschie-
dene Akteure. Dies kann hoheitliche Prozesse beinhal-
ten, aber auch Prozesse, die aus der Privatwirtschaft, aus 
Kooperationen, von Eigentümerinnen und Eigentümern 
oder von Nutzerinnen und Nutzern vorangetrieben wer-
den. Stadt wird heute in einer Vielzahl unterschiedlicher 
Allianzen koproduziert und ist von einer Pluralität von An-
sätzen geprägt. Auf der einen Seite mag das Vertrauen 
in Politik schwinden, auf der anderen Seite wächst aber 
auch die Unzufriedenheit mit rein marktwirtschaftlicher 
Entwicklung. Andere Formen der Teilhabe und Mitgestal-
tung von politischen und planerischen Prozessen, darunter 
auch die Koproduktion von Stadt, werden gesucht und in 
unterschiedlicher Weise umgesetzt.

Diese Prozesse, die intensive Kommunikation und Betei-
ligung vielfältiger Akteure mit sich bringen, können auf 
der Landkarte lokaler Politik in unterschiedlichen Be-
reichen und Beziehungen Spannungen hervorrufen. Die 
Spannungslinien lösen Bedarf nach Kommunikation aus, 
beziehungsweise den Bedarf, Kommunikation zu koordi-
nieren – sowohl innerhalb als auch zwischen politischen 
Prozessen und Prozessen des Stadtmachens. Im Folgen-
den werden mögliche Spannungslinien beschrieben und 

munikation wie auch komplexe, mehrstufige Kommuni-
kationsfolgen durch. Die Zunahme der Intensität der An-
sprache verschiedener Anspruchsgruppen steht in engem 
Zusammenhang mit der Entwicklung lokaler Politik wie 
auch lokaler Demokratie. Politische Akteure nehmen in 
vielen Fällen an diesen Verfahren aktiv oder passiv teil – in 
jedem Fall aber sind sie auch Adressatinnen und Adres-
saten dieser Prozesse. Denn nach jeder Arbeitsphase der 
Planenden und der Verwaltung – ob Problemerkundung 
und -deutung oder die Entwicklung von Lösungsvarianten 
– steht wieder ein politischer Beschluss als Verständigung 
über das Vorgehen an (Schönwandt 2002: 41). 

fragmentiert bleibt, konstatiert Wiechmann (2019: 8) ei-
nen generellen Wandel vom „administrativ-technischen 
Plänemachen zur Gesamtgesellschaftlichen Aufgabe“ und 
vom „planenden Erfüllungsgehilfen zu politisch agieren-
den Planungsakteuren“.

In der Gestaltung von Planungsprozessen spielt die ab-
sichtsvoll gestaltete Kommunikation und Interaktion mit 
den verschiedenen Akteursarenen eine zentrale Rolle. 
Die für die Planung verantwortlichen Akteure in der Ver-
waltung, aber auch in städtischen Gesellschaften oder 
Dritte führen einzelne Angebote und Formate der Kom-
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bekommt, sehen viele Städte sich vor Verteilungsfragen 
eines knappen Haushalts und einer zunehmenden Pola-
risierung der Stadtgesellschaft. Während besser Verdie-
nende mit verstärktem lokalem politischem Engagement 
antworten, reagiert das untere Drittel der Gesellschaft 
zunehmend mit Wahlenthaltung (Holtmann, Rademacher 
und Reiser 2017: 21); Glaab (2016: 4) verbindet diese Ten-
denzen mit den Begriffen „Wutbürger“ und „Apathie“. Viele 
Menschen fühlen sich von ihren gewählten Mandatsträ-
gerinnen und Mandatsträgern nicht mehr angemessen 
und ehrlich vertreten (Lietzmann 2016: 47). Das Stan-
dard-Modell der Repräsentation, das auf einem staats-
rechtlichen Konzept basiert, hat laut Lietzmann (2016: 54) 
seine Repräsentativität verloren und stimmt „nicht mehr 
mit dem Bild überein, das die politische Gesellschaft von 
ihrer eigenen Entscheidungskraft hat“. Unter dem Begriff 
der Postdemokratie wird häufig Colin Crouch zitiert, der 
einen Legitimitätsverlust der gewählten Vertreterinnen 
und Vertreter durch zunehmenden Einfluss privater Inte-
ressen einer privilegierten Elite kritisiert (Mouffe 2011: 3).

Sicht der lokalen Politik auf Beteiligung

Lange Zeit drehte sich der Diskurs der lokalen Politik-
forschung somit um die Krise der repräsentativen De-
mokratie, was etwa durch schwindende Mitgliederzahlen 
der Parteien illustriert wurde (Holtmann, Rademacher 
und Reiser 2017: 14), während Bürgerinitiativen zum Teil 
eine höhere Glaubwürdigkeit genießen als Politik (Roth 
1994: 228). Es wurde angenommen, dass Lokalpolitik einen 
Kompetenzverlust durch neue Beteiligungsinstrumente 
befürchtet und diesen somit ablehnend gegenüberste-
hen würde. In repräsentativen Umfragen wurde jedoch 
festgestellt, dass die Mehrheit der Ratsmitglieder deut-
scher Städte Bürgerbeteiligung begrüßen und sie in ihre 
Handlungsrahmen aufgenommen haben (Kersting 2016: 
107). Auch eine Studie der Bertelsmann Stiftung und des 
Staatsministerium Baden-Württemberg (2014, in Neun-
ecker 2016) ergab, dass Entscheidungsträger in deutschen 
Kommunen mehrheitlich der Auffassung sind, dass Be-
teiligung politische Entscheidungen verbessern und neue 
Ideen hervorbringen könne. 

Politisches Potenzial der Beteiligung

Glaab (2016: 3) beschreibt für das Verhältnis von Poli-
tik und Beteiligung zwei verknüpfte Diskussionen: zum 
einen die Stärkung direktdemokratischer Strukturen in 
Deutschland und zum anderen das „vielfältige Spektrum 
informativer, dialogischer und konsultativer Beteiligungs-
formen“. Beide Entwicklungen werden oft als Chance für 
die „Revitalisierung der Demokratie“ gesehen. So dienen 

Nanz (2016: 340) formulieren die Idee einer „Konsultative“, 
also Beratung durch Zivilgesellschaft, als „vierte Gewalt 
im Staat“.

Bürgerbeteiligung, die über Wahlen und direktdemokra-
tische Instrumente hinausgeht, folgt in Deutschland seit 
der 1968er-Bewegung einer wellenartigen Entwicklung. 
So formalisierte das Städtebauförderungsgesetz 1971 
Bürgerbeteiligung in städtebaulichen Planungsprozes-
sen (Hierlemann 2010: 52) und im Jahre 1973 verdoppelte 
sich die Anzahl der Bürgerinitiativen von 1.400 auf rund 
3.000 (Kodolitsch 1975: 266, in Hierlemann 2010: 52). Gut 
40 Jahre später ermitteln Simonson und Vogel (2017) auf 
Grundlage von Daten des Deutschen Freiwilligensurveys 
2014, dass 22,5 Prozent der Bürgerinnen und Bürger über 
14 Jahre an Bürgerinitiativen teilnehmen. 

In der Bauleitplanung ist Beteiligung bereits seit 1960 ge-
setzlich im Baugesetzbuch § 3 verankert, wobei den Kom-
munen die Wahl der Beteiligungsformate freisteht, solange 
diese die Anforderungen erfüllen, frühzeitig über Ziele, 
unterscheidende Lösungen und voraussichtliche Auswir-
kungen zu informieren sowie der Öffentlichkeit Möglichkeit 
zur Äußerung und Erörterung zu gewährleisten (BauGB §3; 
Netzwerk Netzwerk Bürgerbeteiligung 2015).

Die Rolle der Bezirksebene hängt dabei maßgeblich vom 
jeweiligen Bundesland ab. Während Bezirke in Nord-
rhein-Westfalen ein Budget aus dem Haushalt der Stadt 
erhalten und über Belange entscheiden dürfen, die den 
Stadtteil direkt betreffen, hat diese Ebene in anderen Län-
dern eine rein beratende Funktion oder existiert nur in 
Form von Vereinen.

Krise der repräsentativen Demokratie?

Gerade in Städten sind drängende Probleme der Gesell-
schaft häufig direkt zu beobachten, sodass sich dort ver-
mehrt nicht-staatliche Akteure herausbilden, die lokal-
politisches Geschehen jenseits von Rat und Verwaltung 
beeinflussen. So spielte die lokale Politikforschung eine 
Rolle bei der Begründung einer deutschsprachigen Go-
vernance-Debatte (Barbehön und Münch 2017: 6). Es steht 
außer Frage, dass sich die Rolle lokaler Politik in den letz-
ten Jahren und Jahrzehnten verändert hat. Kleinfeld (1996: 
247) beobachtet, dass gewählte Vertreterinnen und Vertre-
ter sich aus dem Tagesgeschäft zurückziehen und sich auf 
strategische Rahmenbedingungen konzentrieren. Er sieht 
ein Spannungsverhältnis in ihrer Funktion als Bürgerver-
treterinnen und -vertreter und ihrer Rolle als „Aufsichts-
rat im Unternehmen Stadt“ (ebd.). Obwohl die kommu-
nale Ebene tendenziell immer mehr Aufgaben überlassen 
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Stadtgesellschaft selbst über die Verteilung von Mitteln 
entscheidet (Glaab 2016: 16). Die Auswirkung der Beteili-
gung auf politische Entscheidungen bleibt laut Neunecker 
(2016: 209) gering und oft diffus. Die Ursachen sieht Neun-
ecker zum einen darin, dass Politiker Vorschläge nicht be-
achten, da sie in ihrer Selbsteinschätzung bereits so gut 
mit der Stadtgesellschaft vernetzt sind, dass vorherr-
schende Themen und Meinungen bekannt sind, oder aber 
weil die Zahl und Zusammensetzung der Teilnehmenden 
nicht als aussagekräftig empfunden wird. Zum anderen 
wird es mit einer sachlichen und zeitlichen Überforderung 
der ehrenamtlichen Politiker in Verbindung gebracht. Die 
Haushaltssituation führe ebenfalls dazu, dass Vorschläge 
nicht berücksichtigt werden können.

Aleatorische Verfahren, bei denen Teilnehmende nach 
Zufallsprinzip ausgewählt werden, sieht Rieg (2017: 316) 
als einen Weg, die Repräsentativität von Beteiligung zu 
verbessern. Leggewie und Nanz (2016, in Rieg 2017: 328) 
schlagen die Beratung durch ausgeloste Vertreterin-
nen und Vertreter der Zivilgesellschaft als „Vierte Ge-
walt im Staat“ vor – eine „Konsultative“. Haus (2002: 81) 
beschreibt eine deliberative Demokratie, in der öffentli-
che Beratungsprozesse zu einer „prozedural hergestell-
ten Legitimation politischer Entscheidungen“ führen soll. 
In Verbindung mit Kommuntarismus führe die delibera-
tive Demokratie zu einer „kooperativen Demokratie“ als 
drittes Standbein neben der repräsentativen und direk-
ten Demokratie (ebd., 97). Es bleibt die Frage, inwieweit 
gewählte Entscheidungsträger sich vorab an Ergebnisse 
binden können. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Ratsmitglieder 
insgesamt gegenüber neuer Beteiligungsformen aufge-
schlossen sind, sich aber nicht als gewählte Repräsen-
tanten „aus der Verantwortung entlassen“ sehen (Kers-
ting 2016: 107). Die vorliegende Studie kann überprüfen, 
ob diese Einschätzung auch in den sechs ausgewählten 
Sonderfällen beobachtet werden kann.

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen 
Rat, Verwaltung, städtischen Gesellschaften 
und  Dritten

Das Verhältnis von Rat zu Verwaltung, 
 städtischen Gesellschaften und Kooperation 
mit Dritten sowie Formen des Stadtmachens 
mit schwacher oder keiner hoheitlichen 
 Beteiligung

Beteiligungsmaßnahmen, wie sie häufig im Rahmen von 
Planungsprozessen stattfinden, dazu die Legitimation der 
Planung selbst auf drei Ebenen zu stärken:

• Input-Legitimation, indem mehr Gelegenheiten zur 
Partizipation im politischen Prozess geboten werden;

• Throughput-Legitimation, indem Entscheidungspro-
zesse offener und transparenter werden;

• sowie Output-Legitimation, indem das Ergebnis unter 
Mitwirkung von Bürgerinnen und Bürgern verbessert 
wird (Glaab 2016: 6).

Neue Methoden und Formate

Obwohl 79 Prozent der Bevölkerung die Stärkung von di-
rekt-demokratischen Elementen befürworten, bleiben sie 
bislang eine seltene Ausnahme (Erler, in Sommer 2017: 
290). Deutlich häufiger finden sich in der Praxis neue For-
mate wie Zukunftsforen, Runde Tische oder Planungszel-
len, die „jenseits der Kontroverse von repräsentativer oder 
direkter Demokratie“ liegen (Haus 2002: 97). Auch eine 
Studie der Bertelsmann Stiftung, die 16 neue, teils techno-
logiegestützte Verfahren und Methoden der Bürgerbeteili-
gung vergleichend untersucht, betont deren Potenzial, die 
„Kluft zwischen Politik und Bürgern“ zu verringern (Hier-
lemann 2010: 50).

Neue Technologien stellen jedoch nicht automatisch ei-
nen verständigungsorientierten Diskurs her und schließen 
nicht alle Teile der Gesellschaft gleichermaßen mit ein 
(Glaab 2016: 15). Roth (2016: 61) sieht die Gefahr, dass Be-
teiligung politische Ungleichheit steigere, indem sie sozial 
selektiv sei, Minderheitenrechte gefährde, und die delibe-
rative Qualität vor allem Online zu wünschen übriglasse. 
Die ungleiche Mitwirkung sei jedoch kein Naturgesetz der 
Beteiligung, sondern die Folge wachsender gesellschaft-
licher Ungleichheiten (Roth 2016: 71).

Repräsentativität der Beteiligung

Bei allen aktuellen Tendenzen, Bürgerinnen und Bür-
ger an der Stadtentwicklung teilhaben zu lassen, bezie-
hungsweise deren aktivem Bestreben nach mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten, bleibt letztlich die Frage, inwieweit 
repräsentative Entscheidungstragende Verantwortung ab-
geben wollen und dürfen. Da die Teilnehmenden an Betei-
ligungsverfahren nicht mandatiert sind, die Bürgerschaft 
als Ganzes zu vertreten, beschränkt sich deren Einfluss 
im Normalfall auf die Vorbereitung von Entscheidungen. 
Das Budgetrecht ist den Gemeindeordnungen nach nicht 
übertragbar (Neunecker 2016: 204). Eine Ausnahme stel-
len geregelte Fälle wie Bürgerhaushalte dar, in der die 
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NPM, PPP und die Rückbesinnung auf kommunale Auf-
gaben

Tendenzen der Liberalisierung seit den 1990er Jahren er-
öffneten neue Möglichkeiten der Kooperation mit Wirt-
schaftsakteuren und beeinflussten auch städtische Ver-
waltungsapparate. Unter dem Begriff des New Public 
Management (NPM) wurde versucht, Verwaltungshand-
lung in betriebswirtschaftlicher Logik zu reformieren 
(Schröter und Wollmann 2005).

Mayer (1994: 441) beschreibt ein zunehmendes Engage-
ment der lokalen Politik in der wirtschaftlichen Entwick-
lung der Stadt, sodass die traditionelle Trennung zwischen 
den einzelnen Politikfeldern wie Arbeitsmarkt-, Sozial-, 
Bildungs-, Kultur- und Umweltpolitik aufgebrochen und 
auf wirtschaftspolitische Maßnahmen bezogen wird. Im 
Bereich der Umsetzung von Planungsprozessen wird so-
mit auch die Zusammenarbeit mit städtischen und pri-
vaten Unternehmen und Organisationen wie Stiftungen, 
Wohlfahrtsverbände, kirchliche Einrichtungen oder Ge-
werkschaften immer wichtiger (ebd.). In einem vom BBSR 
beauftragten Gutachten wird festgestellt, dass Public-Pri-
vate-Partnerships (PPP) sich beispielsweise im öffentli-
chen Hochbau weltweit etabliert haben (BBSR 2003). Der 
Vorteil für die öffentliche Hand liege nicht nur darin, kom-
munale Aufgaben schneller und effizienter auszuführen 
zu können, sondern auch in höherer Kostentransparenz 
und in einem Knowhow-Transfer aus der Privatwirtschaft 
in die Verwaltung.

Nach dieser Phase der Privatisierung wird nun vielerorts 
ein Ruf nach Rückbesinnung auf die Rolle städtischer Ge-
sellschaften für die Sicherung der Daseinsvorsorge und 
auch für die Bewältigung aktueller Herausforderungen 
(bezahlbares Wohnen, Klimaschutz) laut (vgl. Schneider 
und Sinning 2013). Auch im Lichte umfassender Digitali-
sierung wird die Frage nach hoheitlicher Steuerung digi-
taler Infrastrukturen immer wichtiger (Kitchin, Cardullo 
und Feliciantonio 2019). Mit dieser Rückbesinnung gewinnt 
auch lokale Politik wieder an Verantwortung.

Zivilgesellschaft und Intermediäre als Macherinnen 
und Macher

In Planungsprozessen werden Bürgerinnen und Bürger 
nicht nur von oben beteiligt. Durch die zunehmend proak-
tive Rolle der Stadtgesellschaft in politischen, wie auch in 
Planungsprozessen werden Initiativen, Vereine und sons-
tige zivilgesellschaftliche Akteure und Organisationen häu-
fig selbst zu Umsetzenden und Projektmachenden – sei es 
mit oder ohne Unterstützung der lokalen Politik. Beispiele 

Die zweite Spannungslinie umfasst das Verhältnis von Rat 
zu Verwaltung, städtischen Gesellschaften und Koopera-
tion mit Dritten sowie Formen des Stadtmachens ohne 
hoheitliche Beteiligung. Die Umsetzung oder Vollzug von 
Entscheidungen durch Institutionen, die häufig, aber nicht 
immer dem öffentlichen Sektor angehören, wird von Jann 
und Wegrich (Jann und Wegrich 2006: 51) als eigene Phase 
des Politikprozesses beschrieben. O’Toole (2000: 266, in 
Jann und Wegrich 2006: 51) definiert Umsetzung als das, 
was zwischen der Absicht der Regierung, etwas zu tun oder 
aufzuhören, etwas zu tun, und den letztendlichen Auswir-
kungen in der echten Welt passiert. In den ausgewählten 
Fällen betrachtet das Forschungsprojekt in diesem Zu-
sammenhang die Rolle der Umsetzungsebene oder Pro-
jektmacherinnen und Projektmacher im Wechselspiel mit 
lokaler Politik.

Umsetzung durch die Verwaltung

Die Stadtverwaltung stellt im Sinne der kommunalen 
Selbstverwaltung die Umsetzerin des kommunalen poli-
tischen Willens dar. Einer Vorstudie zur Rolle lokaler Po-
litik in Stadtentwicklungsprozessen (Francke, Vogt und 
Dehmel 2018) ist zu entnehmen, dass der Verwaltung und 
ihren Kommunikationsprozessen mit lokaler Politik eine 
Schlüsselrolle zukommt. Durch den Wissensvorsprung, 
den die hauptamtliche Verwaltung den ehrenamtlichen 
Politikern gegenüber hat, ist eine fachliche Informations-
arbeit der Verwaltung vorab notwendig, um etwa eine fun-
dierte Entscheidungsfindung in Bauausschüssen zu ge-
währleisten. Beteiligungsformate, die entwickelt wurden, 
um Bürgerinnen und Bürger anzusprechen, halfen bei-
spielsweise der Politik in Darmstadt, sich frühzeitige und 
leicht zugängliche Information zu verschaffen. Niedrig-
schwellige Kommunikation durch die Verwaltung scheint 
hier ein Schlüssel zu Beteiligung, Transparenz und gegen-
seitigem Vertrauen zwischen Bürgerinnen und Bürgern, 
der Politik und der Verwaltung selbst (Francke, Vogt und 
Dehmel 2018).

Die politische Entscheidung zu einer bestimmten Vorge-
hensweise oder Verabschiedung eines Programms stellt 
keine Garantie dar, dass Maßnahmen vor Ort den Zielvor-
stellungen der Entscheidungsträger entsprechen (Jann 
und Wegrich 2006: 51). Mit der Implementationsforschung 
widmet sich ein ganzer Forschungsstrang dieser Beob-
achtung (Schammann 2017: 94).

Die „kooperative Demokratie“ (siehe Kapitel 2.2 zu Span-
nungslinie 1) führt laut Haus (2002: 98) zu einer Stärkung 
der Verwaltung gegenüber dem Rat, da auch Grundsatz-
entscheidungen ausgelagert werden.
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In dieser Spannungslinie findet sich das Verhältnis von 
politischen Parteien und gewählten Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger zu anderen Gruppen im Prozess des 
Agenda-Setting. Das Augenmerk liegt hier nicht nur dar-
auf, welche Themen in den einzelnen Fällen aufkommen, 
sondern von welchen Akteuren sie mit welcher Absicht 
eingebracht werden. Stadtentwicklungsprojekte könnten 
beispielsweise auf bestehenden Agendathemen aufset-
zen und sich so schnellere politische Zustimmung sichern; 
umgekehrt könnte die Umsetzungsebene auf die politische 
Themenfindung einwirken und neue Diskurse in der Stadt-
öffentlichkeit anregen. 

Rolle der Parteien

Eine besondere Rolle in der Bestimmung, welche Themen 
und Probleme auf die formelle politische Agenda erho-
ben werden, spielen die politischen Parteien (Jann und 
Wegrich 2006: 46). Mit dem zuvor angesprochenen Ver-
trauensverlust und der abnehmenden Mitgliederzahlen 
der Parteien gewinnen andere Gruppen im Agenda-Setting 
an Bedeutung. Die Rekrutierungsfähigkeit der Parteien hat 
sich zwischen 1990 und 2014 halbiert (Holtmann, Rade-
macher und Reiser 2017: 14). Da die Leistungsfunktionen 
der Politik verstärkt auf die kommunale Ebene übergehen 
und die Kommunen etwa ein Drittel aller öffentlichen Auf-
gaben bewältigen, bleibt die funktionale Bedeutung der 
Parteien jedoch unstrittig (ebd., 16). Vor allem in Großstäd-
ten bieten Parteien den Wählerinnen und Wählern eine 
Orientierung. In kleineren Kommunen wird hingegen da-
von ausgegangen, dass Parteipolitisierung abnimmt und 
Wählergemeinschaften immer mehr Zuspruch erhalten 
(bpb - Bundeszentrale für politische Bildung o. J.-b).

Aktuelle Themen

Ein aktuelles Interesse gilt in der lokalen Politikfor-
schung dem Umgang mit Migration und Vielfalt, der im 
Alltag städtischer Politik und Verwaltung zu einem wich-
tigen Arbeitsfeld geworden ist (Lang 2017: 351). Aufgrund 
überkommunaler Handlungsempfehlungen und Förder-
programme ähnelt sich lokale Flüchtlingspolitik in ihren 
Programmen und Zielen, wird jedoch in der lokalen Praxis 
unterschiedlich umgesetzt – beispielsweise in Bezug auf 
die zentrale oder dezentrale Unterbringung von Geflüch-
teten (Lang 2017: 352; Schammann 2017: 91).  

An der Schnittstelle zwischen lokaler Politik und Pla-
nungsprozessen spielt auch die Wohnungsfrage eine im-
mer größere Rolle. Auf allen politischen Ebenen wird wie-
der verstärkt über Wohnungsknappheit, Gentrifizierung, 
sozialräumliche Spaltungen und das sogenannte Recht 

für zivilgesellschaftlich initiierte, gemeinwohlorientierte 
Stadtentwicklungsprojekte finden sich etwa in der Samm-
lung des Netzwerk Immovielien, die sich als „Immobilien 
von Vielen für Viele“ verstehen (Netzwerk Immovielien 
o. J.). Zusammenschlüsse von Akteuren tauchen mit räum-
lichem Bezug auf, wie etwa Konsortien oder Quartiers-
genossenschaften in München (GeQo eG o. J.). Doch auch 
themenbezogen, in Bereichen wie Bildung, Flüchtlingshilfe 
und Integration, mündet das Engagement von Privaten und 
der Zivilgesellschaft in neuen Angeboten, beispielsweise 
neuen Schulen (vgl. Lehn 2019; Campus di Monaco). Viele 
dieser neuen Angebote und Anbieter ergänzen das, was 
städtische Ämter und Gesellschaften – politisch verant-
wortet – leisten und treten zu diesen gelegentlich auch in 
Konkurrenz. Auch Stiftungen und marktwirtschaftliche Ak-
teure engagieren sich mit eigenen Aktivitäten und Projek-
ten in Themenfeldern, die vormals überwiegend hoheitlich 
verantwortet wurden (Nelle et al. 2019). Umgekehrt suchen 
auch hoheitliche Akteure Kooperationen mit privaten, um 
vielfältige Probleme zu bewältigen (BBSR o. J.). 

Im Deutschen Freiwilligensurvey 2014 beschreiben Si-
monson und Vogel (2017) zusammenfassend, dass der An-
teil freiwillig engagierter Menschen steige, die Beteiligung 
sich jedoch zwischen verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen deutlich unterscheide. Die Wahrscheinlichkeit, sich 
zu engagieren, steigt mit dem sozioökonomischen Status. 
Auch Rieg (2017: 318) schätzen die Bereitschaft, sich pro-
jektbezogen politisch zu engagieren, gemeinhin stärker 
ein, als die Bereitschaft, sich einer Partei anzuschließen. 
Legitimation entsteht hier nicht durch Wahlen oder einen 
repräsentativen Querschnitt der Stadtgesellschaft, son-
dern durch Engagement für ein bestimmtes Projekt oder 
Thema (Beck und Schnur 2016). 

Die Fallstudien des vorliegenden Berichts können be-
leuchten, welche Auswirkungen und Reaktionen diese 
Trends in der lokalen Demokratie insgesamt und auf ge-
wählte Vertreterinnen und Vertreter im Einzelnen hervor-
rufen.

Spannungslinie 3: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: Parteien- 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger-Dritte

Das Verhältnis von politischen Parteien  
und gewählten Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern zu anderen Gruppen im 
 Prozess des Agenda-Setting
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Spannungslinie 4: 
Agenda, Beratung, Verhandlung:  
kommunal-überkommunal

Das Verhältnis von kommunalen politischen 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern 
und Parteien zu überkommunaler Politik so-
wie überkommunal organisierten und orien-
tierten Akteursgruppen

Eine zusätzliche Dimension des Agenda-Setting taucht auf, 
wenn auch überkommunale Ebenen mit betrachtet wer-
den. Die vierte Spannungslinie bezieht sich auf das Ver-
hältnis der kommunalen politischen Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger und Parteien zu überkommunaler Po-
litik sowie überkommunal organisierten und orientierten 
Akteursgruppen. In einigen der betrachteten Fälle spielen 
diese Ebenen eine größere Rolle, etwa indem Akteure von 
außerhalb der Kommune zur Finanzierung von Projekten 
beitragen und so jeweils eigene Interessen, Anforderun-
gen und Erwartungen mitbringen.

Multi-Level-Governance

Nach dem Konzept der Multi-Level-Governance (MLG), das 
speziell zur Analyse und Beschreibung der EU-Politik ent-
wickelt wurde, stellen Kommunen die vierte Ebene neben 
der supranationalen EU-Ebene, der mitgliedstaatlichen 
und der regionalen Ebene dar (Marks, Hooghe und Blank 
1996). Häufig wird MLG eingefordert, wenn es darum geht, 
Zukunftsfragen zu bearbeiten, oder um funktionale Zu-
sammenhänge in Agglomerationsräumen, Regionen und 
Metropolregionen zu steuern. So fördert auch die Euro-
pean Spatial Development Perspective (ESDP) der EU die 
Entwicklung polyzentrischer Regionen. Dies bedeutet wie-
derum die Einbeziehung vielfältiger Akteure und zum Teil 
auch die Überschreitung von politischen oder administra-
tiven Grenzen. Davoudi (2008) schlägt als Antwort auf diese 
besonderen Anforderungen an regionale Governance das 
Modell der Open Method of Coordination (OCM) vor, das auf 
Policy Learning basiert, also ein Lernprozess durch freiwil-
lige Zusammenarbeit und gemeinsames Benchmarking.

Varianz zwischen Städten

Schammann (2017: 94) identifiziert zwei Forschungs-
stränge, die die Varianz der lokalen Praxis untersuchen: 
Implementationsforschung, welche die Implementierung 
nationaler Regelungen durch lokale Politik und Verwaltung 
zum Gegenstand haben und lokale Politikfeldanalysen, die 

auf Stadt diskutiert, wobei viele Entscheidungen dazu auf 
kommunaler Ebene getroffen werden. Schöning, Kadi und 
Schipper (2017: 34) sprechen von einer Kommunalisierung 
der Wohnungspolitik, die stark von lokalen Akteuren und 
Rahmenbedingungen geprägt ist. Dennoch haben Kommu-
nen keine Kompetenz, selbst wohnungspolitische Instru-
mente wie Mietpreisbremse oder Förderungen zu erlassen 
(ebd., 52). Es gibt erste Anzeichen, dass Wohnungsmarkt-
politiken, die Privatisierung befördern, einer sozialen Woh-
nungspolitik weicht, in der neue Governance-Strukturen 
wie Bündnisse für Wohnen gefördert werden. Ein vollstän-
diger Paradigmenwechsel ist davon nach Schöning, Kadi 
und Schipper (ebd., 55) noch nicht abzuleiten.

Neue digitale Beteiligungsformate werden, wie in Kapitel 
2.2. zu Spannungslinie 1 dargelegt, sowohl in Planungs- 
als auch in politischen Prozessen eingesetzt. Doch soziale 
Medien betreffen nicht nur konkrete Beteiligungsprozesse, 
sondern beeinflussen insgesamt die öffentliche Meinungs-
bildung und somit die politische Agenda. Kneuer (2017) 
beobachtet, dass soziale Medien Kommunikation be-
schleunigt haben und „permanente Reaktionen der Politi-
kerinnen und Politiker nicht nur auf Nachrichten, sondern 
auch auf Posts, Blogs et cetera erfordert“. Umgekehrt sind 
Nutzerinnen und Nutzer nicht nur Konsumentinnen und 
Konsumenten, sondern auch Produzentinnen und Produ-
zenten von Inhalten (ebd.). Kampagnen zu stadtentwick-
lungsbezogenen Themen wie der Volksentscheid Fahrrad 
nutzen Twitter und andere soziale Medien, um Politik an-
zusprechen, aber auch um eine breitere Öffentlichkeit zu 
erreichen (zum Beispiel @radentscheid auf Twitter). Es 
wird jedoch auch kritisch beobachtet, dass in sozialen Me-
dien durch automatisierte Bots Beiträge verbreitet werden 
um den öffentlichen Meinungsbildungsprozess zu beein-
flussen (bpb - Bundeszentrale für politische Bildung 2020).  

Im Gegensatz zu Bürgerinitiativen, die keinen Anspruch 
auf Informationen aus der Verwaltung haben, wird die 
Einflussnahme durch Lobbyisten gemeinläufig akzeptiert. 
Demokratisch gewählt sind beide nicht (Menge 2017: 372). 
Dennoch ist nicht zu bestreiten, dass Bürgerinitiativen so-
wohl durch kooperative Stadtentwicklungsprojekte wie die 
Nordbahntrasse als Fahrradinfrastruktur in Wuppertal 
(Widmann 2016), als auch durch konzertierte, regelmä-
ßige und interkommunal vernetzte Aktionen wie Critical 
Mass auf die öffentliche Meinung und die lokale Politik 
einwirken können.

Welche Themen durch welche Akteure in neuen Prozessen 
des Stadtmachens in den politischen Raum der Kommu-
nen getragen werden, können die vorliegenden Fallstudien 
exemplarisch zeigen. 
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als New Urban Agenda, betont die Erklärung die Wichtig-
keit gut geplanter und verwalteter Städte als Werkzeug 
für nachhaltige Entwicklung (UN Habitat 2016). Auch der 
Deutsche Städtetag erkennt, dass Kommunen die Basis 
der Umsetzung der 17 SDGs der Vereinten Nationen sind 
und hat dafür Indikatoren entwickelt. Hier werde sich der 
Erfolg nachhaltiger Entwicklung entscheiden (Assmann et 
al. 2018). Somit rücken auch Planungsprozesse ins öffent-
liche und politische Interesse, von deren Entscheidungen 
zu Flächennutzung, Mobilität und Energieversorgung die 
nachhaltige Entwicklung der Stadt abhängt. Angesichts 
des „Super Wicked Problems“ (Levin et al. 2012), das der 
Klimawandel darstellt, befindet sich städtische Klimapoli-
tik in der Situation des Gefangenendilemmas, in der Städte 
eine kollektive Bedeutung, aber nur eine marginale ein-
zelne Wirkungskraft haben (Kemmerzell 2017: 246). Zu-
dem profitieren Städte zumindest kurzfristig von Hand-
lungsweisen, die Klimawandel verursachen (ebd., 248). 
Lokale Politik muss also vor ihren Wählerinnen und Wäh-
lern rechtfertigen, warum ausgerechnet der Beitrag einer 
einzelnen Stadt zur Bearbeitung eines globalen Problems 
notwendig ist. Kemmerzell (ebd., 256) hält es für wichtig, 
überlokale Handlungsmöglichkeiten wie etwa die Mitar-
beit in Städtenetzwerken zu erkennen und in den lokalen 
Diskurs aufzunehmen, um lokale Klimapolitik rechtferti-
gen zu können. Die Verpflichtung zu Reduktionszielen und 
entsprechendem Monitoring, wie auch in EU-geförderten 
Projekten üblich, stellt eine gemeinsame Problemdefini-
tion dar, die notwendig ist, um zumindest temporär Teilbe-
reiche des „Super Wicked Problems“ zu bearbeiten (ebd.). 
Betsill und Bulkeley (2006) stellen fest, dass sich eine neue 
Sphäre der Governance im Bereich des Klimawandels ent-
wickelt, die nicht an eine bestimmte Maßstabsebene ge-
bunden ist. In den letzten Jahren steigt die mediale und 
öffentliche Aufmerksamkeit auf das Thema. Als Antwort 
auf Druck durch Fridays For Future rufen seit Mai 2019 
immer mehr Deutsche Kommunen den Klimanotstand 
aus, was jedoch häufig als Symbolpolitik kritisiert wird 
(Gilbert 2019).

Lernen zwischen den Ebenen

Kemmerzell (2017: 256) identifiziert zwei Ebenen, auf de-
nen Lernen in diesem Spannungsfeld stattfindet. Zum ei-
nen die Generierung und Austausch von Wissen unter ein-
zelnen Akteuren, die an überlokalen Communities beteiligt 
sind; zum anderen kollektives, organisatorisches Lernen. 
Einen „Policy Transfer“ sieht er jedoch nur in Form von 
Inspiration, da die starken Unterschiede im städtischen 
Kontext keinen reinen Transfer erlauben. Ebenso hat die 
Landesebene je nach Bundesland unterschiedlichen Ein-
fluss auf die kommunale Ebene. NRW nimmt traditionell 

lokale Akteurskonstellationen, Prozesse und Ergebnisse 
der Politikformulierung analysieren. Wie und warum ein-
heitliche Vorgaben durch überkommunale Ebenen in un-
terschiedlichen Städten zu unterschiedlichen Ergebnis-
sen führen, erklärt Vidot (2017: 327) durch vorherrschende 
implizite Theorien der Umsetzenden zum Politikfeld. Die 
Lücke zwischen den Ansprüchen und Policies auf den ver-
schiedenen Ebenen kann laut Kemmerzell (2017: 246) zum 
Teil durch überlokale Aktivitäten von Städten überbrückt 
werden. Dies wird beispielsweise durch die Beteiligung in 
Städtenetzwerken oder EU-Projekten deutlich.

Lokale Ebene: zwischen politischer Hoffnungsträgerin 
und globalem Geschäftsgebiet

Auch wenn lokale Politikforscher auf einen langjährigen 
Diskurs der Krise zurückblicken, wird die lokale Ebene 
häufig zum Hoffnungsträger für Innovationen, wenn die 
Problemlösung auf anderen politischen Ebenen blockiert 
zu sein scheint (Heinelt und Camping 2014, in Barbehön 
und Münch 2017: 2). Barber (2013, in Barbehön und Münch 
2017: 5) ruft dazu auf, Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister mögen die Welt regieren (siehe auch Global Par-
liament of Mayors), und Katz & Bradley (2014, in Barbe-
hön und Münch 2017: 5) sind der Meinung, dass Städte 
ein „defektes politisches System“ reparieren können. Auch 
Vertreterinnen und Vertreter der Critical Urban Theory wie 
Brenner et al. (2012, in Barbehön und Münch 2017: 5) se-
hen die Stadt als einen Ort für Widerstand und gesell-
schaftlichen Wandel.

Die lokale Ebene dient zunehmend auch für internationale 
Marktakteure als Geschäftsgebiet und Testfeld für Anwen-
dungen, zum Beispiel unter dem Label einer Smart City 
(Bakıcı, Almirall und Wareham 2012; Shelton, Zook und 
Wiig 2015; Angelidou 2014). Als Folge voranschreiten-
der Digitalisierung werden nicht mehr Produkte, sondern 
Systeme entwickelt und verkauft, die in der realen Welt 
getestet werden (Baines et al. 2007; Bakıcı, Almirall und 
Wareham 2012). In diesen neuen Projekten und Anwen-
dungsfällen werden lokal Dinge verhandelt, die wiederum 
über die lokale Ebene hinauswirken.

Klimapolitik zwischen globaler und lokaler Ebene

Einen besonderen Stellenwert nimmt aktuell lokale Kli-
mapolitik ein, die sich im Spannungsfeld zwischen globaler 
Zielsetzung und der Umsetzung auf lokaler Ebene findet 
(Kemmerzell 2017: 245). Im Oktober 2016 verabschiedete 
das Programm der Vereinten Nationen für menschliche 
Siedlungen die Erklärung von Quito zu nachhaltigen Städ-
ten und menschlichen Siedlungen für alle. Besser bekannt 
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jeweils linear oder zirkulär sein können, sowie inkremen-
telle Modelle. Während klassische Modelle mit einer Pro-
blemstellung und Bestandsaufnahme beginnen, Ziele de-
finieren und Mittel rational ableiten, betonen strategische 
Modelle die Wichtigkeit des Einbezugs von Akteuren sowie 
umsetzungsorientierte Pläne und Konzepte. Inkremen-
telle Modelle hingegen beschreiben ein schrittweises und 
flexibles Vorgehen, in dem die einzelnen Phasen zu Beginn 
des Prozesses noch nicht feststehen. Strategisch-zirku-
läre Modelle sind relativ neu in der Literatur (Sinning 2006, 
Kühn 2008, Vallée et al. 2012, in Hoffmann und Oberding 
2017: 63), aber auch klassisch-linear und klassisch-zirku-
läre Modelle werden stetig weiterentwickelt. 

Hoffmann und Oberding (ebd.) nehmen auch Modelle mit 
auf, die im Bereich der Politikwissenschaft entwickelt wur-
den: Decision Process von Laswell 1956 (klassisch-linear), 
Policy Cycle von Jones 1970, Anderson 1975, Jann & Weg-
rich 2003 (klassisch-zirkulär), und Disjointed incrementa-
lism von Baybrooke & Lindblom 1963 (inkrementell). 

Der Policy Cycle umfasst in der Beschreibung von Jann 
und Wegrich (2006) die Schritte „Agenda-Setting“, „Po-
licy Formulation and Decision-Making“, „Implementation“, 
sowie „Evaluation and Termination“. Dem Agenda-Setting 
– siehe Spannungslinie 3 –, folgt also die eigentliche Fin-
dung und Formulierung politischer Entscheidungen, die 
Umsetzung – siehe Spannungslinie 2 – und schließlich die 
Evaluation, ob die gewünschten Ziele einer Policy erreicht 
werden konnten. Zwar wird kritisiert, dass diese verein-
fachende Konzeption politischer Prozesse nicht der Wirk-
lichkeit entspräche, weder in Bezug auf hierarchische oder 
chronologische Abläufe, noch in Bezug auf beteiligte Ak-
teure (Jann und Wegrich 2006: 55). Doch insgesamt habe 
sich der Policy Cycle als ein hilfreiches heuristisches Mit-
tel erwiesen, und Studien, die diese Perspektive einneh-
men haben das Verständnis der komplexen Voraussetzun-
gen, Einflussfaktoren und Ergebnisse des Politikprozesses 
wesentlich vorangebracht (ebd.: 58). 

Das Zusammenspiel von Politikkreislauf und Planungs-
kreislauf wird in der entwickelten Landschaft lokaler Po-
litik angelehnt an das Planungsmodell der dritten Gene-
ration von Schönwandt konzipiert. Nach dem rationalen 
Ansatz der ersten Generation von Planungsmodellen und 
dem Fokus auf Einzelaspekte in der zweiten Generation 
liegt diesem Modell ein System-Umwelt-Paradigma zu-
grunde (Förster 2014: 55). In seinem Grundaufbau weist 
das Modell von Schönwandt Übereinstimmungen zu dem 
Modell von Mayntz und Scharpf (1995, in Förster 2014: 
59) sowie zum St. Galler Management Modell auf (Förster 
2014: 57). Professionelle Planerinnen und Planer sind in 

mehr Einfluss auf die Kommunen als andere Bundeslän-
der. Auch wird die lokale Ebene geschwächt, wenn sie dem 
Haushaltssicherungsgesetz unterliegen. Durch das Prin-
zip der kommunalen Selbstverwaltung hat die Bundes-
ebene zwar wenig direkten Einfluss auf die kommunale 
Ebene, versucht aber über die Nationale Stadtentwick-
lungspolitik und die Leipzig-Charta zur nachhaltigen euro-
päischen Stadt Impulse zu setzen (BMUB 2007). Indirekt 
übt die Bundesebene auch über die Ressortforschung des 
BBSR Einfluss auf Kommunen aus, indem es diese mit In-
formationen versorgt und vernetzt.

Das Interesse gilt hier den Fragen, wie Lokalpolitiker auf 
den Einfluss überkommunaler Akteure reagieren und in-
wieweit Lerneffekte für sie aus horizontalen oder vertika-
len Kooperationen hervorgehen könnten.

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf

Das Verhältnis von politischer Agenda, 
 Beratung und Beschlüssen zu Prozessen  
der Planung und Kommunikation durch 
 Verwaltung und Dritte

Die fünfte Spannungslinie entsteht zwischen politischen 
Entscheidungsfindungsprozessen und Prozessen der 
Stadtplanung, die häufig nicht im gleichen Rhythmus ab-
laufen, aber dennoch an gewissen Schnittstellen vonein-
ander abhängig sind. Dazu gehört auch die Frage, ob es 
sich im jeweiligen Fall überhaupt um einen offiziellen, von 
der Politik bestellten Planungsprozess handelt, oder ob 
das Projekt eher eine eigene Dynamik entwickelt hat. Hier 
wird also der Reißverschluss zwischen den Modellen von 
Politik und Planung sichtbar, die in verschiedenen Diszi-
plinen entwickelt wurden, um die unterschiedlichen Pro-
zesse beschreiben und analysieren zu können.

Modelle von Planungs- und Politikprozessen

Planungstheorien versuchen nach Wiechmann (2019), 
einen Ausschnitt der Realität zu beschreiben und somit 
eine Grundlage für die Praxis zu bieten. Da der Bereich 
der Planung transdisziplinär ist, gibt es eine Vielzahl von 
Modellen, die auf unterschiedlichen theoretischen Grund-
lagen aufbauen (ebd.). Hoffmann und Oberding (2017) ver-
gleichen 30 Modelle des Planungsprozesses, die im Lauf 
der Jahrzehnte entwickelt wurden. Sie identifizieren und 
unterscheiden klassische und strategische Modelle, die 
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gestaltet wird; und es gibt Prozesse, in denen politische 
Vertreterinnen und Vertreter durch informelle und for-
melle Beteiligungsangebote in die Beteiligungsangebote 
einbezogen werden – oftmals, um eine politische Zustim-
mung und »Rückendeckung« im laufenden Prozess her-
zustellen (ebd.).

Neben Regelverfahren und -gremien, zum Beispiel für 
Beschlussfassungen am Anfang und Ende von Planungs-
prozessen in Ausschüssen und Stadtrat oder verfahrens-
bezogenen Gremien, Ausschüssen und Arbeitskreisen, 
gibt es also auch die Mitwirkung der lokalen Politik an 
öffentlichen Beteiligungs- und Kommunikationsformen. 
Einladungen dazu können bei öffentlich verantworteten 
Prozessen von der Verwaltung erfolgen, es treten aber 
auch Bündnisse und Initiativen an politische Vertreterin-
nen und Vertreter heran, um sie zu eigenen Veranstal-
tungen einzuladen (zum Beispiel Initiative HEIMATBODEN 
München  o. J.). Teilweise führen politische Vertreterinnen 
und Vertreter parallel zu öffentlichen Beteiligungsprozes-
sen eigene Veranstaltungen durch, um im Kontakt mit den 
Bürgerinnen und Bürgern Pro und Contra eines Projektes 
abzuwägen. Ebenso nutzen sie die sozialen Medien für den 
direkten Bürgerkontakt (ebd.).

Langfristige Entwicklung

Auch aus einer historischen Perspektive ist zu erkennen, 
dass Prozesse und Zyklen von Politik und Stadtentwick-
lung eng miteinander verbunden sind. Bis in die 1980er war 
Stadtentwicklungspolitik von der Wohnungsfrage geprägt 
und Bürgermeisterinnen und Bürgermeister machten 
Wahlkampf mit der Ausweisung von Bauland. Im späte-
ren Verlauf hatten Kommunalpolitikerinnen und -politiker 
mehr Erfolg, wenn sie Wachstum der Stadt, also Zuzug 
und Ausweisung von neuem Bauland, vermeiden konnten. 
Wie bereits in Spannungslinie 3 beschrieben, dreht sich 
der Diskurs heute in vielen Städten wieder um Wohnungs-
knappheit, während in bestimmten Städten und Regionen 
Wohnungsleerstände das Bild prägen (Krautzberger 2013).

Es kann angenommen werden, dass durch ungewohnte 
Größenordnungen, Akteurskonstellation oder andere Be-
sonderheiten der gewählten Fälle ein hohes Konfliktpo-
tenzial und ein Bedarf an Kommunikation zwischen den 
beiden Welten lokale Politik und Planung besteht, die es 
zu ergründen gilt.

der Planungswelt tätig, die in die Alltagswelt eingebettet 
ist. Die politische Arena und der Prozess des Agenda-Set-
ting sind Teil dieser Umwelt. Im Sinne des akteurszentrie-
ren Institutionalismus von Mayntz und Scharpf (1995, in 
Förster 2014: 59) kann so ein Doppelschleifen-Lernen in 
Gang gesetzt werden: über Aktivitäten der Planung kann 
die lokale Politik als der ihr zugrunde liegende Kontext mit 
geformt und verändert werden. Anderseits kann aus Sicht 
der Politik Planung ein organisierter Prozess verstanden 
werden, um Wissen über Handlungsmöglichkeiten und 
Optionen zu entwickeln. 

Mit diesen verschiedenen Betrachtungsweisen verbinden 
sich verschiedene Erwartungen, die Akteure aus Politik, 
Verwaltung sowie aus Markt, Zivilgesellschaft und Inter-
mediäre an das Zusammenspiel planerischer und politi-
scher Prozesse haben. 

Abläufe, Berührungspunkte und Überschneidungen

Auch Vorhaben der Stadtentwicklung starten nicht immer 
damit, dass der Stadtrat die Entscheidung zu einem Pro-
jekt, Konzept oder Dialogprozess fällt. Politik- und Pla-
nungsprozesse stehen oftmals in einem Wechselspiel 
mit unterschiedlichen, auch dynamisch sich entwickeln-
den Berührungspunkten. Dabei verschwimmen klassische 
Kreisläufe und Rollen. So können beispielsweise private 
Akteure in den hoheitlichen Planungsprozess mit einbe-
zogen werden, während kommunale Akteure nach dem 
Prinzip des „Mixed Management“ auch in Umsetzung und 
Betrieb mitentscheiden (Mayer 1994: 441). Politische und 
planerische Prozesse greifen fortlaufend ineinander – je-
der Planungsschritt bis hin zu Umsetzung und Betrieb 
kann von dauerhaften hoheitlichen Aufgaben und von po-
litischer Verantwortung geprägt sein, wenn etwa Themen 
wie bezahlbares Wohnen, andere Bereiche der Daseins-
vorsorge oder das Miteinander im Quartier betroffen sind.

Das politische Prozedere der beratenden, aushandeln-
den und entscheidenden Politik ist mit den Kommunika-
tions- und Beteiligungsprozessen verzahnt. So legen bei-
spielsweise „Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen 
Ratsausschüsse, die Spitzen der Fraktionen oder – bei 
räumlich begrenzteren Projekten – die Bezirksvertretun-
gen in der Regel Wert darauf, nicht nur über den Verlauf 
eines Prozesses informiert zu werden, sondern auch ge-
gebenenfalls steuernd eingreifen zu können – inhaltlich 
wie prozessual“ (Fugmann et al. 2018: 37ff.). Diese Ver-
zahnung von Politik und Beteiligung fällt je nach Prozess 
anders aus: Es gibt Prozesse, wo zu Beginn und am Ende 
der Prozesse politische Beschlüsse getroffen werden, die 
Beteiligung aber weitestgehend ohne politische Akteure 
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Neben diesen formellen Instrumenten haben auch infor-
melle Instrumente eine starke Verhaftung im politischen 
Raum. Der Rat kann sich darin zu gewissen Grundsätzen 
bekennen und bestimmten Fragen der Stadtentwicklung 
eine besondere Aufmerksamkeit geben. Stadtweite thema-
tische und räumliche Strategien oder Masterpläne, vielfach 
zusammengefasst zu einer Stadtstrategie – zum Beispiel 
Kölner Perspektiven 2030 (Stadt Köln o. J.) oder Perspek-
tive München (Landeshauptstadt München o. J.-a) – geben 
Orientierung und versuchen auch politisch Verbindlichkeit 
zu schaffen. Dazu gibt es teilräumliche Konzepte, Rahmen- 
oder Masterpläne. Diese haben neben einem fachlichen 
und räumlichen Teil vielfach einen Managementcharakter, 
da sie Prozesse organisieren müssen, in denen verschie-
dene Akteure kooperieren und ihre Aktivitäten im Sinne der 
gemeinsamen Zielsetzung koordinieren, beispielsweise 
im Rahmen eines Innenstadt-, Quartiers- oder Gewerbe-
gebietsmanagements. Um Rechtskraft zu erlangen, müs-
sen diese Instrumente in die Bauleitplanung oder sonstige 
Satzungen der Kommune integriert werden.

Wandel gestalten: Von der Strategie zur Umsetzung 
und umgekehrt

Der Weg führt in der Praxis nicht immer von der Ebene 
der Ziele, Visionen und Strategien hin zu Projekten und 
Umsetzung. Es erwachsen auch umgekehrt aus konkre-
ten Projekten des Stadtmachens Impulse, die auf über-
geordnete Ziele und Rahmenpläne einwirken. Gerade an-
gesichts der Komplexität der Aufgaben und des Umgangs 
mit sich abzeichnenden Transformationsprozessen wird 
Stadtentwicklung vielfach in Reallaboren, Testfeldern und 
Pilotversuchen erprobt und ausgehandelt. In dieser Form 
von performativer Stadtentwicklung werden Ziele während 
des Austestens fortentwickelt. Denn Testfelder verändern 
somit nicht nur den Raum selbst, sondern sie wirken auch 
auf die zugrundeliegenden Normen, Werte und Kultur ei-
ner Stadt – und damit auch auf die lokale Politik (Förster 
und Strobel 2019). 

Die gewählten Fallstudien sollen zeigen, wie lokale Poli-
tik und verschiedene Stufen der Konkretisierung von Pla-
nung angesichts der vielfältiger werdenden Aktivitäten des 
Stadtmachens zusammenspielen und wie sich konkrete 
Aktivitäten und Projekte einerseits und das Formulieren 
von Zielen auf einer höherrangigeren, strategischen Ebene 
anderseits wechselseitig beeinflussen.

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung

Das Verhältnis von Agenda und Zielsetzung, 
Rahmen und Voraussetzung, Umsetzung  
und Betrieb durch Rat – mit Verwaltung, 
städtischen Gesellschaften, Kooperations-
partnern – und Dritten

Stadtplanung erfolgt nicht nur auf unterschiedlichen 
Maßstabsebenen, sondern in verschiedenen Stufen der 
Konkretisierung: von stadtweiten informellen Konzep-
ten, Strategien, räumlichen Leitbildern zum formellen 
Flächennutzungsplan, von arealbezogenen informellen 
Rahmen- und Masterplanen über rechtlich bindende Be-
bauungspläne bis hin zu Umsetzung und der Betrieb von 
konkreten baulichen Anlagen und den damit verknüpften 
Funktionen und Angeboten für die Bürgerinnen und Bür-
ger. Auf welchen dieser Stufen sich Berührungspunkte 
und Wechselwirkungen mit lokaler Politik ergeben, ist 
Gegenstand dieser Spannungslinie.

Wechselspiel formeller und informeller Instrumente

Das wichtigste gesetzlich verankerte Instrument der Stadt-
planung in Deutschland ist die Bauleitplanung. Sie wird in 
zwei Stufen ausgeführt: die vorbereitende Bauleitplanung, 
in der ein Flächennutzungsplan für das gesamte Stadt-
gebiet erstellt wird (§§ 5–7 BauGB) und die verbindliche 
Bauleitplanung, die aus Bebauungsplänen für bestimme 
räumliche Gebiete besteht (§§ 8–10 BauGB). Bebauungs-
pläne sind dabei nicht nur detaillierter als der Flächen-
nutzungsplan, sondern gelten auch allgemein verbindlich. 
Sie legen zulässige Nutzungen im jeweiligen Gebiet durch 
Satzungen fest, erfordern also einen Ratsbeschluss (§ 10 
Abs. 1 BauGB).

Durch das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung sind 
Kommunen selbst für die Bauleitplanung und damit für 
die räumliche Entwicklung ihrer Stadt zuständig, müssen 
sich allerdings an städtebauliche Ziele des Baugesetzbuch 
und der jeweiligen Landesbauordnung halten (§ 1 Abs. 4 
BauGB) sowie öffentliche und private Belange abwägen 
(§ 1 Abs. 7 BauGB). Für die Schaffung neuer Orte (Außen-
entwicklung) oder Weiterentwicklung bestehender Orte 
(Innenentwicklung) sieht das BauGB (§ 165) das Instru-
ment der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme vor. 
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orten, in Innen- und Außenräumen statt. Es entstehen 
Projekte und Aneignungen vor Ort – oftmals ungefragt und 
zum Teil aus Widerstand gegen geplante Entwicklungen. 
Treiber solcher Projekte sind oftmals Nutzende, Bewohne-
rinnen und Bewohner, Nachbarinnen und Nachbarn oder 
Betreibende aus verschiedenen Szenen wie Kunst, Kultur, 
Jugend, Ökologie, Integration. 

Fallstudie

Kontext

Berlin zählt zu den sieben Topstädten in Deutschland und 
weist eine hohe Lebensqualität auf. Steigende Bevölke-
rungszahlen, Wohnungsnot und ansteigende Mieten sowie 
ein Mangel an kulturellen Räumen gehören zu den Kehr-
seiten der beliebten Stadt (vgl. Verbändebündnis Woh-
nungsbau 2017: 13, 21). 

3 Fallstudien

3.1 Berlin: Haus der Statistik

Einordnung Suchbereich: Welche neuen Wege des 
Stadtmachens?

Das Haus der Statistik in Berlin steht exemplarisch für 
Projekte, in denen sich zivilgesellschaftliche Akteure po-
litisch artikulieren und an einem konkreten Projekt po-
litische Themen aufgreifen und bearbeiten. Es ist damit 
beispielhaft für politisches Agenda-Setting über eine kon-
krete Projektarbeit. Da es in diesem Fall um die Frage 
nach der Nutzung von Raum in zentraler Lage geht, be-
handelt dieses zivilgesellschaftlich angetriebene Projekt 
eine Fragestellung, die für die Gesamtstadt Berlin von Be-
deutung ist. Lokale Politik wird durch solche Projekte auf-
gefordert, sich zu positionieren und eine klare Haltung für 
oder gegen ein Projekt einzunehmen.

Stadtmachen findet bei derartigen Projektentwicklungen, 
bei denen zivilgesellschaftliche Akteure als Treiber und 
Macherinnen und Macher auftreten, an konkreten Stand-

Abbildung 6: Haus der Statistik und seine Anlauf-, Informations- und Mitmachzentrale, Berlin. Quelle: Eigenes Foto.
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Prozess des Stadtmachens

Das um 1970 erbaute Haus der Statistik wurde etwa 20 
Jahre durch die staatliche Zentralverwaltung für Statistik 
der DDR genutzt. Seit den 1990er Jahren beherbergte das 
Haus unterschiedliche Nutzungen, bis es 2008 zum Leer-
stand kam. Im Jahr 2015 gab es mehrere Entwicklungen, 
die dazu beitrugen, dass der markante Gebäudekomplex 
nun wiederbelebt und saniert wird, statt – wie zwischen-
durch auch einmal geplant – abgerissen zu werden.

Der Berliner Senat veranstaltete 2015 ein Workshopver-
fahren zur städtebaulichen Aufwertung des Alexander-
platzes, welches auch die Zukunft des Hauses der Statis-
tik tangierte. Im Zuge dieses Verfahrens gründete sich die 
Initiative Haus der Statistik, ein Bündnis mehrerer Berliner 
Akteure aus dem Kunst-, Architektur- und Sozialbereich. 
„Die Initiative entwickelte ein Konzept, das vorsah, den Ge-
bäudekomplex integrativ in bezahlbaren Wohnraum (unter 
anderem für Geflüchtete) sowie Arbeitsräume für Kunst, 
Kultur, Soziales und Bildung kosteneffektiv umzuwandeln 
und zu erweitern.“ (vgl. Haus der Statistik o. J.). Mit diesem 
Konzept zeigte die Initiative auf, dass sich das bestehende 
Gebäude umnutzen lässt. 

Die Diskussion um die Zukunft des Gebäudes wurde im 
selben Jahr durch eine künstlerische Inszenierung am 
Gebäude in die Öffentlichkeit getragen: „Die Allianz be-
drohter Berliner Atelierhäuser (AbBA), eine Gruppe enga-
gierter Künstlerinnen (und Künstler), brachte über Nacht 
ein großes Poster im Stile eines offiziellen Bauschilds an 
der Fassade an. Auf diesem stand geschrieben: Hier ent-
stehen für Berlin: Räume für Kunst, Kultur und Soziales“ 
(vgl. Haus der Statistik o. J.). 

Auf diese Entwicklungen folgte ein verworrener und teil-
weise parallel zueinander laufender Prozess aus Stadt-
macher-Aktionen vor Ort, einem Eigentümerwechsel, 
einem Planungswettbewerb, Kommunikations- und Betei-
ligungsangeboten und der Schaffung rechtlicher Grundla-
gen. Hier der Versuch eines kurzen Abrisses über die Ent-
wicklungen, der der Komplexität des Prozesses schwerlich 
gerecht werden kann: Die Allianz bedrohter Berliner Ate-
lierhäuser wurde Mitglied der Initiative Haus der Statistik. 
Diese wandelte sich 2016 zur Entwicklungsgenossenschaft 
ZUsammenKUNFT Berlin eG – einer Genossenschaft für 
Stadtentwicklung – um rechtskräftige Verträge mit Akteu-
ren schließen zu können. Zwei Jahre später bildete sich die 
Kooperationsgemeinschaft KOOP5, bestehend aus 

• der Wohnungsbaugesellschaft Mitte (WBM), die Wohn-
bauten entwickeln wird,

Als Stadtstaat weist Berlin einige politische Besonderhei-
ten auf, was sich auf die Ordnung der lokalen Politik aus-
wirkt. Das Berliner Landesparlament, das Abgeordneten-
haus, entspricht dem sonst üblichen Landtag und bildet 
das Parlament des Bundeslandes Berlin, in dem Volks-
vertretende, die Abgeordneten, Gesetze beschließen. Dem 
2016 gewählten Abgeordnetenhaus gehören 160 Abgeord-
nete an, die sechs Fraktionen bilden: SPD, CDU, Die Linke, 
Bündnis 90/Die Grünen, AfD und FDP. Die nächste Wahl 
wird regulär im September 2021 stattfinden (vgl. Berliner 
Landeszentrale für politische Bildung o. J.). Die Landes-
regierung heißt im Stadtstaat Berlin Senat. Der Senat ist 
für die Gestaltung der Landespolitik zuständig. 

Die Verwaltung Berlins splittet sich in die Hauptverwal-
tung und Bezirksverwaltung: „Die Hauptverwaltung bil-
det die übergreifende Stufe der Verwaltung. Zu ihr gehö-
ren die Senatsverwaltungen und die ihr nachgeordneten 
Behörden. Die Hauptverwaltung ist für alle Bereiche zu-
ständig, die für ganz Berlin von Bedeutung sind, beispiels-
weise die Polizei, die Finanzen und die Justiz. Geleitet wird 
die Hauptverwaltung von der Berliner Landesregierung, 
dem Senat, an dessen Spitze der Regierende Bürgermeis-
ter oder die Regierende Bürgermeisterin steht“ (Berliner 
Landeszentrale für politische Bildung o. J.). Regierender 
Oberbürgermeister seit 2014 ist Michael Müller (SPD). 

Die zwölf Bezirksverwaltungen Berlins sind vorrangig für 
Angelegenheiten vor Ort in den Bezirken zuständig, wie 
etwa für die Kultur, die Grünflächen oder die Schulen. Jede 
der zwölf Bezirksverwaltungen besteht jeweils 1. aus dem 
Bezirksamt und 2. aus der Bezirksverordnetenversamm-
lung (BVV): Das Bezirksamt ist eine kollegiale Verwal-
tungsbehörde, bestehend aus der Bezirksbürgermeiste-
rin oder dem Bezirksbürgermeister und den Stadträtinnen 
und Stadträten (vgl. Berliner Landeszentrale für politische 
Bildung o. J.). Die Wahl der BVV entspricht der sonst üb-
lichen Kommunalwahl. Außerdem wählt die BVV selbst für 
die Dauer der Wahlperiode einen Vorstand, bestehend aus 
einer oder einer Bezirksvorstehenden, einer stellvertre-
tenden Person und den Beisitzenden. Die BVV bildet das 
jeweilige Parlament des Bezirks. Sie hat die wesentliche 
Aufgabe Bezirksbürgermeisterinnen und -bürgermeister 
sowie Bezirksstadträtinnen und -stadträte zu wählen. Die 
BVV kontrolliert die Geschäfte des Bezirksamtes und hat 
das Recht, Anträge und Empfehlungen an das Bezirksamt 
zu richten sowie Auskünfte zu verlangen. Des Weiteren 
kann sie Entscheidungen des Bezirksamts aufheben und 
durch eigene Beschlüsse ersetzen.“ (Berliner Landeszen-
trale für politische Bildung o. J.)  
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Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, Bezirk und 
Bürgerinnen und Bürgern
Da es durch den langen Leerstand im Haus der Statis-
tik keine direkt betroffenen Bürgerinnen und Bürger gibt, 
nimmt die ZUsammenKUNFT Berlin unter anderem die 
Rolle des Platzhalters und Sprachrohrs für die Stadtge-
sellschaft ein. Neben dem Erhalt und der Umnutzung des 
Gebäudekomplexes ist ihre Motivation, neue Räume und 
Wege der Kooperation zwischen Zivilgesellschaft und Ver-
waltung zu schaffen. In den verschiedenen Interviews wird 
berichtet, dass die Initiative von Anfang an und auf konst-
ruktive Art und Weise Kontakt zu den politischen Entschei-
dungstragenden auf Landes- und Bezirksebene, aber auch 
auf Bundesebene gesucht hat. 

Der ehemalige Bezirksbürgermeister von Berlin Mitte war 
ein früher Unterstützer des Projektes, auch auf der Ebene 
der Bezirksverwaltung sei das Projekt unterstützt wor-
den, berichten Interviewpartnerinnen der Initiative Haus 
der Statistik. Die Initiative wurde im Entwicklungsprozess 
mehrfach zur Bezirksverordnetenversammlung (BVV) ein-
geladen, um dort das Projekt und die Entwicklung des Pro-
zesses vorzustellen. Auch seitens der Bausenatorin sei das 
Projekt „stark gewollt“, da es aus ihrer Sicht beispielhaft 
zeige, wie sich eine höhere Beteiligung der Stadtgesell-
schaft positiv auf Entwicklungsprojekte auswirken kann.  

Diese Ausführungen zeigen auf, inwiefern Bezüge zwi-
schen der lokalen Politik und den Treibenden und Ma-
chenden des Projektes bestehen – und dass die Politik 
durch die hier befürwortenden Beispiele Position zu dem 
Projekt bezieht. 

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen Rat, Verwal-
tung, städtischen Gesellschaften und Dritten
Das Projekt und der Wunsch nach seinem Modellcharakter 
sind im Koalitionsvertrag verankert, wodurch die Politik 
implizit einen Auftrag an die Verwaltung erteilt, das Pro-
jekt zu bearbeiten. In den verschiedenen Interviews wird 
beschrieben, dass jedoch nicht ausreichend darauf geach-
tet wurde, ob finanzielle Mittel und personelle Kapazitäten 
in den Verwaltungen vorhanden sind, um eine Umsetzung 
zu ermöglichen. Den Macherinnen und Machern des Pro-
jektes – insbesondere der Koop5 – kommt die Koalitions-
vereinbarung zu Gute: Sie können sich auf die gewollte 
Umsetzung beziehen und durch den gewünschten Modell-
charakter experimentieren. Verschiedene Interviewpart-
nerinnen und -partner aus der Koop5 beschreiben, dass 
es sowohl bei Senat als auch in der Bezirksverwaltung an 
personellen Kapazitäten mangelt und beispielsweise die 

• der Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM), die 
für die Sanierung des Bestandes zuständig ist,

• dem Bezirk Mitte, bei dem die Planungshoheit liegt,
• der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, unter an-

derem für die Steuerung von Dienstleistungen zum 
Wettbewerbsverfahren, 

• und der ZUsammenKUNFT Berlin (ZkB) als Macherin 
vor Ort.  

Die Koop5 verfolgt das Ziel einer gemeinwohlorientierten 
Umnutzung. Einen Auftakt zu dieser Entwicklung bildet die 
2018 von Pioniernutzenden und Stadtmachenden im Haus 
der Statistik eingerichtete Werkstatt – ein Anlauf-, Infor-
mations-, Mitmach- und Veranstaltungsort. Hier werden 
unter anderem Quartierlabore als regelmäßiges Mitmach-
format angeboten.  

Nachdem inzwischen das Land Berlin der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben das Gebäude abgekauft hatte, 
folgte im Winterhalbjahr 2018/2019 ein integriertes städ-
tebauliches Werkstattverfahren, in welchem die Grundla-
gen für ein Nachnutzungskonzept des Hauses erarbeitet 
wurden. An diesem Verfahren beteiligten sich drei Pla-
nungsbüros – die Planungsgemeinschaft Teleinternetcafé 
und Treibhaus aus Berlin und Hamburg ging 2019 als Sie-
ger daraus hervor und entwickelte in den Folgemonaten 
einen ausgearbeiteten Entwurf, demzufolge auf dem Areal 
des bestehenden Hauses der Statistik ein gemischtes in-
nerstädtisches Quartier entstehen soll. In Bestand und 
ergänzenden Neubauten werden Mischnutzungen geplant, 
zu denen über 300 Wohnungen, Kultur, Bildung, Soziales, 
Gewerbe, das Finanzamt und Rathaus Bezirk Mitte zäh-
len. Differenzierte Freiräume ergänzen das Raum- und 
Nutzungsangebot (Teleinternetcafé o. J.). Bis 2021 soll der 
Entwurf in einen rechtskräftigen Bebauungsplan über-
führt werden. Im selben Jahr sollen die Um- und Neu-
bauarbeiten beginnen (Haus der Statistik 2019).

Spannungslinien lokaler Politik

In diesem Fallbeispiel zeigen sich Wechselwirkungen zwi-
schen lokaler Politik und Prozessen des Stadtmachens, 
die alle sechs Spannungslinien berühren. Besonders her-
vorzuheben sind das Agenda-Setting und die Verzahnung 
von Politik- und Planungskreislauf, die hier auffallend eng 
verwoben sind. 

Durch die spezielle Situation des Stadtstaates Berlin wird 
der Begriff Bezirk in diesem Fall anders verwendet als in 
den anderen Fällen – vergleiche dazu die Ausführungen 
unter Kontext zu diesem Fall. 
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war die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (entspricht 
der Landesregierung) laufend in den Prozess involviert. 
Die Senatsverwaltung sei beim Verfahren vor allem dabei 
gewesen, wenn es um den Wettbewerb und das Werkstatt-
verfahren ging, berichten unsere Gesprächspartnerinnen 
und -partner. Die Planungshoheit liegt jedoch beim Be-
zirk Mitte. Der Bezirk hat mit dem Ziel, das neue Rathaus 
im Gebäudekomplex unterzubringen, ein Eigeninteresse 
am Standort. 

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf
Diese Spannungslinie bezeichnet das Verhältnis von po-
litischer Agenda, Beratung und Beschlüssen zu Prozes-
sen der Planung und Kommunikation durch Verwaltung 
und Dritte. Wie in Kapitel 2 ausführlich beschrieben, ent-
steht diese Spannungslinie zwischen politischen Ent-
scheidungsfindungsprozessen und Prozessen der Stadt-
planung, die häufig nicht im gleichen Rhythmus ablaufen, 
aber dennoch an gewissen Schnittstellen voneinander ab-
hängig sind. Dazu gehört auch die Frage nach der Legiti-
mation von Projekten durch die Politik – da Planungsab-
läufe auch von Entscheidungen für oder gegen ein Projekt 
abhängig sind. Unsere Gesprächspartnerinnen und -part-
ner beschreiben, dass die Legitimation durch die Politik 
zum neuen Entwurf für das Haus der Statistik mehrfach 
gegeben war:

• im Werkstattverfahren, weil politische Entscheidungs-
tragende in der Jury gewesen seien, 

• durch die Zusammensetzung der Koop5, weil Koope-
rierende in den eigenen Häusern Entscheidungen ein-
holen konnten,

• durch den unterstützenden Baustadtrat, der bei monat-
lichen Entscheidungssitzungen anwesend gewesen sei.

Auch wenn die ZkB formelle Wege gehen musste, zum 
Beispiel für Beschlüsse über den Stadtentwicklungsaus-
schuss, sei das Risiko der Ablehnung aus der Politik gering 
gewesen, berichten Interviewpartnerinnen und -partner 
aus der Initiative. 

Durch den Koalitionsvertrag hätte es Verzögerungen bei 
Entscheidungen gegeben, die den Prozess ins Stocken 
brachten, auch die oben beschriebenen Verhandlungen 
mit dem Land und nötigen „Überredungskünste“, damit 
das Land wiederum mit dem Bund über den Erwerb der 
Liegenschaft in Verhandlung tritt, seien zäh gewesen. 

Es heißt, dass die großen politischen Entscheidungen ge-
fallen wären und die „Kleinarbeit ziemliche reibungslos“ 
laufen würde. Dennoch wird der Wunsch an die Politik 

Erstellung eines Bebauungsplans bei der Verwaltung nicht 
einkalkuliert war. 

Gleichzeitig wird in den Interviews mit der Koop5 der 
Wunsch laut, dass Senat und Bezirk gemeinsam Lösun-
gen für Fördermittel erarbeiten müssten, damit Forde-
rungen zum Beispiel nach bezahlbarem Wohnraum mit 
günstigen Mieten umgesetzt werden können – für dieses 
und andere Projekte.  

Spannungslinie 3: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: Parteien-Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger-Dritte
Die Bemühungen der Initiative Haus der Statistik für eine 
Umnutzung des Gebäudes und das Gegenwirken zu sei-
nem Abriss, fanden bei der Bezirks- und Landespolitik Ge-
hör. Gründe dafür gibt es mehrere: Zum einen war das 
Vorgehen der Initiative durch direkte Kontaktaufnahme zu 
Personen mit Entscheidungsbefugnis – aus Verwaltung 
und Politik – und ihre konstruktiven Vorschläge förderlich. 
Zum anderen gab es thematische Überschneidungen: Ur-
sprünglich sei Wohnen für Geflüchtete das Thema gewe-
sen, das die Bezirkspolitik ansprach, weil hier ein akuter 
Handlungsbedarf bestand. Mit dem Regierungswechsel 
zu Rot/ Rot/ Grün sei ein Umdenken der Liegenschafts-
politik einhergegangen – weg vom Verkauf des Grund-
stücks und einer neuen Entwicklung durch einen Investor 
hin zum Umgang im Bestand. Das Land musste dazu das 
Gebäude erst vom Bund kaufen. Das sei ein zäher Prozess 
gewesen, der viele Verhandlungen nötig machte. Der Bund 
hätte meistbietend verkaufen wollen und das Land sei zu-
nächst nicht bereit gewesen, mit dem Bund zu verhandeln. 

Die Nutzungen des Hauses der Statistik seien während 
des Werkstattverfahrens ausgehandelt worden: „Die Ini-
tiative wollte ein soziokulturelles Projekt mit Obdachlosen, 
Flüchtlingen, betreutem Wohnen und so weiter, während 
die Politik von Bundesebene, aber auch von Landesebene 
einen hundertprozentigen Verwaltungsstandort wollte. Da 
musste man sich erst aufeinander zubewegen“, berichtet 
ein Interviewpartner. 

Spannungslinie 4: 
Agenda, Beratung, Verhandlung:  
kommunal-überkommunal
Im Stadtstaat Berlin besteht die Besonderheit, dass die 
Stadt von zwei starken Ebenen gelenkt wird – dem Land 
und der Kommune (s. Kontext). In diesem Fallbeispiel wird 
mit dem konkreten Projekt Haus der Statistik die Frage 
nach der Nutzung von Raum in zentraler Lage aufgewor-
fen – eine Frage, die von gesamtstädtischer Bedeutung ist. 
Durch die Größe und den Modellcharakter des Projektes 
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wieder nach Lösungen gesucht werden, auch wünsche 
man sich mehr Unterstützung von Bezirk und Senat. 

Aus der direkten Nachbarschaft hätte es nur wenige inte-
ressensgesteuerte Gegenstimmen zu den Themen Park-
platz, Verkehr, Grünflächen, Spielplätze, Abstandsflächen 
gegeben, berichten die Interviewpartnerinnen und -part-
ner, die vor Ort tätig sind. 

Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

Dieses Fallbeispiel zeigt auf, dass es möglich ist, durch 
zivilgesellschaftliches Engagement Politik zum Umden-
ken zu bewegen. Ein Meilenstein sei erreicht worden, als 
sich die BVV gegen den Abriss gestellt hätte, heißt es in 
den Gesprächen.

Besonders sei auch, dass die aktuelle Regierung im Koali-
tionsvertrag festgehalten hat, dass das Haus der Statistik 
angekauft und für Wohnen, Verwaltung, aber auch Sozia-
les, Bildung und Kultur entwickelt werden soll.

Von politischer Seite bestand die Bereitschaft, eine zivil-
gesellschaftliche Initiative nicht nur zu unterstützen, son-
dern sogar eine enge Kooperation einzugehen. Das Ein-
mischen und Zuhören haben zu positiven Reaktionen der 
Politik und zu einem gegenseitigen Lernen geführt. Wich-
tig sei dabei der große Vertrauensvorschuss der Politik 
gegenüber der Initiative gewesen. 
 

geäußert, nicht Entscheidungsprozesse, sondern vor al-
lem Arbeitsprozesse zu erleichtern. Insbesondere durch 
die spezielle Situation in Berlin mit den beiden Behör-
den, gäbe es große Abhängigkeiten untereinander und es 
würde komplexer Prozesse bedürfen, um in solchen Pro-
jekten umsetzungsfähig zu werden. 

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung
Ein wesentliches Ziel sieht die Koop5 darin, die Planungs-
sicherheit für die geplanten Entwicklungen in der laufen-
den Legislaturperiode zu sichern. Wie oben beschrieben 
wurde im Rahmen eines Wettbewerbs eine Vorstellung 
zur Umnutzung und Neugestaltung des Areals und Ge-
bäudes Haus der Statistik entwickelt, das einen vielfälti-
gen Nutzungsmix mit Gemeinwohlorientierung vorsieht. 
Diese Zielvorstellung wurde in einem Entwurf ausgear-
beitet, der nun in einen Bebauungsplan überführt werden 
soll. Um die Planungssicherheit zu gewährleisten, muss 
der Bebauungsplan bis 2021 aufgestellt sein – bevor es zu 
Neuwahlen kommt und damit ein Umdenken in der Poli-
tik stattfinden könnte. Die Umsetzung soll dann im sel-
ben Jahr beginnen. Die Pioniernutzung mit der Werkstatt, 
einem Ort zum Mitmachen und Mitreden, startete schon 
während der Planungen. Hier werden auch Quartierlabore 
als kontinuierliches Format zur Mitwirkung angeboten. 

Wiederkehrende Themen im Prozess seien das Vergabe-
recht und die Finanzierung gewesen. Hier müsste immer 
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Einordnung Suchbereich: Welche neuen Wege des 
Stadtmachens?

Um Akteure lokaler Politik vor neue, ungewohnte Situa-
tionen zu stellen, bedarf es nicht zwingend komplett neuer 
Formate oder Akteurskonstellationen. Auch in klassischen, 
hoheitlichen Planungsprozessen können Fälle eintreten, 
die für alle Beteiligten eine neue Situation und Herausfor-
derung darstellen. Durch die besondere Größenordnung 
eines Vorhabens, wie die Planung des neuen Stadtteils 
Dietenbach, treten außergewöhnliche hohe Anforderun-
gen an den Dialog zwischen Politik, Planung und Stadt-
gesellschaft auf. In Freiburg führte ein Bürgerentscheid 
zur städtebaulichen Entwicklung eines neuen Stadtteils 
dazu, dass der nahezu einstimmige Beschluss des Ge-
meinderates in Frage gestellt wurde.

Sowohl im Bereich der ersten Spannungslinie als auch in 
den Schnittstellen zum Planungsprozess können hierbei 
Asymmetrien vermutet werden, was etwa Erwartungen 
an die Transparenz oder Geschwindigkeit des Prozesses 
angeht. Da die Wahlzyklen lokaler Politik nicht mit dem 
Rhythmus langfristiger Planungsprozesse übereinstim-

3.2 Freiburg: Neuer Stadtteil Dietenbach 

Abbildung 7: Informationsveranstaltung zum Bürgerentscheid Dietenbach. Quelle: Stadt Freiburg im Breisgau, Fotograf Albert Josef Schmidt.

men, kann es beispielsweise im Verfahren zu Akteurs-
wechseln oder Neuausrichtung von Interessen und Zie-
len kommen. Ändert die Politik, oder auch – wie im Fall 
Dietenbach – die Stadtgesellschaft im laufenden Prozess 
die Zielsetzung für die Entwicklung, so wird auch eine Ver-
waltung großer Unsicherheit und erhöhtem Aufwand aus-
gesetzt. 

Solch ein Fall kann auch Fragen beleuchten, die mit dem 
vielfach beobachteten Vertrauensverlust in demokratisch 
gewählte Repräsentanten einhergehen: Wie können kom-
plexe Entscheidungsprozesse, die noch komplexere Pla-
nungsprozesse betreffen, für die Öffentlichkeit transpa-
rent und nachvollziehbar werden? 

Fallstudie

Kontext

Wohnungsnot und Flächenknappheit entwickeln sich in 
Freiburg zu einem dringenden sozialen Problem. Die Stadt 
wächst stetig; Prognosen sagen einen Bevölkerungsan-
stieg auf 245.000 Einwohnerinnen und Einwohner im Jahr 
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Prozess des Stadtmachens

Auch im Stadtrat wird der Wachstumsdruck wahrge-
nommen. Bereits 2012 wurde durch einen Beschluss des 
Gemeinderats, einen neuen Stadtteil zu entwickeln, der 
Suchprozess nach möglichen Flächen gestartet. Mitte 
2014 begannen die vorbereitenden Untersuchungen, ab 
2015 gab es Informationsveranstaltungen, Foren und eine 
Werkstatt zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
(Stadt Freiburg 2020). Die Auslobung des städtebaulichen 
Wettbewerbs für den neuen Stadtteil Dietenbach wurde im 
April 2017 veröffentlicht. Aus 22 ausgewählten Bewerbe-
rinnen und Bewerbern wurden vier zur Überarbeitung auf-
gefordert und im Oktober 2018 ging das Freiburger Büro 
K9 Architekten als Sieger hervor (Stadt Freiburg 2018b: 20). 
Nachdem in Gutachten belegt wurde, dass der Druck für 
Nachverdichtung in der Innenstadt weiter bestehen würde, 
selbst wenn ein neuer Stadtteil gebaut wird, stimmte der 
Gemeinderat fast einstimmig der Entwicklung des neuen 
Stadtteils zu, und so erfolgte im Juli 2018 der Satzungs-
beschluss für die Entwicklung durch den Gemeinderat auf-
grund von § 165 Abs. 6 BauGB (Stadt Freiburg 2018a). Da-
raufhin wurde von der Bürgerinitiative Rettet Dietenbach 
ein Bürgerbegehren eingebracht, das die vorgeschriebene 
Anzahl an Unterschriften von 7 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger erreichte (vgl. § 21 Abs. 3 GemO). Anfang 2019 
kam es zum Bürgerentscheid. Mit dem Bürgerentscheid 
traf eine gewisse Unsicherheit zusammen, die schon zuvor 
erkennbar war. Im Mai 2018 wurde ein neuer Oberbürger-
meister gewählt, der sich im Wahlkampf nicht klar zum 
Projekt positioniert habe. Dass der Bürgerentscheid mit 
60,3 Prozent zugunsten der Bebauung ausging (Badische 
Zeitung 2019), passierte nicht ohne den Schulterschluss 
und die breite Allianz aller lokalen Fraktionen mit Verbän-
den, Vereinen und Institutionen. Alle Parteien unterstütz-
ten die Kampagne für den Bürgerentscheid, der von den 
Beteiligten als Wahlkampf bezeichnet wird. Die Projekt-
gruppe Dietenbach innerhalb der Verwaltung sowie das 
Architekturbüro K9 spielten hierbei wichtige Rollen in der 
Kommunikation mit der Stadtgesellschaft. Stimmen gegen 
die Bebauung werden zunächst vor allem von Landwirtin-
nen und Landwirten erhoben, die sich zu einem regiona-
len Bündnis zusammenschließen. Die Bebauungsgegne-
rinnen und -gegner wurden von Seiten des Rates einzig 
von der parteiunabhängigen Wählervereinigung Freiburg 
Lebenswert unterstützt (siehe Freiburg Lebenswert 2019). 

Im weiteren Verlauf wurde der Siegerentwurf ab 2019 in 
einen Rahmenplan übertragen, der alle Anregungen aus 
dem Beteiligungsverfahren berücksichtigen sollte, ab 
2020 sollen Bebauungspläne erstellt und bis 2022 Teil-Be-
bauungspläne beschlossen werden, sodass die Stadt da-

2030 voraus und davon ausgehend einen Bedarf an 14.600 
neuen Wohneinheiten. Der wachsende Flächenbedarf 
wird zum Teil durch Zuzug, aber auch durch die steigende 
Wohnfläche pro Kopf begründet. Dies wirkt sich auch 
auf den Wohnungsmarkt aus, sodass Freiburg beispiels-
weise in Bezug auf Kaufpreise von neugebauten Eigen-
tumswohnungen deutschlandweit auf dem zweiten Platz 
hinter München liegt (empirica 2014: 18). Aus Teilen der 
Stadtgesellschaft wird der Wunsch laut, weiteren Zuzug 
zu begrenzen, doch der Gemeinderat ist sich grundsätzlich 
einig, dass diese Wachstumsdynamik kaum zu steuern ist. 

Es besteht eine Vorerfahrung der Ratsmitglieder mit dem 
Thema Bürgerentscheid, da auch 2015 in der Entschei-
dung zur Errichtung eines neuen Stadions das direktde-
mokratische Instrument eingesetzt wurde – in diesem Fall 
jedoch vom Gemeinderat selbst initiiert (Stadt Freiburg 
2015). Dieser Bürgerentscheid führte zu einer Politisie-
rung der Gegnerschaft, die aus einem Sammelsurium un-
terschiedlicher Stimmungen bestand, von Interviewten als 
Wohlstandspopulismus bezeichnet, und schließlich auch 
die Diskussion und den Bürgerentscheid gegen die Be-
bauung Dietenbachs befeuert haben soll.

Eine Besonderheit in der Gemeindeordnung Baden-Würt-
tembergs besteht darin, dass in der Wahl der Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister – also der Beigeordneten be-
ziehungsweise Stellvertretenden der Oberbürgermeisterin 
oder des Oberbürgermeisters (§ 49 GemO) – durch den 
Gemeinderat die „Parteien und Wählervereinigungen ge-
mäß ihren Vorschlägen nach dem Verhältnis ihrer Sitze im 
Gemeinderat berücksichtigt werden“ (§ 50 Abs. 2 GemO).

Zur Zeit der Interviews im Mai 2019 stehen Gemeinderats-
wahlen bevor, denen die Gesprächspartner mit Spannung 
entgegenblicken. Durch ein Gesetz zur Änderung kom-
munalwahlrechtlicher und gemeindehaushaltsrechtlicher 
Vorschriften führte der Landtag von Baden-Württemberg 
das Auszählungsverfahren nach Sainte-Laguë/Schepers 
ein, das kleinere Parteien begünstigt (Landtag von Ba-
den-Württemberg 2013: 1). 

Bei Planungsprozessen wird in Freiburg generell auf ein 
hohes Maß an Beteiligung gesetzt, mehr als gesetzlich 
notwendig. Die Dialogkultur, die nach Angaben der Inter-
viewpartnerinnen und Interviewpartner herrscht, ist von 
der deutlichen Artikulation von Partikularinteressen ge-
prägt, die „schwere Geschütze“ wie Gegengutachten auf-
fährt. Daher sei es nicht unüblich, dass es schon im Vorfeld 
von Projekten heiß hergeht.
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tik an den Macherinnen und Machern der Stadt herrscht, 
deren Ausmaß allerdings erst durch den Bürgerent-
scheid bewusst wird und Erstaunen über die „Welle an 
Misstrauen“ hervorruft. Über die generell vorherrschende 
Politikverdrossenheit (siehe Kapitel 2.2. zu Spannungslinie 
1) hinaus wird das Misstrauen der Freiburger Bevölkerung 
speziell auf den Versuch im Jahr 2006 zurückgeführt, die 
Freiburger Stadtbau GmbH zu privatisieren und den Fokus 
in der Entwicklung von Flächen vor allem auf Investorin-
nen und Investoren zu richten.

Interviewte aus Politik und Verwaltung sind sich einig, dass 
die Kommunikation vor dem Bürgerbegehren nicht besser 
hätte laufen können – der Konflikt war nicht zu vermeiden. 
Aus dem Vorwurf der Stadtöffentlichkeit, nicht informiert 
worden zu sein, wird ersichtlich, dass der bisherige Dialog 
die Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend erreichte. 
Nach Abschluss der Testplanung im Jahr 2015 nahm die 
Öffentlichkeit das Projekt nicht mehr wahr; es war „in ei-
nem Loch verschwunden“. Plötzlich war der Gewinner da 
und der Beschluss zur Entwicklungsmaßnahme fiel. 

Durch die Besonderheit, dass die Mehrheitsverhältnisse 
der Parteien in der Wahl der Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister berücksichtigt werden (§ 50 Abs. 2 GemO), 
besteht in Freiburg ein besonders nahes Verhältnis zwi-
schen den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern und 
den Parteien. Nach Aussage der Interviewpartner führe 
dies zwar zu einer effizienten Kommunikation und Infor-
mation der Ratsmitglieder im Vorfeld von Ratssitzungen. 
Zugleich mache es jedoch den Entscheidungsfindungspro-
zess für Außenstehende intransparent und im Nachhinein 
nur schwer nachvollziehbar, da 95 Prozent der Vorlagen im 
Gemeinderat ohne große Diskussion beschlossen würden. 

Den eigentlichen Grund für den Widerstand gegen die Be-
bauung aus Teilen der Stadtgesellschaft sehen die befrag-
ten Lokalpolitiker in der Befürchtung, dass Freiburg durch 
das starke Wachstum den Charakter verlieren würde. In 
den Gesprächen mit Gemeinderatsmitgliedern wird der 
Wunsch nach einer grundsätzlichen Auseinandersetzung 
mit der Frage geäußert, was Wohnen in Freiburg bedeu-
tet, um vor allem der jüngeren Generation eine städtische 
Identität zu vermitteln. 

Im Großprojekt Dietenbach wurde erneut die Wichtigkeit 
einer kontinuierlichen, offensiven Öffentlichkeitsarbeit 
deutlich, die nicht versucht, jede Frage zu beantworten, 
sondern ehrlich offenlegt, welche Punkte noch unge-
klärt sind. So erhoffen sich die befragten Vertreterinnen 
und Vertreter des Gemeinderats, ein Verständnis für die 
schrittweisen Entscheidungen und Stufen der Konkreti-

von ausgeht, ab 2022 mit der Vermarktung von Grundstü-
cken beginnen zu können (Stadt Freiburg 2018c). Einen 
weiteren, für den Planungsprozess relevanten Beschluss 
stellte die Änderung des Flächennutzungsplans 2020 dar 
(Stadt Freiburg 2019, o. J.-c). Die Interviews wurden im 
Mai 2019 nach dem Wettbewerbsentscheid und nach dem 
Bürgerentscheid durchgeführt. 

Das Plangebiet befindet sich vier Kilometer westlich der 
Freiburger Innenstadt und wird durchkreuzt vom Dieten-
bach. Aktuell wird die Fläche von circa 108,4 ha überwie-
gend landwirtschaftlich genutzt (Stadt Freiburg o. J.-b). 
Auf dem Gelände sollen 6.500 neue Wohnungen für 15.000 
Menschen entstehen, überwiegend in Mehrfamilienhäu-
sern. Der Entwurf des neuen Stadtteils wird durch zwei 
Parks und einen zentralen Stadtteilplatz charakterisiert, 
der ein Kirchzentrum, einen Stadtteiltreff, Ladenlokale 
und Gastronomie bieten wird. Der Stadtteil soll kurze 
Wege ermöglichen und bietet ebenfalls Platz für Schulen 
und Kitas. Weitere kleine Quartiersplätze und Sportflä-
chen ergänzen den Entwurf. Zusätzlich wird der Stadt-
bahnanschluss von Rieselfeld bis Dietenbach ausgebaut. 
Das Vorhaben hat zum Ziel, bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, indem der Bestand an nicht profitorientierte 
Unternehmen wie Wohnungsbaugesellschaften veräußert 
wird. Eine Quote von 50 Prozent der Wohnungen wird ge-
fördert, darunter 700 Einheiten des Studierendenwerks. 
Die Energieversorgung soll nachhaltig, wirtschaftlich und 
klimaneutral geplant werden, vor allem durch Solarener-
gie und Umweltwärme (Stadt Freiburg 2018b, o. J.-a). Für 
die verlorene landwirtschaftliche Fläche werden durch die 
Stadt Ersatzflächen für die betroffenen Landwirtinnen und 
Landwirten organisiert. 

Spannungslinien lokaler Politik

Die Interviews in Freiburg ergaben besonders viele Aussa-
gen in den Spannungsbereichen zwischen Rat und Bürge-
rinnen und Bürgern – Spannungslinie 1 – sowie zwischen 
den Kreisläufen der Politik und der Planung – Spannungs-
linie 5. Auch das Verhältnis zwischen Politik und Umset-
zenden – Spannungslinie 2 – und die Verknüpfung des 
Projekts mit übergeordneten Zielen – Spannungslinie 6 
– spielten eine Rolle. Auf Agenda-Setting, innerhalb der 
Kommune oder durch überkommunale Einflüsse, wird in 
diesem Fall kein besonderes Augenmerk gelegt.

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, Bezirk und 
Bürgerinnen und Bürgern
Wie in anderen Städten ist den gewählten Vertreterinnen 
und Vertretern in Freiburg bewusst, dass eine Grundkri-
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nagen und Entscheidungsspielräume klarzustellen. Die 
Kernargumentation, also das basale Problem, das es zu 
lösen gilt – so kommt es in den Interviews zum Vorschein – 
müssen sich Planende und Politik gegenseitig und gegen-
über Dritten wie auch der Öffentlichkeit viel mehr erklären. 
Genau dazu wurden sie im Wahlkampf gezwungen. 

Der Widerstand wurde sowohl von Planenden als auch von 
lokaler Politik somit als hilfreich gesehen, neues Wissen 
und Erkenntnisse zu generieren. So mussten Fragen be-
antwortet werden, die normalerweise erst in viel späteren 
Phasen der Planung zur Sprache gekommen wären. Auch 
die Politik war gezwungen, öffentlich Rede und Antwort 
zu stehen, und musste sich genauestens mit dem Pla-
nungsstand auseinandersetzen, um ihre eigene Position 
vertreten zu können. 

Eine besondere Rolle nimmt auch in diesem Fall die Ver-
waltung in Zusammenhang mit der Politik ein. Es wird in 
mehreren Interviews deutlich, dass die Verwaltung nicht 
reine Ausführende des politischen Willens ist, sondern 
auch selbst politisch vordenkt und Vorschläge einbringt. 
Um das Fortbestehen des Projekts zu ermöglichen, wird 
die Verwaltung zur Taktgeberin und „trägt die Politik zum 
Jagen“, indem sie beispielsweise Sprechzettel und Reader 
zu gängigen Fragen vorbereitet und die Mitglieder jeder 
einzelnen Fraktion in ausführlichen Gesprächen brieft. Im 
Wahlkampf wird die lokale Politik tatkräftig von der Ver-
waltung unterstützt, es kommt zu einem Schulterschluss 
zwischen Politik und Verwaltung, aber auch zwischen den 
Parteien. Man konzentriert sich auf die ob-Frage, die im Rat 
einheitlich bejaht wurde, und nicht auf das wie: zunächst 
wird Konsens um die Priorisierung bezahlbaren Wohn-
raums hergestellt und in den Mittelpunkt gestellt – andere, 
teils kontroverse Fragen werden auf später verschoben. 

Gleichzeitig wird der Wahlkampf von bestimmten Fraktio-
nen genutzt, um noch ehrgeizigere Ziele für das Projekt 
einzufordern. So bindet sich der Gemeinderat im Prozess 
an eine Quote von 50 Prozent bezahlbaren Wohnraums 
und setzt dem neuen Quartier zum Ziel, mindestens kli-
maneutral zu sein. 

Alles in allem ist der Wahlkampf für alle beteiligten In-
terviewten ein Highlight der Demokratie. Allerdings wird 
bemerkt, dass sich nicht alle Themen für direktdemo-
kratische Entscheidungen eignen. Komplexen, offenen 
Prozessen, wie sie die Bauleitplanung darstellt, sei die 
Ja-Nein-Frage wesensfremd. Die besondere Herausfor-
derung sei, einen Prozess von vier Jahren innerhalb von 
sechs Wochen zu vermitteln, und dabei auch offene Punkte 
auszuhalten und zu kommunizieren.

sierung zu wecken, die mit der Komplexität und Offen-
heit solcher Großprojekte einhergehen. Der Wahlkampf 
zum Bürgerentscheid habe hier geholfen, ein Bewusst-
sein und Verständnis für die Konflikte zu schaffen, denen 
die Politik ausgesetzt ist. Die Kampagne zum Wahlkampf, 
die sich über sechs intensive Wochen erstreckte, inklusive 
einer Großveranstaltung mit 1000 Besuchern, wurde von 
den Interviewten als eine einmalige, besonders große An-
strengung erlebt. Der positive Ausgang wird als zusätzli-
che Legitimation und somit Planungssicherheit im Projekt 
erlebt, aber auch als Belebung der lokalen Demokratie 
– die ansonsten „schweigende Masse“ wurde mobilisiert. 
Doch man ist sich einig, dass so ein Prozess aufgrund des 
enormen Aufwands, der für Verwaltung und Politik ent-
steht, nicht regelmäßig zu leisten wäre. Auch nach dem 
Wahlkampf bleibt es schwierig; ein Ratsmitglied bemerkt, 
dass die Diskussionen, auch bedingt durch soziale Medien, 
„oberflächlicher und aggressiver“ würden.

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen Rat, Verwal-
tung, städtischen Gesellschaften und Dritten
In der Phase des Wahlkampfs erwies sich die Zusammen-
arbeit zwischen Rat und Umsetzenden in Form des Bünd-
nis Wohnen als besonders wichtig. Das Bündnis drang bis 
in die Stadtgesellschaft ein und umfasste unter anderem 
Kirchen und den Mieterschutzbund. Bedeutend waren 
auch Zusagen auf der umsetzenden Ebene, etwa das Vor-
haben zum Wohnungsbau von Uniklinik und Genossen-
schaften, in deren Aufsichtsräten auch Gemeinderatsmit-
glieder vertreten sind. 

Im nächsten Schritt wird die umsetzende Ebene noch stär-
ker in den Fokus der Diskussion rücken. Vertreterinnen 
und Vertreter der Politik erwähnen die Idee einer Dach-
genossenschaft oder einer Freiburger Allmende als Ge-
sellschaft, die Grund kauft und in Erbpacht vergibt, um 
den Boden der Spekulation zu entziehen. Im Jahr 2020 
steht in diesem Zusammenhang die Klärung der Vergabe 
der Flächen im Vordergrund, die durch die Stadt selbst 
durchgeführt wird. 

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf
In den Interviews heben alle Beteiligten den intensiven 
Dialog, den Wahlkampf für den Bürgerentscheid hervor. 
Hier wird vor allem die Diskrepanz zwischen den demo-
kratischen Prozessen der Entscheidungsfindung und den 
komplexen, langfristigen und zum Teil ergebnisoffenen 
Prozessen der Stadtentwicklung offenbar. Entscheidend 
sei in dieser Hinsicht, Rahmenbedingungen und Sach-
zwänge deutlich zu kommunizieren, Erwartungen zu ma-
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die Kohärenz von Zielen und umgesetzten Maßnahmen 
vor Ort kann die Verknüpfung solcher Themen zur Um-
setzungsebene der Macherinnen und Macher gelingen, die 
als zentral betrachtet wird, um glaubwürdig zu sein und 
Qualität zu sichern. 

Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

In diesem Fall war zu beobachten, wie Stadtentwicklung zur 
Agenda aller Parteien erhoben wird. Die Versprechen, die 
rund um den neuen Stadtteil Dietenbach gegeben wurden, 
müssen nun gehalten werden, um glaubwürdig zu bleiben. 

Die Interviewten aus dem Gemeinderat wünschen sich, der 
Stadtgesellschaft gegenüber transparenter zu werden und 
so wieder mehr Verständnis und Vertrauen aufbauen zu 
können. Dazu soll auch ein aktiver, nächster Schritt der 
Beteiligung dienen, in dem ein Zufalls-Querschnitt der 
Einwohnerschaft den Prozess begleiten wird.

Der Bürgerentscheid hat vor allem auf Seiten der Politik 
zur Generierung von Wissen und neuen Erkenntnissen ge-
führt. Was den Bürgerentscheid selbst angeht, so stellt 
ein Gemeinderatsmitglied fest, sollte die Politik diese in 
Zukunft wieder selbst initiieren – denn dann könne man 
selbst die Frage bestimmen.

Bereits im Wettbewerbsverfahren wird deutlich, dass die 
lokale Politik in diesem Projekt eine aktive Rolle einnimmt. 
Als Mitglieder der Wettbewerbsjury vertreten Politikerin-
nen und Politiker selbstbewusst eigene Positionen, anstatt 
sich nur passiv informieren zu lassen. Dieser Einbezug der 
Politik wird als großer Vorzug des Wettbewerbs gesehen.

Gemeinderatsvertreterinnen und -vertreter unterschied-
licher Fraktionen drücken Bedenken aus, was die bevor-
stehende Gemeinderatswahl angeht. Konkret befürchtet 
man eine Zersplitterung der aktuell 13 Listen in 17 bis 18 
Listen nach der Wahl, da das neue Wahlsystem nach Sain-
te-Laguë/Schepers kleinere Parteien begünstigt, sodass 
ein Prozent der Stimmen für einen Sitz im Gemeinderat 
ausreicht.

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung
Das große Projekte ist eng mit übergeordneten Zielen der 
Stadtentwicklung verknüpft. Zum Teil wird daher auch auf 
dieser Ebene neu gedacht und nachgebessert, etwa in-
dem durch Versprechungen im Zuge des Wahlkampfs zu-
sätzliche, ehrgeizigere Ziele gesetzt werden. Das Projekt 
dient als handfestes Beispiel der Erörterung und Diskus-
sion politischer und strategischer Themen der Innenent-
wicklung, der Wohnungspolitik, der Klimaneutralität und 
der Fortschreibung des Flächennutzungsplans. Nur durch 
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3.3   Gelsenkirchen: Zukunftsstadt 

Abbildung 8: Wimmelbild Lernende Stadt Gelsenkirchen. Quelle: Stadt Gelsenkirchen, Künstler: Jesse Krauß.

Einordnung Suchbereich: Welche neuen 
Wege des Stadtmachens?

Mit dem Wissenschaftsjahr 2015 erfolgte der Auftakt des 
bundesweiten Wettbewerbs Zukunftsstadt des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung (BMBF), der Städte 
dazu aufrief, zukunftsfähige Lösungen zur Bewältigung 
globaler und kommunaler Herausforderungen zu erar-
beiten. Mit diesem Wettbewerb förderte das BMBF in der 
ersten Phase die partizipative Entwicklung von Zukunfts-
visionen (51 Städte), in der zweiten Phase die Erstellung 
umsetzungsreifer Planungskonzepte (23 Städte) und un-
terstützt nun in der dritten Phase die beispielhafte und 
experimentelle Umsetzung vielversprechender Konzepte 
in urbanen Reallaboren (vgl. BMBF o. J.). 

Die Stadt Gelsenkirchen nahm an dem Wettbewerb teil 
und wurde 2018 als eine von acht Städten für die letzte 
Phase, die Umsetzungsphase, nominiert. Sie entwickelte 
mit ihrem Wettbewerbsbeitrag eine Vision der Zukunfts-
bildung. Darunter wird die Verbesserung der Lern- und 
Gestaltungsbedingungen in allen städtischen Bereichen 
zur Bewahrung und Freisetzung von Lern- und Gestal-
tungsfreude für die Menschen in der Stadt verstanden (vgl. 
Stadt Gelsenkirchen 2018: 7). 

Das Fallbeispiel steht exemplarisch für Stadtentwicklungs-
prozesse, in die Akteure aus Wissenschaft und Forschung 
einbezogen werden. Dazu zählen Forschungspartnerinnen 
und -partner aus wissenschaftlichen Institutionen. Teil-
weise wird die Kooperation mit der Wissenschaft durch 
Programme auf der Ebene von Land, Bund oder EU an-

gestoßen. Manchmal sind die wissenschaftlichen Koope-
randen ortskundig, in anderen Fällen kommen sie von au-
ßerhalb und kennen die Kommune und ihre spezifische 
lokalpolitische Landschaft kaum. 

Zukunftsstadt Gelsenkirchen steht beispielhaft für solch 
eine Kooperation mit der Wissenschaft: Durch die Teil-
nahme an dem bundesweiten Wettbewerb besteht die 
Besonderheit, dass der in solchen Prozessen übliche 
Einbezug vieler Akteure aus den Perspektiven Politik, Ver-
waltung, Zivilgesellschaft, Markt und Intermediäre und die 
damit verbundene hohe Dialogorientierung durch die ge-
forderte wissenschaftliche Begleitung noch verstärkt wird. 

Fallstudie

Kontext

Gelsenkirchen zählt mit knapp 265.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern zu den deutschen Großstädten. Aufgrund 
des in den 1970er Jahren begonnenen und andauernden 
Strukturwandels des Ruhrgebiets hat die Stadt verschie-
dene Herausforderungen zu bewältigen: Arbeitslosigkeit, 
Armut, frühzeitige Schulabgänger, einen Wegzug altein-
gesessener Familien und eine hohe Zahl an Zuwande-
rern mit Migrationshintergrund. Gelsenkirchen war lange 
schrumpfend, kann derzeit aufgrund hoher Geburtenraten 
aber wieder ein Wachstum verzeichnen (vgl. Verbände-
bündnis Wohnungsbau 2017: 39).

Das Modell der lokalen Politik entstand im Ruhrgebiet in 
den 1950er Jahren. Insbesondere der SPD gelang der Auf-
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Bildung vorbereiteten. Das Büro aGEnda 21 ist eine Stabs-
telle der Verwaltung und bekam durch den Zukunftsstadt-
prozess den Zweitnamen Zukunftsstadtbüro. Hier war die 
Koordination des Gelsenkirchener Wettbewerbsbeitrags 
angesiedelt.

In der ersten Wettbewerbsphase galt es die vom Bundes-
amt für Bildung und Forschung (BMBF) aufgeworfene 
Frage zu beantworten: „Wie sieht die Stadt von morgen 
aus?“ (BMBF o. J.). Dazu entwickelte Gelsenkirchen mit 
verschiedenen Akteuren in Zukunftswerkstätten eine Zu-
kunftsvision 2030+ – die Vision der Lernenden Stadt. Sie 
befasst sich mit sogenannter raumorientierter Bildung, 
„die Stadt als ganzheitlichen Lernraum betrachtet, der 
durch gezielte Maßnahmen weiterentwickelt, kommuni-
ziert und zugänglich gemacht werden kann und (unter-
schiedlichste) Bildungsprozesse für alle ermöglicht. Sie 
zielt damit auf eine langfristige pädagogische Nutzung 
des Raumes für eine Zukunftsbildung ab“ (Förderverein 
Lokale Agenda Gelsenkirchen e. V. 2019: 11). Bildungs-
akteure, Seniorenvertretende, Nachbarschaftsstiftende, 
Jugendeinrichtungen, Vereine und freie Träger nahmen 
an verschiedenen Beteiligungs- und Kommunikationsan-
geboten teil. Dass auch Wirtschaftsakteure den Prozess 
unterstützen, zeigt unter anderem das Bekenntnis zur Gel-
senkirchener Erklärung, die nicht nur von gemeinnützigen 
Organisationen oder Bildungsakteuren, sondern auch von 
Akteuren der Marktwirtschaft unterzeichnet wurde. Die 
Gelsenkirchener Erklärung geht als Endprodukt aus der 
ersten Wettbewerbsphase hervor und verdeutlicht, dass 
die gemeinsam entwickelte Zukunftsvision der Lernen-
den Stadt von über 100 Organisationen mitgetragen wird.

In der zweiten Wettbewerbsphase wurde konkret zu den 
Handlungsfeldern Stadtgesellschaft und Wissenschaft, 
Lernorte und Lernlabore, Partizipation im Quartier und 
Digitale Stadt gearbeitet. Fachgruppen zu diesen Hand-
lungsfeldern setzen sich aus Akteuren der Stadtverwal-
tung, von Organisationen und Vereinen, aus der Wirtschaft 
und engagierten Bürgerinnen und Bürgern zusammen. Sie 
wurden vom Zukunftsstadtbüro und der wissenschaftli-
chen Begleitung qualifiziert, um an Maßnahmenvorschlä-
gen zu arbeiten. Die wissenschaftliche Begleitung erfolgt 
mit den Partnern FU Berlin, FH Dortmund, dem Institut 
für Arbeit und Technik und der Universität Wuppertal. Um 
Entscheidungen zu Maßnahmen, die zur Umsetzung kom-
men sollen, auf eine breite Trägerschaft zu stellen, wurde 
ein ExpertInnenrat gegründet. Die in diesem Rat beraten-
den Fachleute brachten ihre Expertisen aus Sicht der For-
schung, der Wirtschaft, der Jugend, der Stadtverwaltung 
und der Vereinslandschaft in den Prozess ein. Überlegun-
gen aus der Konferenz Auswertung und Reflexion münde-

stieg zur dominanten Partei im Ruhrgebiet und auch in 
Gelsenkirchen, weil sie ein regionales Politikmodell ent-
wickeln konnte (Stadt Gelsenkirchen 2001a, 2001b). Die 
besonderen politischen Strukturen im Ruhrgebiet führten 
zur Durchsetzung von Arbeitnehmerinteressen in Betrieb, 
Stadtteil, Stadt und Region. Hier wurde für Wohnungen ge-
sorgt, hier wurden Lösungen zur Bewältigung der Folgen 
des Strukturwandels mit seinen zahlreichen Betriebs-
schließungen gefunden und wichtige materielle Verbes-
serungen erreicht. Auch in der Kommunalpolitik wurden 
Einrichtungen geschaffen, die der Masse der Bevölkerung, 
ihren sozialen Interessen und ihren Freizeitbedürfnissen 
dienen sollten – Sportanlagen, der Ruhr-Zoo, Grünflächen 
und auch das Theater sind Beispiele des Ausbaus der Infra-
struktur für die Bevölkerung (ebd.). Obwohl sich die Politik-
landschaft auch hier inzwischen vielfältiger und differen-
zierter gestaltet – durch das Hinzukommen linker Parteien 
wie Die Grünen und rechtsextremer Gruppierungen – ist die 
SPD weiterhin mit aktuell 34 Sitzen im Stadtrat die stärkste 
Partei, auch der Oberbürgermeister ist SPD-Mitglied. 

Ein Leitgedanke, den Gelsenkirchen schon seit Ende der 
1990er Jahre verfolgt, ist der Bildungsansatz für nachhal-
tige Entwicklung (BNE), um in Gelsenkirchen eine lebens-
werte Zukunft zu gestalten (vgl. Deutsche UNESCO-Kom-
mission e. V. o. J.). An diesem Leitgedanken orientiert sich 
das aGEnda 21-Büro, das seit 2012 gemeinsam mit den 
Einwohnerinnen und Einwohnern der Stadt daran arbei-
tet, eine lebenswerte Zukunft in Gelsenkirchen zu gestal-
ten (ebd.). 2016 kam ergänzend der Planungsansatz der 
Agenda 2030 hinzu, bei dem sich städtische Entwicklun-
gen auf die nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten 
Nationen beziehen (ebd.). In dem Zukunftsstadtprozess 
werden diese beiden Planungsansätze BNE und Agenda 
2030 in der Lernenden Stadt zusammengeführt und auf-
einander bezogen. 

Prozess des Stadtmachens

Wie eingangs beschrieben, ist der bundesweite Wettbe-
werb Zukunftsstadt dreiphasig aufgebaut. Das Konzept 
des Wettbewerbs Zukunftsstadt des BMBF sieht vor, dass 
Zivilgesellschaft, Wissenschaft, lokale Politik und Verwal-
tung gemeinsam Zukunftsstädte gestalten. So sind auch 
an dem Zukunftsstadtprozess in Gelsenkirchen viele Ak-
teure. Im Folgenden wird skizziert, welche Akteure auf 
welche Weise in den jeweiligen Phasen mitgewirkt haben. 

Initiiert wurde die Teilnahme am Wettbewerb von zwei trei-
benden Personen, dem damaligen Bildungsdezernenten 
und dem damaligen Leiter des Büros aGEnda21, indem sie 
gemeinsam eine Mitteilungsvorlage für den Ausschuss für 
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Bei der Zukunftsstadt Gelsenkirchen war die Bezirkspolitik 
bislang wenig involviert – die Verwaltung geht aber davon 
aus, dass die Bezirkspolitik in der just angelaufenen Um-
setzungsphase, also der dritten Wettbewerbsphase, mit 
den Maßnahmen vor Ort aufmerksam werden wird.

Verschiedene Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partnern äußern den Wunsch nach „frischem Wind“ in 
der Politik und die Hoffnung, dass die heranwachsende 
junge Generation von Politikerinnen und Politikern den 
Mut aufbringt, neue Wege zu etablieren. Das Jugendpar-
lament wird von mehreren Fachleuten in den Interviews 
dahingehend kritisiert, dass lediglich imitiert würde, was 
die Alten machen. 

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen Rat, Verwal-
tung, städtischen Gesellschaften und Dritten
In der Ausschreibung des Bundesamtes für Bildung und 
Forschung zum Wettbewerb Zukunftsstadt ist die Zusam-
menarbeit mit der Wissenschaft eine Bedingung. So gibt 
es, wie in den anderen Zukunftsstädten auch, in Gelsen-
kirchen eine wissenschaftliche Begleitung des Prozesses. 
In den Interviews wird berichtet, dass zu Beginn des Pro-
jektes nicht allen klar gewesen sei, warum diese wissen-
schaftliche Begleitung gebraucht würde. Es zeigte sich 
dann aber, dass durch die Prozessreflexion der wissen-
schaftlichen Begleitung Ziele identifiziert wurden, die im 
weiteren Verfahren berücksichtigt werden konnten. Dazu 
zählt das Ziel, mehr Bürgernähe von Verwaltung und Po-
litik gegenüber der Zivilgesellschaft herzustellen. Auch 
habe sich gezeigt, dass Citizen Science eine wichtige Rolle 
spielt. Darunter sind neue Formen der zielgerichteten Zu-
sammenarbeit von Wissenschaft und Stadtgesellschaft 
zu verstehen: Bürgerinnen und Bürger sollen ihr Wissen 
nicht einseitig an die Forschung liefern. Stattdessen wer-
den neue Wege der Kooperation durch gegenseitige Coa-
ching-Ansätze und das gemeinsame Arbeiten in Realla-
boren gesucht. 

Besondere Bezüge bestehen zwischen den Ämtern der 
Verwaltung zu der bearbeitenden Stabsstelle, also dem 
Zukunftsstadtbüro (bzw. aGEnda-21-Büro). Die Unabhän-
gigkeit der Stabsstelle wird positiv beschrieben, weil Wege 
teilweise freier gegangen und Entscheidungen einfacher 
getroffen werden können. Deutlich wird aber auch die Not-
wendigkeit, das Wissen der Stabstelle abzuholen und in die 
Ämter der Verwaltung zu integrieren. In die Wege geleitete 
Umstrukturierungen innerhalb der Verwaltung sollen dies 
ermöglichen. 

ten in der Wettbewerbsabgabe der zweiten Phase, die zum 
Erfolg hatte, dass Gelsenkirchen als eine von acht deut-
schen Kommunen für die letzte, dritte Wettbewerbsphase 
nominiert wurde. Diese Phase begann im Frühling 2019 
und hat zum Ziel, 16 Maßnahmen umzusetzen. Die Maß-
nahmen beziehen sich auf die bereits genannten Hand-
lungsfelder. Es handelt sich dabei beispielsweise um Pro-
jekte, die eine Aneignung von Stadt- und Naturraum durch 
Kinder ermöglichen. Ziel ist es, Bildungsräume nicht nur 
in sozialen Einrichtungen wie Kindergärten und Schulen 
zu sehen, sondern die gesamte Stadt als Lernraum zu be-
greifen, der damit zu einem Reallabor wird (ebd.).  

Spannungslinien lokaler Politik

In den Interviews zur Zukunftsstadt Gelsenkirchen gaben 
einerseits Aufschluss zum Geschehen im Projekt selbst, 
die Gesprächspartnerinnen und -partner äußerten aus ih-
rer Sicht aber auch Wünsche, Bedarfe und Notwendigkei-
ten. Letztere beziehen sich zum Beispiel auf die Bürger-
nähe von Politik und Verwaltung, auf die Rückendeckung in 
Projekten durch politische Befürworter und Dezernentin-
nen und Dezernenten oder auf frischen Wind durch junge 
Politikerinnen und Politiker. Diese Themen beziehen sich 
insbesondere auf Spannungslinie 1 mit dem Verhältnis 
zwischen Rat und Bürgerinnen und Bürgern, auf Span-
nungslinie 5 mit dem Zusammenspiel der Kreisläufe der 
Politik und der Planung und auf Spannungslinie 6 mit der 
Verknüpfung zwischen konkreten Projekts- und überge-
ordneten städtischen Zielen. Die anfangs erwähnte Be-
sonderheit des Falls – die Kooperation mit der Wissen-
schaft – wird in Spannungslinie 2 beschrieben. 

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, Bezirk und 
Bürgerinnen und Bürgern
Bei den Stichpunkten Rat – Bezirk – Bürgerinnen und Bür-
ger, bringen viele unserer Gesprächspartnerinnen und 
-partner die Notwendigkeit zum Ausdruck, dass Bürge-
rinnen und Bürgern der Zugang zur und der Dialog mit 
der (Bezirks-)Politik erleichtert werden müsse. Obwohl 
die wissenschaftliche Begleitung eine gute Kultur der Zu-
sammenarbeit von Stadtpolitik und Zivilgesellschaft be-
obachtet, wird folgender Bedarf deutlich: Die lokale Politik 
solle in Richtung Zivilgesellschaft deutlicher transportie-
ren, welche Möglichkeiten es zur aktiven Gestaltung der 
Stadt gibt. Dazu würde auch gehören, dass Bezirkspolitik 
Ansprechpartnerin für Bürgerinnen und Bürger ist und 
deren Bedürfnisse aufnimmt. Das Regelwerk der heute 
stark reglementierten Bezirksversammlungen müsse 
so aufgebrochen werden, dass ein „echter Bürgerdialog“ 
möglich wird. 
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Unter Beteiligung wird in hoheitlich verantworteten Pro-
zessen wie diesem insbesondere die Beteiligung von Ak-
teuren verstanden, die nicht aus der Verwaltung kommen. 
Die Gespräche verdeutlichen jedoch, dass der Fokus auf 
die Beteiligung von Akteuren außerhalb von Verwaltung 
alleine nicht reicht. Es wird ein Bedarf an integralen Pro-
zessen gesehen, um die verschiedenen Ämter zusammen-
zubringen. Das würde man bisher nicht praktizieren. 

Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

Veränderungsprozesse, die Niederschlag in konkreten 
Maßnahmen gefunden hätten, lassen sich in dieser Fall-
studie nicht identifizieren. Dennoch lassen sich drei Aus-
sagen zu den Lernprozessen lokaler Politik formulieren.

Die vom Bund eingeforderte wissenschaftliche Begleitung 
führt zu zwei wesentlichen Entwicklungen in diesem Pro-
zess: Zum einen wird der Versuch unternommen Stadt-
gesellschaft und Wissenschaft miteinander zu verknüpfen, 
damit sich beide Perspektiven durch ihr unterschiedliches 
Wissen gegenseitig bereichern. Zum anderen findet durch 
die stete Reflexion ein Lernprozess statt – der Bedarf an 
integralen Verwaltungsstrukturen sticht als wesentliche 
Erkenntnis hervor.  

Zentraler Akteur in diesem Projekt ist das Zukunftsstadt-
büro, das als Stabstelle der Verwaltung trotz der Abhän-
gigkeit von Beschlüssen der Politik und Befürwortern 
aus der Verwaltung – wie beispielsweise einzelner De-
zernenten – recht frei agieren kann. Diese aus Sicht des 
Zukunftsstadtbüros positive Unabhängigkeit wird aus der 
Verwaltung kritisch als verinseltes Arbeiten beschrieben. 
Es werden Umstrukturierungen vorbereitet, die dazu die-
nen sollen, das Wissen der Stabstelle in die verschiedenen 
Ämter zu bringen. 

Bislang war die Politik mit Funktion in den Prozess einge-
bunden, beispielsweise über den Bildungsausschuss, der 
über die Teilnahme am Wettbewerb entschieden hat und 
über Zwischenstände informiert wurde. Die Bezirkspoli-
tik tritt bislang nicht als Akteur auf. Es wird überlegt, ob 
das am abstrakten gesamtstädtischen Maßstab liegt und 
ob sich das mit den konkreten Umsetzungsprojekten auf 
Quartiersebene ändern wird.

 

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf
Die Interviewpartnerinnen und -partner berichten, dass 
das Projekt seitens der Politik stets gutgeheißen wurde 
und dass notwendige Entscheidungen und Beschlüsse 
stets rechtzeitig gefällt wurden. Auch der Akteurswech-
sel auf Dezernentenebene hätte bisher wenig Verände-
rungen im Prozess bewirkt, wobei Umstrukturierungen 
zum Zeitpunkt der Befragung angestoßen, aber nicht um-
gesetzt waren. 

Interviewpartnerinnen und -partner aus der Prozessge-
staltung weisen darauf hin, dass Politik eigene Interessen 
verfolgt. Politik hätte immer auch etwas mit Imagebildung 
und Marketing zu tun. So würde ein Interesse am Pro-
jekt steigen, wenn zum Beispiel für den einzelnen Politi-
ker oder die einzelne Politikerin ein persönlicher Nutzen 
zu erkennen wäre, weil das Projekt Ansehen oder Erfolg 
verspricht.

Aus dem Zukunftsstadtbüro werden Spielregeln beim Um-
gang mit der Politik und beim Auftreten gegenüber der 
Politik beschrieben: In der Kommunikation mit der Politik 
würden Negativformulierungen vermieden und keine Er-
wartungshaltung eingenommen. Stattdessen verfolgt das 
Büro generell die Strategie, die Politik proaktiv durch gute 
Projekte zu überzeugen. In Bezug auf die Zukunftsstadt 
wird damit das Ziel verfolgt, die Politik davon zu über-
zeugen, dass sich Partizipationsprozesse mit einer stär-
keren Einmischung und Mitmischung von der Zivilgesell-
schaft begünstigend und nicht gefährdend auf politische 
Prozesse auswirken. 

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung
Die Zukunftsstadt Gelsenkirchen ist 2019 in der Umset-
zungsphase angekommen. Die Dezernentin erhofft sich 
durch die konkreten Maßnahmen eine größere Strahlkraft 
des Projektes und dass das Projekt bei den Bürgerinnen 
und Bürgern der Stadt ankommt – was es bislang aus ihrer 
Sicht aufgrund des abstrakten, gesamtstädtischen Maß-
stabs noch nicht ausreichend der Fall ist. Das soll sich in 
der letzten Phase mit den konkreten Maßnahmen ändern. 

Bei der Entwicklung der Umsetzungsmaßnahmen ließ 
man den Fachgruppen (s.o.) zunächst Freiraum beim Ent-
wickeln von Ideen, erst danach wurden – auch mit Blick auf 
das Budget – Realitätschecks vorgenommen. 
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Einordnung Suchbereich: Welche neuen Wege des
Stadtmachens?

Die Urbane Nachbarschaft Freiimfelde, eine Koopera-
tion aus Zivilgesellschaft, Stiftung und Kommune, wurde 
ausgewählt, um zu beobachten, wie sich die lokale Poli-
tik gegenüber neuen, von außerhalb der Stadt kommen-
den Akteuren verhält. Lokale Governanceprozesse und 
-strukturen werden angestoßen, die den Menschen vor 
Ort neue Gestaltungsmöglichkeiten und Mitsprache in 
der Entwicklung ihrer Nachbarschaft eröffnen sollen. Die 
Stiftung bringt ein neues Verständnis von Gemeinwohl mit 
und übernimmt zum Teil Aufgaben, die klassischerweise 
der öffentlichen Hand obliegen. Trotzdem ist den Projekt-
machenden bewusst, dass sie auf eine aktive Unterstüt-
zung der Stadt nicht verzichten können. Durch Bindung an 
einen Kooperationsvertrag sichert die Politik dem Projekt 
Unterstützung zu. 

3.4 Halle an der Saale: Urbane Nachbarschaft Freiimfelde

Abbildung 9: Bauspielplatz als Teil des Bürgerparks in Halle – Freiimfelde. Quelle: Eigenes Foto.

Fallstudie

Kontext

Halle an der Saale ist mit 241.333 Einwohnerinnen und 
Einwohnern die größte Stadt in Sachsen-Anhalt. Wie auch 
in anderen ostdeutschen Städten hat nach einer Phase der 
Schrumpfung der 90er Jahre seit 2011 eine Trendwende 
stattgefunden (Wolff, Haase und Leibert 2019). Die Bevöl-
kerung nimmt aktuell leicht zu; auf dem Wohnungsmarkt 
stagniert die Nachfrage (Stadt Halle o. J.). CDU, Die Linke 
und SPD erhalten regelmäßig den größten Stimmenan-
teil bei Kommunalwahlen in Halle; in der aktuellsten Wahl 
2019 lag Die Linke leicht vor der CDU und sowohl die Grü-
nen als auch die AfD haben deutlichen Zuwachs erhalten 
(wahlergebnisse.info o. J.).

Vor jeder Sitzung des Stadtrats sowie der Ausschüsse gibt 
es in Halle die Möglichkeit einer Einwohner-Fragestunde. 
Ein interviewtes Ausschussmitglied beobachtet, dass Ein-
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Prozess des Stadtmachens

Als Teil einer wissenschaftlichen Arbeit startete in Halle 
Freiimfelde der Test, ob die Nachbarschaft im „leersten 
Quartier in der leersten Großstadt Deutschlands“ durch 
Wandgemälde belebt werden kann (Fischer 2015: 169). 
Es gründete sich die Freiraumgalerie und lud Street-
art-Künstler aus aller Welt ein, im Rahmen eines All You 
Can Paint-Festivals die Wände leerstehender Häuser – mit 
Zustimmung der Eigentümerinnen und Eigentümer – zu 
bemalen. Das Festival, das seit 2012 mehrfach wiederholt 
wurde, zog in der Stadt wie auch international Aufmerk-
samkeit auf den Stadtteil und brachte eine der weltweit 
größten Sammlungen von Wandgemälden (Murals) hervor. 

Die Stadt, die diesen Prozess zunächst abwartend beob-
achtete, entwickelte sich immer mehr zu einer aktiven 

wohnerinnen und Einwohner zumeist dann erscheinen, 
wenn Maßnahmen anstehen, die sie selbst akut betref-
fen. Dies seien immer wieder dieselben Personen, die sich 
jedoch nicht für den Stadtrat aufstellen lassen möchten, 
da sie der Überzeugung seien, auch so genügend Einfluss 
auf den Rat zu haben.

Der Stadtentwicklungsausschuss bietet unter dem Tages-
ordnungspunkt mündliche Anfragen Projektmacherinnen 
und Projektmachern regelmäßig die Möglichkeit, ihre je-
weiligen Projekte vorzustellen, und bringt so die Akteure 
zusammen. Außerdem passiert in Halle nach Angabe einer 
Stadträtin viel in den Zukunftswerkstätten mit dem Ober-
bürgermeister, in denen zukünftige Projekte vorgestellt 
werden und Austausch mit Bürgerinitiativen gepflegt wird. 
Dadurch gehen diese Initiativen nicht mehr gezielt auf die 
Politik zu. 

Abbildung 10: Eines von vielen bemalten Häusern der Freiraumgalerie in Halle (Saale) Freiimfelde. Quelle: Freiraumgalerie, Fotograf: Danilo Halle.
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Vor diesem Hintergrund bewarb sich die Freiraumgalerie 
2015 in Zusammenarbeit mit dem Freiimfelde e. V. und mit 
Unterstützung aus dem Stadtplanungsamt für das Förder-
programm Initialkapital für eine chancengerechte Stadt-
teilentwicklung der Montag Stiftung Urbane Räume. Die 
private Stiftung mit Sitz in Bonn wählte das Projekt unter 
63 bundesweiten Bewerbern aus und begann mit den Ak-
teuren vor Ort die 6.000 Quadratmeter große Brachfläche 
zu einem Bürgerpark zu entwickeln. Der Verein Freiim-
felde e. V. pachtet inzwischen die Fläche von der Stiftung 
und kümmert sich um die Nutzung und Pflege des Parks, 
der im Mai 2019 eröffnet wurde.

Darüber hinaus wurde ein Quartiersfonds eingerichtet, 
über den kleinere Projekte für und aus der Bürgerschaft 
in Freiimfelde direkt gefördert werden können. Über die 
Vergabe entscheidet der neu gegründete Quartiersbeirat, 
bestehend aus der Urbanen Nachbarschaft Freiimfelde, 
der Montag Stiftung Urbane Räume, der Stadt Halle, dem 
Quartiermanager, dem Freiimfelde e.V., der Freiraumale-
rie sowie einer lokalen Kirchengemeinde, Schule und wei-
terer Vereine. Seit 2018 erhält der Fonds jährlich 10.000 
Euro von der Stadt (Urbane Nachbarschaft Freiimfelde 
o. J.).

Angestoßen durch diesen Prozess werden nach und nach 
Immobilien im Quartier saniert und die Mieten steigen, 
dennoch herrscht weiterhin hoher Leerstand und es man-
gelt an Infrastruktur und Nahversorgung.

Spannungslinien lokaler Politik

Auch wenn die Zivilgesellschaft in diesem Fall eine deut-
liche Rolle spielt, konzentriert sich dieser Bericht nicht auf 
den Bezug zwischen Rat und Bürgerinnen und Bürgern 
im Sinne von Spannungslinie 1, sondern geht darauf in 
Spannungslinie 2 ein, da die Zivilgesellschaft hier in erster 
Linie selbst als Macherin auftritt. Ebenso schließt dieser 
Bereich Beobachtungen zu übergeordneten Planungspro-
zessen wie dem bürgerschaftlichen Quartierskonzept mit 
ein, sodass auch Spannungslinie 6 in der folgenden Be-
schreibung nicht gesondert auftaucht.

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen Rat, Verwal-
tung, städtischen Gesellschaften und Dritten
Nach Aussage eines Ratsmitglieds traten Bürgerinnen und 
Bürger an den Rat heran, weil sie für das Projekt in Freiim-
felde Fördermittel akquirieren wollten. Der Rat hätte dies 
unter Umständen bereits früher unterstützt, jedoch war 
es den Bürgerinnen und Bürgern ein Anliegen, es alleine 
zu machen und von Vorgaben oder Regelungen durch den 

Unterstützerin und beauftragte schließlich die Freiraum-
galerie offiziell mit der Erarbeitung eines bürgerschaft-
lichen Quartierskonzepts für Freiimfelde.

Der Stadtteil liegt, einer Insel gleich, eingebettet zwischen 
Bahnhofsgleisen und Gewerbegebiet als einziges inner-
städtisches Wohnquartier östlich des Bahnhofs. Auch so-
zial gilt es als abgehängt, war jedoch nie Teil einer För-
derkulisse, da der Fokus der Stadt auf der Rettung des 
historischen Stadtzentrums lag. Hier bildete sich 2014 der 
Freiimfelde e.V., dessen Mitglieder sich bereits seit Jahren 
für eine Brachfläche engagiert hatte, die die einzige Frei-
fläche im Quartier darstellt. Die Anwohnerinnen und An-
wohner beräumten die Brache, veranstalteten dort Feste 
und planten Bauprojekte, erhielten jedoch keine verlässli-
che Aussage vom damaligen Eigentümer des Grundstücks 
und wurden mehrfach zur Räumung gezwungen.
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deren automatisch dagegen“. In Gesprächen mit Politik 
und Stiftung bestätigt sich diese Befürchtung eher nicht; 
der Rat scheint der Unterstützung durch das Programm 
ausnahmslos dankbar und positiv gegenüberzustehen. In 
den Worten eines Beteiligten: „Was sollte Lokalpolitik oder 
eine Stadtverwaltung dagegen haben, wenn eine Stiftung 
viel eigenes Geld mitbringt und investiert an so einem be-
nachteiligten Standort?“

Indem die Bürgerschaft eigenständig Ideen für das Quar-
tier entwickelt, übernimmt sie Aufgaben der Kommune 
– zunächst auf eigene Faust, doch letztendlich auch mit 
dem offiziellen Auftrag, ein bürgerschaftliches Quartiers-
konzept zu entwickeln, bei dem die Stadtverwaltung nur 
in beratender Rolle involviert ist. Somit besteht auch der 
Kontakt zur lokalen Bevölkerung hauptsächlich über die 
zivilgesellschaftlichen Macherinnen und Macher. Die Ur-
bane Nachbarschaft Freiimfelde, die Projektgesellschaft 
der Montag Stiftung Urbane Räume, betreibt vor Ort ein 
Ladenlokal als Büro, in dem regelmäßige offene Veran-
staltungen stattfinden und die Projektmitarbeiter direkt 
ansprechbar sind. Auch der Quartiermanager nutzt diese 
Räume für Sprechstunden. Die Freiraumgalerie wiederum 
beteiligt Bewohnerinnen und Bewohner in der Erarbeitung 
des Quartierskonzepts auf Hausebene; jedes Haus einigte 
sich auf einen Beitrag, die Ergebnisse werden zusammen-
getragen und schließlich in öffentlichen Veranstaltungen 
dem Quartier vorgestellt.

Spannungslinie 3: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: Parteien-Mandatsträ-
gerinnen und Mandatsträger-Dritte
Die entstehende Dynamik zog das Interesse der Stadt 
auf den Stadtteil und brachte ihn so auf die Agenda. Dies 
führte zur Bewerbung bei zusätzlichen Stiftungen, EU- und 
Bundesprogrammen. 

Beim ersten All You Can Paint-Festival hielt sich die Stadt 
noch „positiv dezent im Hintergrund“, da das Thema Graf-
fiti in der Öffentlichkeit negativ besetzt war. Erst als die 
öffentliche Begeisterung sichtbar wurde, fand das Projekt 
politische Zustimmung und wurde ab dem dritten Festival 
auch aktiv von der Stadt unterstützt. Zum einen haben die 
beständigen Aktionen den Stadtteil selbst wieder auf die 
städtische Agenda gerückt. Zum anderen wurde die Auf-
merksamkeit aber auch auf Kunst im öffentlichen Raum 
als Instrument und Katalysator sozialräumlicher Entwick-
lungen gelenkt. Wichtiger Bestandteil war dabei die Ar-
beit in Workshops mit Jugendlichen vor Ort. Das von der 
Freiraumgalerie entwickelte Modell wurde auch auf an-
dere Stadtteile übertragen, wie beispielsweise das Projekt 
Ha:Neo in Halle Neustadt.

Rat frei zu bleiben. Die Finanzierung durch die Stiftung er-
möglicht den Akteuren vor Ort, unabhängiger zu arbeiten. 

Da die Förderung an 10 Prozent Eigenanteil der Kom-
mune geknüpft war, war ein Ratsbeschluss notwendig. 
Über den Haushalt konnte dies nicht gestemmt werden, 
doch in der Verwaltung fand man eine kreative Lösung 
über Ausgleichflächen für die Versiegelung im Zuge einer 
Krankenhauserweiterung. 

Nach dem Ratsbeschluss zur Unterzeichnung eines Ko-
operationsvertrags war aus Sicht der Stiftung die for-
male Grundlage gelegt und man konnte mit der Umset-
zung starten. Die Politik wurde danach von der Stiftung 
aus nicht mehr angesprochen; diese Aufgabe wurde beim 
Oberbürgermeister gesehen. 

Der Oberbürgermeister wird in Interviews aus Sicht der 
Politik wie auch von Machenden als schwierig bezeich-
net. Er habe mitunter die Arbeit der eigenen Verwaltung 
öffentlich kritisiert, anstatt sich vor sie zu stellen. Zudem 
setze er den Rat unter Druck, indem Vorlagen bewusst so 
kurzfristig eingebracht würden, dass keine differenzierte 
Auseinandersetzung möglich sei. Aus Sicht der Stiftung 
kommt es so zu schwer nachvollziehbaren Situationen in 
der Kommunikation mit verschiedenen Verwaltungsstel-
len. Nur das Gespräch mit einer Vertrauensperson inner-
halb der Verwaltung ermöglicht den Außenstehenden Ein-
blick und Verständnis.

Vor allem in der Ausarbeitung des Kooperationsvertrags 
kommt es laut einem Projektmacher zu einem Ringen um 
Macht zwischen Stiftung und der Stadt – demokratisch le-
gitimierte Vertreterinnen und Vertreter und ihre Aufgaben 
stehen in diesem Fall dem – guten – Investor der Stiftung 
gegenüber. 

Besondere Erwähnung findet in allen Interviews eine Ver-
trauensperson im Mittelbau des Stadtplanungsamts, die 
für Machende direkt ansprechbar ist, aber trotzdem die 
notwendige Erfahrung und das Netzwerk innerhalb der 
Verwaltung hat. Sie steht persönlich hinter dem Projekt 
und darf auch bestimmte Entscheidungen eigenständig 
treffen. Aus allen Interviews wird deutlich, dass die Ver-
waltung in dem Projekt viel eigenständig unternommen 
hat, und nicht nur im Auftrag der Politik handelt. 

Ein interviewter Macher im Projekt zeigt sich froh darüber, 
dass die lokale Politik sich aus dem Projekt raushält. Da 
die Fraktionen als sehr zerstritten wahrgenommen wer-
den, befürchtet man, sich Feinde zu machen: „Wenn eine 
Partei für das Projekt Fahne zeigen würde, wären alle an-
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entstehen erste formelle Schnittstellen zur Politik. Doch 
in Interviews stellt sich, zusätzlich zur Vertrauensperson 
im Mittelbau der Verwaltung, auch der damalige Beigeord-
nete als Schlüsselperson heraus, der ebenfalls das Thema 
Bürgerbeteiligung auf seiner persönlichen Agenda hat und 
den Rat frühzeitig über alle Entwicklungen im Projekt in-
formiert. Seiner kontinuierlichen Informationsarbeit sei es 
zu verdanken, dass der Beschluss zur Kooperation ohne 
große Diskussion getroffen werden konnte.

Die Strategie frühzeitiger, kontinuierlicher Information 
wird nicht von allen Teilen der Verwaltung verfolgt. So 
werden im Planungsausschuss Beschlussvorlagen für 
Förderanträge teils so kurzfristig vorgelegt, dass der Rat 
am selben Tag eine Vorzugsvariante beschließen müsste 
und ihm keine Gelegenheit für Mitbestimmung bleibt. Um-
gekehrt wird beklagt, dass Arbeiten der Verwaltung ins-
besondere im Wahlkampf von der Politik einfach wegge-
wischt würden.

Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

Auch wenn lokale Politik von den Projektmachenden nicht 
gezielt angesprochen wurde, waren politische Vertreterin-
nen und Vertreter bei Formaten der Freiraumgalerie und 
bei gewissen Veranstaltungen im Nachbarschaftsladen 
zugegen. Man sah in der Stiftung doch die Wichtigkeit, „…
Verwaltung und Lokalpolitik mit in diese Prozesse einzu-
binden und im besten Falle als Fürsprecher für das Projekt 
zu machen, als Multiplikatoren.“ Einzelne Mitglieder des 
Stadtrats nahmen an Veranstaltungen teil, jedoch nicht 
in politischer Rolle, sondern aus persönlichem Interesse. 

Die Reaktionen auf das Projekt im Stadtrat werden als 
ausnahmslos positiv beschrieben; es gäbe keinen Gegen-
wind, da es als Leuchtturmprojekt gelte: „Man stellt nicht 
in Frage, was in Freiimfelde passiert, weil es schön ist“. So 
bemerken auch andere Macherinnen und Macher, dass das 
Projekt häufig zitiert wird; die Politik schmücke sich gern 
mit der Freiraumgalerie. Beispielsweise werden regel-
mäßig internationale Delegationen und offizieller Besuch 
durch die Freiraumgalerie geführt. Das einstig durch Dro-
genhandel und Prostitution stigmatisierte Quartier ist nun 
eine Quelle des Stolzes für die Stadtgesellschaft und für die 
lokale Politik. Die Politik hat den Eindruck, dass Bürgerin-
nen und Bürger in dem Projekt nicht nur im eigenen Inte-
resse handeln, sondern wirklich gemeinsam etwas entwi-
ckeln möchten. Der Aufbau lokaler Governance-Strukturen, 
wie etwa die gemeinsame Vergabe des Quartiersfonds, 
scheint bei lokaler Politik also nicht das Gefühl von Macht-
verlust zu wecken, sondern ganz im Gegenteil als Stärkung 
lokaler Demokratie begrüßt zu werden.

Ein Stadtratsmitglied sieht ein Problem von Politikern da-
rin, dass sie sich voneinander abzugrenzen suchen, um 
gewählt zu werden. Wichtiger wäre jedoch, enger zusam-
menzurücken, um Mehrheiten zu bilden. Dies sieht sie 
auch vor dem Hintergrund eines möglichen Rechtsrucks 
in den bevorstehenden Kommunalwahlen.

Spannungslinie 4: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: kommunal- 
überkommunal
Die große Entfernung der Stiftung, die das Projekt Urbane 
Nachbarschaft Freiimfelde aus Bonn steuerte, stellte eine 
Herausforderung dar, nicht nur, weil es eine Stiftung „aus 
dem Westen“ ist, die einer „Stadt im Osten“ hilft. Dass 
Entscheidungen der Stiftung zum Teil sehr lange auf sich 
warten ließen oder unklar blieben – etwa ob auf der Brach-
fläche neu gebaut werden sollte oder nicht – resultierte in 
einem Misstrauen der Bewohnerinnen und Bewohner und 
der Engagierten. Besonders wichtig war daher, dass die 
Wahl auf ein lokales Planungsbüro fiel, um den Prozess 
zum Bürgerpark zu begleiten. Trotzdem sieht ein Inter-
viewpartner einen Vorteil in den kurzen Entscheidungs-
wegen, die eine Stiftung im Vergleich mit einer Stadtver-
waltung hat. 

Beschlüsse im Rat wurden von Projektmachenden nicht 
als maßgeblich für ihre Arbeit gesehen, aber umso mehr 
Vorgaben kamen von Seiten der Stiftung, die zum Teil an-
dere Ansprüche an die Qualitäten des Raumes hatte, als es 
die Selbstbauweise der lokalen Akteure erlaubte. Schließ-
lich besteht das Interesse der Stiftung nicht nur darin, den 
Stadtteil selbst voranzubringen, sondern auch das eigene 
Modellprogramm weiterzuentwickeln. 

Von Freiimfelde und der Freiraumgalerie geht ein Impuls 
aus, der sich nicht nur auf das Quartier und auf die Ge-
samtstadt auswirkt, sondern auch international, indem 
beispielsweise regelmäßig Delegationen aus südafrika-
nischen Städten durch den Stadtteil geführt werden.

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf
Der Planungsprozess in Freiimfelde wurde ohne offiziellen 
Auftrag der Politik gestartet. Auf den ersten Blick laufen 
Planungs- und Politikprozesse ohne große Berührungs-
punkte nebeneinander. Die Projektmachenden müssen in 
ihrer Zeitplanung die Termine von Ratssitzungen berück-
sichtigen, was den Prozess zumindest in einem Fall eher 
beschleunigt als behindert: die Stiftung ist erst bereit, sich 
auf den Kooperationsvertrag einzulassen, als die Ratssit-
zung bevorsteht und Druck ausübt, schnell zu einer Eini-
gung zu kommen. Erst durch diesen Kooperationsvertrag 
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der Bevölkerung agiert der Stadtrat auf einer „unerreich-
baren“ Ebene – obwohl dessen Mitglieder ausschließlich 
auf Basis einer Aufwandsentschädigung arbeiten.

Die Politik sieht sich hier selbst in der Rolle, die Rahmen-
bedingungen festzulegen, die ermöglichen, dass das En-
gagement der Bevölkerung bestehen bleiben kann. Wenn 
es so bleiben soll, wie es sich die Projektmachenden wün-
schen, müsse die Politik Wege finden, vor Spekulation zu 
schützen.
 

Einer befragten Politikerin liegt besonders am Herzen, das 
Engagement von Bürgerinnen und Bürgern sichtbar zu 
machen und gleichzeitig den Stadtrat für sie nahbarer zu 
machen, indem die Politik niedrigschwelliger wird und „zu 
einer anderen Sprache“ findet. Eine Partei habe beispiels-
weise Ortschaftsräte im Quartier gefordert, was jedoch 
im Rat abgelehnt wurde. Die Interviewpartnerin leitet aus 
dieser fehlenden Schnittstelle zwischen Politik und Ein-
wohnerinnen und Einwohnern den Grund dafür ab, dass 
Bürgerinitiativen zum Teil resignieren würden. Aus Sicht 

3.5 Köln: GrowSmarter

Einordnung Suchbereich: Welche neuen Wege des 
Stadtmachens?

Köln ist mit dem Projekt in der Stegerwaldsiedlung eine 
der drei Partnerstädte, die im Rahmen des EU-Pro-
gramms GrowSmarter Maßnahmen im Bereich Mobilität, 
Energie und Digitalisierung im Stadtraum umsetzen und 
evaluieren. Dabei steht im Vordergrund zu testen, welche 
Beiträge neue Technologien zum Ziel der CO2-Reduktion 
leisten können. Die Besonderheit dieser Art von Prozes-
sen ist also das Testen konkreter Maßnahmen im Feld, 
um politischen Zielen näherzukommen, die nicht nur auf 
Ebene der Stadt, sondern auch des Bundes und der EU 
gesetzt wurden. 

Abbildung 11: Energie-Infrastruktur und Luftwärmepumpen in der Stegerwaldsiedlung. Quelle: Eigenes Foto.

Der Prozess findet dabei unter besonderen Rahmenbe-
dingungen statt, die Freiräume zulassen und Maßnahmen 
ermöglichen, die im Normalbetrieb der Stadt nicht umge-
setzt werden könnten. So stellt beispielsweise die EU-För-
derung einen besonderen finanziellen Rahmen dar. Eine 
Smart City Lenkungsgruppe bestehend aus wichtigen Ak-
teuren der Stadt und Wirtschaft bietet die nötige Exper-
tise für die komplexe Prozesssteuerung und technische 
Umsetzung. Der Fall soll Licht auf die Frage werfen, wie 
lokale Politik diesen lokalen Ausnahmezustand im Wech-
selspiel mit verlässlichen, stadtweiten Rahmenbedingun-
gen organisiert.
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Projekt GrowSmarter auf diesen Themen auf und soll mit 
Maßnahmen im Bereich Mobilität, Energie und Daten Lö-
sungen anbieten, die stadtweit ausgerollt werden können.

Prozess des Stadtmachens

Das Projekt Smart City Cologne sollte zunächst als Platt-
form dienen, um darzustellen, welche Projekte in der Stadt 
bereits an der Schnittstelle von Technologie und nach-
haltiger Stadtentwicklung existierten. Was also vor sechs 
Jahren mit fünf Projekten begann, umfasst heute nahezu 
50 Projekte. Die Smart City Lenkungsgruppe besteht sei-
tens der Stadt aus dem Internationalen Büro und der Ko-
ordinationsstelle Klimaschutz. Die Rheinenergie hat sich 
als stadtnahes Unternehmen dazu verpflichtet, zusätzlich 
mindestens die Hälfte des Budgets in das Projekt einzu-
bringen, das die Stadt Köln ausgibt. 

Die Absicht, sich für GrowSmarter zu bewerben, stand für 
die Stadt Köln schon fest, bevor das Programm verab-
schiedet war. So konnte 2013 sofort nach der Verabschie-
dung mit der Bewerbung gestartet werden.

Die inhaltliche Leitung des Projekts GrowSmarter liegt 
bei der Koordinationsstelle Klimaschutz der Stadt Köln, 
ergänzt durch das Referat für Internationale Angelegen-
heiten, welches die Leitung im Bereich Administration, Fi-
nanzkontrolle und Öffentlichkeitsarbeit übernimmt. Auch 
die Lenkungsgruppe der Smart City Cologne ist beteiligt, 
da das Projekt auch als Initiative im Rahmen der Smart 
City beworben wird. Steuerungsgruppen übernehmen 
schließlich die Leitung der einzelnen Arbeitspakete der 
Bereiche Energie, Daten, Mobilität und Zeitplanung. Wich-
tiger Projektpartner ist die Rheinenergie als Umsetzerin 
des größten Teils der Maßnahmen. Für die Antragstellung 
suchte die Rheinenergie Industriepartner, die die Berei-
che Mobilität und Daten übernehmen würden, während 
die Stadt Köln die Städte Stockholm und Barcelona als 
Partner gewinnen konnte. 

Räumlich ist das Projekt auf die Stegerwaldsiedlung be-
grenzt, wobei einzelne Maßnahmen auch an anderen Stel-
len umgesetzt wurden. Die Siedlung wurde zwischen 1950 
und 1963 erbaut und ist im Besitz der Deutschen Woh-
nungsgesellschaft (Dewog), die wiederum von der Aache-
ner Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft gehalten wird, 
deren Gesellschafter sechs Bistümer umfassen. Von den 
rund 1000 Menschen, die die 700 Haushalte der Siedlung 
bewohnen, erhalten mehr als die Hälfte Leistungen nach 
SGB II und III; in Interviews wird beschrieben, dass die 
Siedlung immer schon „abgehängt“ war. Sie liegt „ein-
geklemmt“ zwischen dem Kölner Messegelände und 

Es besteht hohes Interesse von Marktakteuren und von der 
überkommunalen Ebene, die sich aus dem Projekt über-
tragbare oder skalierbare Erkenntnisse erhoffen. Die La-
bel Smart City Cologne und GrowSmarter wurden genutzt, 
um das Testfeld zu bewerben und die internationale Auf-
merksamkeit, die das Förderprogramm auf sich zieht, für 
die Gesamtstadt zu nutzen. Trotzdem sind die Maßnahmen 
im Bestand verortet und damit auch lokal von Bedeutung. 
Der Fall wurde gewählt, um insbesondere die Spannungs-
linie zwischen internationalen Zielen, wirtschaftlichen In-
teressen und den Bedürfnissen der lokalen Stadtgesell-
schaft zu beleuchten. Lokale Politik steht im Zentrum 
dieser Spannungen, zwischen den Forderungen ihrer 
Wählerinnen und Wähler sowie wirtschaftlichen und öko-
logischen Faktoren, von denen die langfristige Entwick-
lung der Stadt stark abhängig ist. Des Weiteren könnten 
Asymmetrien zwischen der angesprochenen Zielgruppe 
und ihren Lebensstilen und der Perspektive der lokalen 
Politik auf ihre Wählerinnen und Wähler auftreten, etwa 
bezüglich deren Bereitschaft und Fähigkeit, neue Techno-
logien und Services zu nutzen.

Fallstudie

Kontext

Kölns Wohnungsmarkt ist wie viele deutsche Großstädte 
von starkem Druck geprägt. Für die wachsende Zahl an 
Beschäftigten in Industrie und Kreativwirtschaft sowie 
Studierende wird es zunehmend schwieriger, leistbaren 
Wohnraum zu finden. Verkehrsbelastung und Feinstaub 
zählen zu den größten Herausforderungen, die die lokale 
Politik beschäftigen. Historisch waren die Sitze des Rats 
der Stadt Köln vor allem durch SPD und CDU besetzt, 
seit den 1980er Jahren spielen auch die Grünen eine zu-
nehmende Rolle (IT.NRW o. J.). Betrachtet man die Er-
gebnisse der EU-Wahl auf der städtischen Ebene (Stadt 
Köln 2019), lässt sich die zunehmende politische Bedeu-
tung des Umwelt- und Klimaschutzes auf lokaler Ebene 
erahnen. Die Stadt Köln verfolgt seit Ende der neunziger 
Jahre eine Nachhaltigkeitsstrategie, die auch über ver-
schiedene Mehrheitsverhältnisse im Rat hinweg beibehal-
ten wurde. 2011 beschloss der Rat die Entwicklung eines 
Konzeptes zur Nachhaltigkeit in Köln; zuletzt wurde am 
9. Juli 2019 der Klimanotstand ausgerufen, was von den 
Medien jedoch eher als symbolischer Akt ohne verbind-
liche Aussagen beschrieben wurde (zum Beispiel wdr.de 
2019). In neueren Planungen wie dem Masterplan für die 
Ringe wird zunehmend auch auf die Bedürfnisse von Rad-
verkehr Rücksicht genommen (Stadt Köln o. J.) und die 
Förderung von Elektromobilität gilt nach Aussage eines 
Interviewpartners als Priorität. Inhaltlich baut auch das 
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weiten Planungen übernommen werden sollten, ist auch 
Spannungslinie 6 betroffen. Weniger trat in diesem Fall 
die Spannungslinie 5 zum Vorschein, auf die der Bericht 
daher nicht näher eingehen wird. 

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, Bezirk und 
Bürgerinnen und Bürgern
Zu dem Zeitpunkt, als die Bewerbung zur Förderung sowie 
die Auswahl des Projektgebiets im Stadtrat beschlossen 
wurde, wurde die Bezirksebene nicht mit einbezogen – we-
der die lokale Politik noch die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Siedlung. Aus Interviews auf Bezirksebene ging 
hervor, dass sich die Beteiligung auf ein Informieren im 
Nachhinein beschränkte. Die Themen Klimaschutz und 
Technologie seien zwar hoch auf der Agenda der Stadt, 
aber sehr weit weg von den Menschen vor Ort, deren un-
mittelbare Probleme wie Verkehrsbelastung, Parkplätze, 
fehlende Einkaufsmöglichkeiten oder Baulärm für sie nicht 
greifbar damit in Verbindung stehen. Während das Projekt 
für die Gesamtstadt ein internationales Vorzeigeprojekt 
geworden ist, kommen auf der Bezirksebene nur die „all-
täglichen“ Beschwerden an. Die Unzufriedenheit und Unsi-
cherheit, etwa über Mieterhöhungen, fehlende Stellplätze 
oder Versorgungsinfrastruktur, mit denen die Bezirkspoli-
tik und -verwaltung konfrontiert wird, wird zumindest bei 
einigen der Projektmachenden nicht wahrgenommen. Für 
die Bezirksvertretung ist das Projekt über die „üblichen“ 
Beschwerden hinaus nicht von großer Bedeutung, sondern 
lediglich ein kleines Sanierungsprojekt. Das Interesse gilt 
eher den großen Neubauprojekten in anderen Bereichen 
des Stadtteils, bei denen im Gegensatz zum vorliegenden 
Fall auch der direkte Kontakt der Bezirkspolitik und -ver-
waltung zu Investierenden eine Rolle spielt. 

Auf Bezirksebene wird die zeitliche Herausforderung für 
die rein ehrenamtlich tätigen Vertreterinnen und Vertre-
ter besonders deutlich: keine Bezirksvertreterin und kein 
Vertreter folgt den Einladungen zu Infoveranstaltungen. 

Spannungslinie 2: 
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen Rat, Verwal-
tung, städtischen Gesellschaften und Dritten
Der Stadtrat wird von den Umsetzenden des Projekts als 
eine wichtige Zielgruppe bezeichnet. Nach Ende des För-
derzeitraums gelte es schließlich, noch mehr Projekte die-
ser Art umzusetzen – die Finanzierung beziehungsweise 
Anreize für Investierende müssen dann von der Stadt 
selbst kommen. Es wird daher mehrfach Enttäuschung 
geäußert, dass nur wenige Ausschussmitglieder der Ein-
ladung zu einer Infoveranstaltung folgen – auch wenn Ver-
ständnis dafür herrscht, dass diese ehrenamtlich arbeiten 

dem Zentrum des Stadtteils Mülheim. Auch der gesamte 
Stadtteil gilt nach Aussagen eines Interviewpartners als 
vernachlässigt, wobei das bestehende Projekt Mülheim 
2020 Maßnahmen wie neue Grünflächen, die Belebung 
von Straßen und ein Bildungsbüro für Benachteiligte ein-
geführt hat und private Bauträger vor allem am Hafen im 
Mülheimer Süden in Neubauprojekte investieren. Heraus-
forderungen stellen insbesondere die Verkehrsbelastung 
am Rand und das Fehlen von Infrastruktur und Nahver-
sorgung innerhalb der Siedlung dar. Bereits im Jahr 1996 
wurde für die Stegerwaldsiedlung eine Erhaltungssatzung 
beschlossen, um die soziale Struktur zu erhalten. Somit 
konnten die Kosten der Maßnahmen nicht vollständig auf 
die Miete umgelegt werden. Die Wohnungsgesellschaft 
hätte von 7,50 auf maximal 9,90 Euro Kaltmiete erhöhen 
dürfen, als katholischer Träger erlegte sie sich schließ-
lich selbst eine Grenze von 9,00 Euro auf. Ausgenommen 
sind Einheiten, die durch Aufstockung neu dazukommen.

Die konkreten Maßnahmen im Rahmen des Projekts 
GrowSmarter umfassen neben der klassischen Sanie-
rung mit Dämmung und Dreifachverglasung auch eine 
neu entwickelte AI-Software zum zentralen Management 
des Energieverbrauchs. Die Schlüsselmaßnahme im Be-
reich Mobilität stellen die sogenannten Mobilitätsstationen 
dar, die in der Siedlung zum ersten Mal getestet werden 
und landesweit auf weitere Standorte übertragen werden 
sollen. Dort geht es um das gesammelte Angebot von La-
destationen für Elektro-Autos, Parkplätze für Car- und 
 Bike-Sharing, sowie im Voraus buchbare Parkplätze. 

Die Dewog hatte nach Angaben der Projektpartner bereits 
geplant, die Siedlung zu sanieren, wenn auch nicht in der 
Geschwindigkeit. Die Vorgabe Seitens der europäischen 
Kommission sah drei Jahre für die Implementierung der 
Maßnahmen vor, gefolgt von zwei Jahren für Messungen 
und Evaluation der Ergebnisse. Die Umsetzung erfolgte in 
drei Bauphasen zwischen 2015-2019.

Spannungslinien lokaler Politik

Gemäß den Erwartungen, die der Auswahl dieses Falles 
zugrunde lagen, tritt hier die Spannungslinie 4 beson-
ders hervor, die das Verhältnis zwischen kommunalen und 
überkommunalen Akteuren und Prozessen beschreibt. Da 
das Agenda-Setting durch diesen überkommunalen Ein-
fluss geprägt ist, wird Spannungslinie 3 nicht gesondert 
beschrieben. Das Verhältnis zwischen Gesamtstadt, Be-
zirk und den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort spielte den-
noch eine wichtige Rolle, die den Fokus der Spannungs-
linie 1 darstellt. Da das Projekt explizit darauf abzielte, 
übertragbare Maßnahmen zu testen, die später in stadt-
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sicher, dass das die traditionellen Parteien im Rat – SPD, 
CDU, Grüne und FDP – solche Projekte weiterhin unter-
stützen würden, doch es wird Sorge ausgedrückt vor der 
neuen Situation, dass nun auch Parteien des linken und 
rechten Spektrums vertreten sind. 

Die Zusammenarbeit mit den Partnerstädten Stockholm 
und Barcelona, die sich nach thematischen Arbeitspake-
ten gliedert, wurde von mehreren Interviewpartnern als 
positiver Lerneffekt beschrieben – nicht nur für die Pro-
jektmachenden, sondern auch für lokale Politik. So konnte 
konkret gezeigt werden, was unter anderen Rahmenbe-
dingungen möglich oder hinderlich war. Interessant sei für 
lokale Politik beispielsweise zu sehen, welche technischen 
Lösungen Stockholm im Bereich Energie zur Verfügung 
hatte oder wie Barcelona mit dem Thema Mobilität um-
ging, aber auch wie der Prozess der Beteiligung durch-
geführt wurde. Als in Stockholm Bürgerinnen und Bürger 
gegen das Projekt vor Gericht zogen, wurden die eigenen 
Erfahrungen der Stadt Köln relativiert. Der Erfolg wurde 
der Erhaltungssatzung und einem direkten Dialog zuge-
schrieben. 

Neben den beiden Partnerstädten wird interkommuna-
ler Austausch auch mit einer größeren Zahl von Follo-
wer Cities gepflegt, die keine aktiven Fördermittel erhal-
ten, aber direkt von den Lernprozessen der Umsetzung 
in Köln, Stockholm und Barcelona profitieren sollen. So 
wird die Förderung direkt mit Wissenstransfer und Über-
tragbarkeit von Maßnahmen in anderen Städten verknüpft. 
An Austauschveranstaltungen wie den Replication Work-
shops würden neben den Projektpartnern zum Teil auch 
Vertreterinnen und Vertreter der Politik teilnehmen, um 
sich über Ergebnisse zu informieren.

Generell üben andere Städte eine starke Vorbildwirkung auf 
lokale Politik aus. So wird im Rahmen der Infoveranstal-
tung die Frage geäußert, warum Köln auf ein free floating 
Fahrrad-Sharing-System setze und nicht auf ein stations-
basiertes Netzwerk, wie es in Düsseldorf oder Hamburg 
der Fall sei. Die Projektmachenden nutzen wiederum das 
Argument, dass die Partnerstädte free floating „cooler“ 
fänden, woraufhin die zuvor sichtbare Skepsis bei den An-
wesenden einem anerkennenden Kopfnicken weicht.

Da die Entwicklung und das Testen von Maßnahmen ins-
besondere zur Senkung von CO2-Emissionen ein explizites 
Ziel auf den politischen Ebenen der EU, des Bundes wie 
auch vieler Städte darstellt, werden die Ergebnisse hin-
sichtlich Übertragbarkeit und Hindernissen auf dem Weg 
zur Energiewende mit hohem Interesse verfolgt. Projekt-
machende stehen hier mit der lokalen Politik ebenso im 

und wenig Zeit haben. Allein die Einarbeitung in Themen 
würde fachfremde Personen viel Zeit kosten. Trotzdem sei 
jede und jeder einzelne Anwesende wichtig, da diese das 
Thema wieder in ihre jeweiligen Ausschüsse tragen wür-
den und es so Schritt für Schritt vorangebracht werde. 

Durch den ehrenamtlichen Charakter des Stadtrats er-
gibt sich in diesem Fall die Situation, dass ein Mitglied 
des Verkehrsausschusses auch für einen der privaten Pro-
jektpartner tätig ist. So gelangen Informationen über das 
Projekt neben den offiziellen Informationsveranstaltungen 
auch auf direktem Wege in den Ausschuss.

Die Umsetzenden selbst beschreiben die Zusammenarbeit 
mit der Stadt, die hier in erster Linie auf bestimmte Stellen 
in der Verwaltung bezogen wird, vor allem zu Beginn des 
Prozesses als knirschend. So ein Projekt habe Potenzial, 
die Beziehung zwischen den Industriepartnern und der 
Stadt zu zerstören, aber dazu sei es letzten Endes nicht 
gekommen. Nach Auffassung der Projektmachenden sei 
der politische Wille zwar ausdrücklich gegeben, aber die 
Verwaltung gehe weiterhin ihren üblichen Weg. Die Ober-
bürgermeisterin gab dem Projekt von Anfang an höchste 
Priorität und kommunizierte dies schriftlich mit allen 
Dienststellen, von denen sie annahm, dass sie irgend-
wann im Laufe des Projekts damit zu tun haben würden. 
Zu dieser Zeit trat die Oberbürgermeisterin neu ins Amt 
und fand sich mitten in einem laufenden Reformprozess 
der Stadtverwaltung. So kam es laut einer Mitarbeiterin 
des Projekts dazu, dass viele Dienststellen vergessen wur-
den, nicht über die Prioritätsstufe des Projekts informiert 
waren und so beispielsweise eine ausbleibende Bauge-
nehmigung zu Verzögerungen führte. Ein Interviewpartner 
formulierte es so, dass das Projekt der Stadt gedient habe, 
um „gewisse Dinge da [in die Verwaltung] reinzudrücken 
und Change zu bewirken“.

Spannungslinie 4: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: kommunal-überkom-
munal
Der überkommunale Einfluss, insbesondere durch die 
Projektförderung durch die EU, wird von den Projektma-
che einheitlich als positiv betrachtet. Auch die lokale Poli-
tik scheint grundsätzlich unkritisch gegenüber der Bereit-
stellung von Mitteln und internationaler Aufmerksamkeit. 
Den größten Diskussionspunkt stellen die Mieterhöhungen 
im Projektgebiet da, die von einzelnen Parteien kritisiert 
werden, wenngleich die Projektmachenden betonen, dass 
dank Erhaltungssatzung die Erhöhung relativ gering blieb 
und kein Mieter ausziehen musste. Einzelne Reaktionen in 
Ausschüssen richten sich nach Einschätzung der Projekt-
machenden stark nach Parteizugehörigkeit. Man ist sich 
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Als konkretes Beispiel werden von allen Interviewpartnern 
die Mobilstationen genannt. Zum ersten Mal im Projekt-
gebiet getestet, finden sich diese nun in den B-Plänen 
für das Neubaugebiet in Köln-Mülheim und sollen auch 
im Masterplan und dem Mobilitätskonzept der Stadt be-
rücksichtigt werden. Das Mobilitätskonzept, das parallel 
erarbeitet wird, wartet zunächst ab, was sich im Projekt 
bewährt, um die Ergebnisse einzuarbeiten. Die Stadt lernt 
nicht nur, welche Maßnahmen technisch möglich sind, 
sondern auch wie sie von der Stadtgesellschaft wahrge-
nommen und genutzt werden. Die Herausforderung, die 
für die Projektmachenden den nächsten Schritt darstellt, 
ist, solche Projekte oder Bausteine daraus künftig auch 
ohne Förderung wirtschaftlich darzustellen.

Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

Das Projekt verbindet effektiv die strategischen Ziele un-
terschiedlicher politischer Ebenen, von der EU bis zur Ge-
samtstadt – und zeigt gleichzeitig die Herausforderung, 
lokale Akteure auf dem Maßstab des Bezirks oder der 
Nachbarschaft mit an Bord zu holen. Somit eröffnet das 
Programm Perspektiven, wie lokale Politik mit dem „Super 
Wicked Problem“ der Klimakrise umgehen kann (vgl. Kem-
merzell 2017). Die politische Dissonanz ergibt sich hier aus 
dem Spannungsfeld zwischen globalen Herausforderun-
gen, deren lokale Auswirkungen nur in einer langfristigen 
Perspektive sichtbar werden, und den unmittelbaren Be-
dürfnissen der Wählerinnen und Wähler. Während die Poli-
tik gewillt scheint, in Zusammenarbeit mit anderen Städten 
an dem Thema zu arbeiten – beispielsweise in interna-
tionalen Netzwerken wie dem Covenant of Mayors, ICLEI, 
Connective Cities oder Civitas – ist man sich auch bewusst, 
dass die Umsetzung nicht ohne die Unterstützung und Mit-
wirkung der lokalen Bevölkerung funktionieren kann.

Lokale Politik lernt und orientiert sich gerne an prakti-
schen Beispielen und messbaren Ergebnissen, sei es in 
der eigenen oder einer anderen Stadt. In Köln war zu be-
obachten, dass der Stadtrat langfristige strategische Ziele 
setzt, ohne eine genauere Vorgabe oder auch nur konkrete 
Vorschläge anzubieten, wie diese erreicht werden können. 
Von Maßnahmen, die im Rahmen von GrowSmarter er-
möglicht wurden, erhofft man sich Ergebnisse, aus denen 
der fehlende „Mittelbau“ einer Planung zwischen überge-
ordneter Strategie und konkreter Umsetzung entwickelt 
werden kann. Ebenso können Hindernisse identifiziert 
werden, die einer effizienten Umsetzung im Weg stehen. 

Darüber hinaus hilft Zusammenarbeit und Erfahrungs-
austausch mit anderen Städten der lokalen Politik, ei-
gene Rahmenbedingungen, Chancen und Risiken besser 

Austausch wie mit Berlin und Brüssel, um aufzuzeigen, 
welche Gesetze fehlen oder aber einer effizienten Umset-
zung im Wege stehen. Im Rahmen der Infoveranstaltung, 
an der etwa neun Ausschussmitglieder des Rates teil-
nahmen, wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass be-
stimmte Gesetze und Regularien Maßnahmen erschwert 
oder verhindert hatten. So konnte beispielsweise die Po-
sition der Mobilstationen nicht nach der optimalen Lage 
nahe am ÖPNV-Anschluss gewählt werden, sondern dort, 
wo es die Rechtslage des Grundstückseigentums erlaubte. 
Ebenso konnte aus rechtlichen Gründen kein lokales Ener-
gienetz zwischen den Haushalten und den Mobilstationen 
geschaffen werden; die Rheinenergie dürfe keine Kabel 
legen, weil sie dadurch zur Netzbetreiberin würde.

Gleichzeitig sei das Projekt auch für die Politik der Stadt 
Köln ein „totaler Imagegewinn“ und erntet internationale 
Aufmerksamkeit durch zahlreiche Delegationen, Auftritte 
auf Fachmessen und im Rahmen der Weltklimakonferenz. 

Unternehmen und Investierende, so die Aussage einer Pro-
jektmacherin, wären längst „auf den Trichter“ gekommen, 
grüne Technologien als Geschäftsfeld aufzubauen, doch 
gewisse Rahmenbedingungen der Stadt Köln würden die 
Entscheidung, sich dort anzusiedeln, fast unmöglich ma-
chen. Ansässige Firmen liefen seit Jahren bei der Politik 
Sturm, sie müsse im Bereich nachhaltiger Stadtentwick-
lung viel mehr tun. Das Projekt würde von Industriepart-
nern als einmalige Chance gesehen, zu demonstrieren, 
was in dem Bereich technisch und wirtschaftlich möglich 
sei. Dass die Stadt Projekte wie GrowSmarter unterstützt, 
sei eine Reaktion der Stadt auf diesen Druck von außen. 

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung
Die Wechselwirkung zwischen dem übergeordneten, stra-
tegischen Rahmen und der Umsetzung konkreter Maß-
nahmen ist in diesem Fall gut zu erkennen. Die beste-
hende Klimaschutz- und Digitalisierungsstrategie die 
Stadt Köln erleichterte es, die Zustimmung des Rates für 
die Bewerbung zum Programm GrowSmarter zu erlangen. 
Wie viele andere Städte hat sich die Stadt Köln selbst ein 
CO2-Reduktionsziel gesetzt, das sie nach Angaben einer 
Interviewpartnerin nicht erreichen wird. Im Projektgebiet, 
rund um die Mobilstationen werde dieses Ziel zum größten 
Teil erreicht. Somit leisten die Maßnahmen einen wich-
tigen Beitrag zur Erreichung strategischer Ziele, da sie 
praktisch erproben und zeigen, dass es möglich ist. Das 
Projekt stellt daher aus Sicht der Projektmachenden einen 
Meilenstein auf dem Weg der Transformation zur klima-
neutralen Stadt und zum klimaneutralen Deutschland im 
Jahr 2050 dar.
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ohne politische Unterstützung zu Ende gebracht werden. 
Eine leitende Projektmitarbeiterin stellt dazu fest: „Der 
politische Einfluss ist noch höher einzuschätzen, als man 
es üblicherweise annimmt“.

zu erkennen und zu relativieren. Als in Barcelona während 
der Projektlaufzeit eine neue Bürgermeisterin gewählt 
wurde, wurde umgehend jede Unterstützung für freiwillige 
EU-Programme eingestellt. Dort muss das Projekt nun 

 

3.6 München: Modellstadt Mobilität 2030

Einordnung Suchbereich: Welche neuen Wege des 
Stadtmachens?

Die Modellstadt Mobilität 2030 in München steht exem-
plarisch für einen maßgeblich von außerhalb von Politik 
und Verwaltung angestoßenen Dialog- und Konzeptions-
prozess. Führende Akteure in diesem Verfahren kommen 
aus der Wirtschaft, aus Verbänden, Hochschulen und öf-
fentlichen Einrichtungen. Die Verwaltung und die lokale 
Politik sind in das Vorgehen eingebunden, um diese als 
wesentliche Zielgruppen der Ergebnisse der Modellstadt 
2030 anzusprechen und zu adressieren. Die Modellstadt 
hat als ein interner Prozess zwischen diesen Stakehol-
dern begonnen und im Verlauf über die Veröffentlichung 
der Ergebnisse sowie mehrere öffentliche Diskussionen 

im Stadtrat eine breite Öffentlichkeit erreicht. Die Modell-
stadt hat letztlich öffentlichkeitswirksam den politischen 
Prozess des Agenda-Setting beeinflusst und Eingang ge-
funden in diverse Stadtratsvorlagen und -beschlüsse. Lo-
kale Politik hat sich dabei von zurückhaltendem Zuhören 
zu aktiver Diskussionspartnerin und schließlich zu aktiver 
Fürsprecherin und Gestalterin der sogenannten Verkehrs-
wende in München entwickelt. In diesem Fall kann nach-
gespürt werden, vor welchem Hintergrund, mit welchen 
Absichten und Methoden ein Konsortium von Akteuren aus 
Wirtschaft und Intermediären einen Leitbildprozess ange-
stoßen und durchgeführt haben und wie dabei die lokale 
Politik einbezogen und angesprochen wurde. Schließlich 
sind sowohl Politik als auch Stadtverwaltung aufgefordert, 
sich zu den Vorschlägen der Modellstadt zu positionieren 

Abbildung 12: Politikworkshop zur Modellstadt 2030 im Herbst 2018. Quelle: STUDIO | STADT | REGION.
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und ihre eigenen Rollen in der weiteren Gestaltung der 
Verkehrswende und der strategischen Verkehrsentwick-
lungsplanung neu zu justieren.

Fallstudie

Kontext

Die Stadt und Region München gehören zu den am stärks-
ten wachsenden Räumen Deutschlands. Für die Landes-
hauptstadt wird bis zum Jahr 2040 eine Zunahme der 
Bevölkerung von 18,8 Prozent auf dann 1,85 Millionen 
Menschen erwartet (Landeshauptstadt München 2019). 
Für die Region München wird von 2018 bis zum Jahr 2038 
ein Bevölkerungswachstum von 9,2 Prozent auf insgesamt 
3,18 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner erwartet 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2019). Dieses Wachs-
tum basiert wesentlich auf einer positiven wirtschaftlichen 
Entwicklung. In der Stadt München arbeiten circa 1,06 Mil-
lionen Menschen, die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten steigt bisher um rund 20.000 je Jahr und 
die Arbeitslosigkeit ist mit unter fünf Prozent sehr gering 
(Landeshauptstadt München 2018).

In der Folge dieser dynamischen Entwicklung von Ar-
beitsplätzen und Einwohnerinnen und Einwohner nimmt 
die Nachfrage nach Wohnraum und auch nach Gewerbe-
flächen stetig zu. Die verfügbaren Flächen aber können 
nicht entsprechend gesteigert werden und in der Folge 
steigen die Kauf- und Mietpreise rasant. München verspürt 
Wachstumsschmerzen. Die Erwartungen an die Stadtent-
wicklung gehen zwischen denjenigen, die in München be-
reits wohnen und gut versorgt sind und denjenigen, die hier 
eine Ausbildung oder neue Arbeit und damit auch neuen 
Wohnraum suchen, auseinander. 

Wachstumsstress zeigt sich nicht nur in der Flächen-
knappheit, sondern auch im Verkehr. München trägt den 
Titel Stauhauptstadt (Harloff 2018) und auch der ÖPNV 
steht an seiner Belastungsgrenze. Wichtige Infrastruk-
turprojekte des öffentlichen Verkehrs, beispielsweise 
die zweite S-Bahn-Stammstrecke und neue U-Bahn und 
Tram-Bahn-Linien, werden erst zum Ende der 2020er 
Jahre in Betrieb gehen. Mobilität in München war lange 
durch die starke Position der Automobilindustrie geprägt. 
Obwohl der öffentliche Verkehr im internationalen Ver-
gleich durchaus als vorbildlich wahrgenommen wird, hat 
die Landeshauptstadt München im engen Dialog mit den 
Industriepartnern immer versucht, Autofahren auch im 
engen Stadtraum möglich zu machen und dafür in wich-
tige Infrastrukturprojekte, beispielsweise große Tunnel-
bauwerke, investiert. 

München wurde von 1990 bis 2014 von der in Deutschland 
ältesten rot-grünen Koalition regiert, seit 1993 unter dem 
SPD-Oberbürgermeister Ude. In dieser Zeit wurde in Mün-
chen die strategische Stadtentwicklungsplanung grund-
legend neu ausgerichtet und die Perspektive München als 
innovatives, prozessorientiertes Instrument entwickelt 
und 1998 vom Stadtrat verabschiedet (Landeshauptstadt 
München o. J.-c). Die Siedlungsentwicklung sollte dem 
Leitmotiv „kompakt, urban, grün“ folgen (Landeshaupt-
stadt München 1995) und sich auf die Entwicklung von 
Konversionflächen konzentrieren, um dort unterstützt 
durch das Instrument der Sozialgerechten Bodennutzung 
SoBoN (Landeshauptstadt München o. J.-b) Wohnraum für 
breite Schichten der Münchner Bevölkerung zu schaffen. 
Im Jahr 2006 wurde der Verkehrsentwicklungsplan als 
Leitprojekt der Perspektive München durch den Stadtrat 
der Landeshauptstadt München beschlossen (Landes-
hauptstadt München 2006). Mit den Kommunalwahlen im 
Jahr 2014 endet die rot-grüne Ära. Die CSU wird stärkste 
Stadtratsfraktion und Oberbürgermeister Reiter von der 
SPD setzt sich in der Stichwahl gegen CSU Spitzenkan-
didat Schmid durch. SPD und CSU regieren von 2014 bis 
zum März 2020 in einer großen Koalition. 

Mit der positiven wirtschaftlichen Entwicklung, dem an-
haltenden Immobilienboom und auch der Flüchtlingskrise 
hat die Entwicklung der Stadt und Region München seit 
2014 laufend an Dynamik zugelegt. Die Wachstumsprog-
nosen wurden in diesen Jahren stetig nach oben korrigiert. 
Aufbauend auf den Vorbereitungen durch die Perspektive 
München und die Langfristige Siedlungsentwicklung LaSie 
(Ernst Basler + Partner AG 2013) wurden große städtebau-
liche Projekte angeschoben, die in diesen Jahren aber viel 
Widerstand in der Bevölkerung und schwankende Unter-
stützung durch den Stadtrat erfahren haben. Ebenso kam 
die Neuauflage des inzwischen veralteten Verkehrsent-
wicklungsplans nur schleppend voran. Politische Uneinig-
keit herrschte auch in Bezug auf wichtige Ausbauprojekte 
des öffentlichen Nahverkehrs wie Tram- und U-Bahn-Er-
weiterungen. 

Prozess des Stadtmachens

Viele Akteure in Wirtschaft, Zivilgesellschaft und in Ver-
bänden, Vereinen, Universitäten haben seit 2014 zuneh-
mend eine Stagnation der strategischen Stadtentwicklung 
und auch der Verkehrsplanung wahrgenommen. Den sich 
beschleunigenden Herausforderungen stehen nur schlep-
pende politische Beschlüsse gegenüber. In dieser Situation 
haben sich Vertreterinnen und Vertreter der sogenannten 
Inzell Initiative auf den Weg gemacht, mit der Modellstadt 
Mobilität 2030 ein ambitioniertes Zukunftsbild zu entwi-



|  59vhw-Schriftenreihe Nr. 28

entwickelten Ziele in Kriterien und Indikatoren zu über-
führen und ein Set konkreter Maßnahmen zu entwickeln 
und Perspektiven für ihre Anwendung in verschiedenen 
Quartierstypen in München aufzuzeigen. In dieser Phase 
wurden neben Workshops und Arbeitskreisen der Inzell 
Partnerinnen und Partner auch Veranstaltungen und 
Workshops mit der Stadtpolitik sowie mit jungen For-
schenden und Start-ups durchgeführt. Ebenso fand im 
Januar 2019 eine Stadtratsbefassung zu den Vorschlägen 
aus der Modellstadt 2030 statt. Der aus den Projektpart-
nern und aus der Stadtpolitik besetzte Steuerkreis der In-
zell-Initiative befasste sich im November 2018 und im April 
2019 mit dem Projekt. Die Untersuchungen der Fallstudie 
beziehen sich auf den Projektstand im Sommer 2019. 

Das Projekt Modellstadt Mobilität 2030 baut auf der beson-
deren Konstellation der Inzell-Initiative auf: Im Rahmen 
der Initiative arbeiten private Unternehmen, Verkehrs-
gesellschaften, Verwaltung, Verbände und Universitäten 
unbürokratisch zusammen und sie bringen dabei unkon-
ventionelle Dinge auf den Weg, wie es in vielen wichtigen 
Projekten für die Mobilitätsentwicklung in München ge-
zeigt werden konnte. Zugleich ist die Inzell Initiative eine 
Plattform für Lobbyarbeit, insbesondere für die großen 
DAX-Unternehmen BMW, MAN und Siemens, denn sie ha-
ben bei Inzell kurze Wege zu den politischen Entscheidern. 

Spannungslinien lokaler Politik

In der Fallanalyse und den Interviews mit Projektbeteilig-
ten werden abgesehen von Spannungslinie 2 alle Span-
nungslinien angesprochen.

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, Bezirk und 
Bürgerinnen und Bürgern
Der Prozess der Modellstadt wird in der ersten Phase aus-
schließlich von Expertinnen und Experten getragen und 
öffnet sich im zweiten Schritt in die weitere Fachwelt so-
wie in den Stadtrat. Für die Ebene der Bezirke erscheint 
das Projekt zu abgehoben und zu komplex. In den Exper-
teninterviews wird mehrfach darauf verwiesen, dass die 
Stadtbezirke unter einer Flut von Tagesordnungspunkten 
leiden und dass auch bei anderen strategisch ausgerich-
teten räumlichen Konzepten das Interesse aus Bezirks-
ebene eher gering ist. Zugleich wird eine hohe Relevanz 
der Inhalte der Modellstadt für die Politik und die Bewoh-
nerinnen und Bewohner in den Stadtbezirken attestiert. 

ckeln, in dem Lebens- und Mobilitätsqualität in Stadt und 
Region München Hand in Hand entwickelt werden sollen. 

Die Inzell-Initiative wurde 1995 von der Landeshaupt-
stadt München und BMW gemeinsam gegründet und ver-
eint seitdem Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft, Ver-
kehrsunternehmen, Verbänden und Stadtverwaltung, um 
Verkehrsprobleme gemeinsam zu lösen (Inzell-Initiative 
2019). Durch die langjährige Zusammenarbeit ist eine Ver-
trauensbasis zwischen diesen Partnerinnen und Partnern 
gewachsen. Nach anfänglichen Erfolgen wie die Einfüh-
rung des von der Inzell-Initiative angeregten Parkraum-
managements im Jahr 1999 in München wurde die Initia-
tive nachfolgend vor allem durch Konzeptpapiere und in 
ihrer Rolle im vorpolitischen Raum wahrgenommen und 
weniger über konkrete Projekte. Oberbürgermeister Reiter 
trat 2014 mit der Absicht an, die Inzell-Initiative entweder 
neu auszurichten oder diese zu schließen. Es folgt eine 
Neustrukturierung, indem der Steuerkreis der Initiative 
für Vertreterinnen und Vertreter der Stadtratsfraktionen 
geöffnet und damit die politische Transparenz erhöht wird. 
Im Jahr 2015 bewerben sich die Partner rund um BMW 
und die Inzell-Initiative erfolgreich auf das Projekt City2S-
hare, das im Rahmen des Förderprogramms Erneuerbar 
Mobil – Förderung von Forschungsvorhaben zum Thema 
Elektromobilität des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit (BMU) gefördert wird 
(City2Share  2016; City2Share  2019). 

Aufbauend auf diesen positiven Projekterfahrungen sto-
ßen Oberbürgermeister Reiter und Bürgermeister Schmid 
im Jahr 2017 auf Drängen von und im Schulterschluss mit 
BMW das breiter gefasste Projekt Modellstadt Mobilität 
2030 an. Wesentliches Argument für den Start des Pro-
jekts ist der absehbare Verkehrskollaps in München, eine 
Gefahrenmeldung, die insbesondere von der Automobil-
industrie formuliert wird.

Das Projekt wird von sechs Inzell Partnern selbst finan-
ziert und startet im Jahr 2018 mit einer Serie von drei 
Workshops, um eine Vision, Ziele und Maßnahmen für eine 
zukunftsfähige Mobilität in München zu entwickeln. Die 
Prozessbegleitung erfolgt über ein externes Büro 1. Diese 
erste Bearbeitungsphase mit ausschließlich Inzell-inter-
nen Workshops von Februar bis Juni 2018 mündet in der 
Veröffentlichung einer Broschüre (Förster und Bernögger 
2018). Daran schließt sich eine zweite Bearbeitungsphase 
an, mit der Absicht, die bisherige Arbeit zu vertiefen, die 

1  Die Verfasserin hat die externe Prozessbegleitung der ersten und zweiten Phase der Modellstadt 2030 geleitet.
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öffentlich gar nicht angesprochen werden. Damit wird zu-
gleich eine Tür geöffnet, um Verhandlungslösungen fern 
eingespielter Positionen möglich zu machen. 

Einige Interviewte sprechen davon, dass man mit der Mo-
dellstadt einen „Nerv getroffen“ habe, um der gefühlten 
Ohnmacht gegenüber komplexen Zukunftsthemen eine 
positive Vision und mutige Werkzeuge zur aktiven Gestal-
tung von Mobilität entgegenzusetzen. Dabei wurde die Po-
litik bewusst angestoßen. Die Broschüre der Modellstadt 
wird politisch breit rezipiert – befürwortend wie ablehnend. 
Nach der Vorstellung der Ergebnisse im Steuerkreis im 
November 2018 setze der Oberbürgermeister für Januar 
2019 eine Befassung im Stadtrat an. Dabei haben politi-
sche Vertreterinnen und Vertreter mit einer eigenen Be-
schlussfassung versucht, das Ruder wieder in die Hand 
zu nehmen. Initiiert von der SPD-Fraktion wurde die Ver-
kehrswende für München beschlossen. Seitdem tritt die 
Politik gegenüber den Partnern der Modellstadt fordernd 
auf, man erwarte nun insbesondere von den Industriepart-
nern konkrete Vorschläge. 

Damit stößt die Politik bewusst in die Schwachstelle des 
Modellstadtprozesses hinein. Denn Einigkeit besteht unter 
den Inzell-Partnern vor allem auf der abstrakten Ebene 
der Vision und Ziele. Wesentlicher Erfolg des bisherigen 
Prozesses war es, die Gemeinsamkeiten zwischen den 
sehr unterschiedlichen Perspektiven in den Vordergrund 
zu rücken, anstatt sich in fundamentalen Unterschieden zu 
verhaken. Sobald es aber um die nächste Stufe der Kon-
kretisierung und um konkrete Projekte geht, werden die 
Unterschiede zwischen Automobilindustrie, Verkehrsge-
sellschaften, Verbänden und städtischen Akteuren wieder 
aufbrechen. 

Der Prozess zur Modellstadt Mobilität spielt eng mit dem 
Wahlkampf zu den Kommunalwahlen im März 2020 zu-
sammen. Bereits Anfang 2018 war der Wahlkampf spürbar, 
die Kooperation zwischen SPD und CSU war weitgehend 
auseinandergebrochen und die Diskussionen zum Thema 
Mobilität wurden sehr ideologisch geführt. Einerseits nah-
men die Projektbeteiligten aus der Inzell-Initiative das als 
Hemmnis für die gemeinsame Arbeit war. Denn die ent-
wickelten Vorschläge schienen an den festgefahrenen 
politischen Diskussionen abzuprallen. Anderseits wurde 
der Modellstadtprozess durch den Wahlkampf auch be-
schleunigt. Die frühe Befassung des Stadtrats und ver-
schiedene darauffolgende wegweisende Beschlüsse zum 
Thema Mobilität lassen sich vor allem über nun die ein-
setzende Dynamik des Wahlkampfs erklären. Auch haben 
viele Parteien Themen der Modellstadt in ihre Wahlpro-
gramme aufgenommen. 

Denn sobald es um konkrete Räume geht, um die Umge-
staltung von Straßen und Plätzen, ist das Interesse vor Ort 
sehr hoch und die Modellstadt schlägt die Neuaufteilung 
städtischer Räume als Schlüsselwerkzeug vor. Ebenso 
geht die Modellstadt auf verschiedene Siedlungs- und 
Quartierstypen differenziert ein, denn die Siedlungsdichte 
und auch Art und Umfang von Nutzungsmischung sind we-
sentliche Parameter für wirkungsvolle Mobilitätslösungen. 
Daher wären Dialog- und Kooperationsmodelle für die Ge-
staltung von Veränderungen auf Bezirksebene zukünftig 
sehr wichtig. Mit den bisherigen Befassungen der Bezirke 
zu aktuellen Mobilitätsprojekten, beispielsweise der stadt-
weiten Installation von Ladesäulen, haben einige Befragte 
eher schlechte Erfahrungen gemacht. Denn Verkehrspla-
nung endet nicht im Quartier und in der vielfach klein-
teiligen Betrachtung der Bezirksausschüsse geraten die 
Zusammenhänge der Gesamtstadt vielfach aus den Augen. 

Spannungslinie 3: 
Agenda, Beratung, Verhandlung: Parteien-Mandats-
trägerinnen und Mandatsträger-Dritte
Eine Besonderheit des Prozesses um die Modellstadt 
2030 ist die neuartige Allianz zwischen den drei beteilig-
ten Wirtschaftskonzernen, öffentlichen Verkehrsgesell-
schaften, Industrie- und Handelskammer sowie Stadtver-
waltung, um die Mobilität in München neu zu denken. Aus 
der Perspektive der Stadtpolitik wird das zum Teil posi-
tiv wahrgenommen, denn neue Akteure könnten einge-
fahrene Diskussionen beleben und eingespielte Fronten 
aufbrechen. Es tue der Debatte gut, wenn nicht nur das 
städtische Planungsreferat oder übliche Verdächtige wie 
BMW oder die IHK alleine zu Veranstaltungen rund um das 
Thema Mobilität einladen. 

Zahlreiche der am Modellstadt-Prozess beteiligten Part-
ner nehmen eine Stagnation der Verkehrspolitik in Mün-
chen wahr. Sie bemängeln, dass die Stadt konzeptlos sei 
und dass die Planung bisher vor allem aus dem Bestand 
heraus erfolgte. Alte Planungsprozesse würden aber 
aufgrund des Tempos des Wandels, genauer des Stadt-
wachstums aber auch des Wandels technologischer und 
gesellschaftlicher Prozesse, nicht mehr funktionieren. Im 
Vergleich zu der Geschwindigkeit, mit der sich Unterneh-
men wandeln, hinken Politik und Verwaltung hinterher. 
Die Modellstadt will einen Prozess des Umdenkens an-
stoßen, die Modellstadt sollte „Wellen schlagen“. Dabei 
wurden bewusst Tabuthemen platziert und angesprochen, 
beispielsweise eine City Maut beziehungsweise ein Road-
pricing oder auch die Neuaufteilung und Umwandlung 
von Verkehrsflächen zugunsten emissionsarmer Mobili-
tät und für den Aufenthalt im öffentlichen Raum. Diese 
beiden Themen konnten vor dem Prozess der Modellstadt 
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Der Schulterschluss der Unternehmen beeindruckt den 
Stadtrat und die Öffentlichkeit und damit gelingt es ein 
Stück weit, die Stadt anzuschieben. Die Unternehmen 
nutzen ihrerseits die lokalen Impulse für ihr Beratungs-
geschäft in anderen Städten. Global agierende Konzerne 
lernen, dass mit dem Schwenk von einzelnen Produkten 
zu systemischen Mobilitätslösungen der politische, ge-
sellschaftliche und räumliche Kontext der jeweiligen Stadt 
eine wichtige Rolle spielt. 

Insbesondere aus Perspektive der Verwaltung wird betont, 
dass es hilfreich ist, von den Unternehmen, die hier mit am 
Tisch sitzen, eine ganz andere „Schlagzahl“ in der Bear-
beitung von Herausforderungen und Lösungen zu erleben. 
Die etablierten städtischen Planungsprozesse werden als 
zu träge wahrgenommen, die dem aktuellen Tempo der 
Entwicklung nicht mehr gerecht werden.  

Spannungslinie 5: 
Politikkreislauf-Planungskreislauf
In den Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern sowohl 
aus der Stadtpolitik wie auch aus der städtischen Verwal-
tung werden sehr unterschiedliche Perspektiven auf das 
Gegenüber deutlich: Aus Sicht der Politik wird die Verwal-
tung vielfach als träge wahrgenommen. Die Verwaltung 
hat wiederum das Gefühl, am „Tropf der Politik“ zu hängen. 
Die politische Diskussion wird als sehr kleinteilig empfun-
den, jede Messstation, jede Busspur und jede Ladesäule 
würde ausgiebig diskutiert und nur mühsam beschlossen. 
Die Verwaltung wünscht sich mehr Vertrauen und Hand-
lungsfähigkeit durch die Stadtpolitik. Denn die fachliche 
Bearbeitung der komplexen Zusammenhänge in den Mo-
bilitätsfragen kann mit einer kleinteiligen politischen Ab-
stimmung nicht gelingen. Zudem nimmt die fachliche Be-
arbeitungsebene in der Stadtverwaltung ihre Bezüge zur 
Politik als gering war, sie habe kaum direkten Kontakt.

Zur Überraschung vieler Akteure der Stadtverwaltung 
beschließt der Stadtrat im Zuge der Befassung mit der 
Broschüre der Modellstadt Mobilität Anfang 2019 die 
Verkehrswende für München. Damit ändert sich die Aus-
gangslage für viele laufende verkehrliche Untersuchungen 
und Projekte. Die Verwaltung erhält nicht nur Rückenwind 
aus der Politik, sie wird regelrecht aufgefordert, nun muti-
gere Vorschläge zu machen. Der Stadtrat nutzt die Modell-
stadt nun, um bereits laufende Projekte neu auszurichten 
oder um neue Projekte aufzugleisen. 

Spannungslinie 6: 
Vom Ziel zur Umsetzung
Die Modellstadt hat eine Vision, ein Set von Zielen und 
wichtige Werkzeuge zur Umsetzung formuliert, um die Le-

Insgesamt wird über den Modellstadtprozess eine Neujus-
tierung von Positionen in Unternehmen, in Verbänden und 
in der Politik beobachtet, die von vielen Interviewpartnern 
als positiv bewertet wird. Ebenso wird es begrüßt, wenn 
Lösungen zu wichtigen Zukunftsthemen von verschiedenen 
Akteuren gemeinsam getragen werden und damit die Politik 
in kritischen Fragen entlasten. Es wird konstatiert, dass zu 
vielen Zukunftsfragen heute Ratlosigkeit herrsche und dass 
daher für gesellschaftliche Transformationsaufgaben neue 
Kooperationsmodelle und Projektstrukturen hilfreich seien. 

Zugleich wird kritisch angemerkt, dass die Grenze zwi-
schen Gemeinwohl und Lobbyismus fließend sei. Die un-
terschiedlichen Interessen zwischen Automobilindustrie 
und öffentlichen Verkehrsbetrieben sowie Stadtverwal-
tung seien so grundlegend, dass keine gemeinsame Li-
nie möglich sei. Hinter der Initiative von BMW, eine Mo-
dellstadt Mobilität aufzusetzen, stehe die Absicht, Einfluss 
auf den zukünftigen Verkehrsentwicklungsplan der Lan-
deshauptstadt zu nehmen und sich bei wichtigen Vertei-
lungsfragen, beispielsweise zum öffentlichen Raum oder 
im Sharing (Markt-)Anteile zu sichern.  

Im Bearbeitungsprozess der Modellstadt werden neue 
Formate im Dialog mit der Stadtpolitik eingesetzt. Denn 
die Projektpartner haben die üblichen politischen Formate, 
beispielsweise das öffentliche Stadtratshearing zur Zu-
kunft der Mobilität Anfang 2018, als unproduktiv erlebt. 
Daher wurden die Stadträte und auch Vertreterinnen und 
Vertreter der Bezirksausschüsse zu einem Arbeitswork-
shop im Rahmen der Modellstadt 2030 eingeladen. Dieser 
sollte Diskussionen jenseits alter Muster und eingefahre-
ner politischer Sitzordnungen aufbrechen. Der Workshop 
kam sehr gut an, jedoch haben wichtige Politiker nicht 
teilgenommen. Damit zeigt sich die allgemeine Schwierig-
keit, politische Schlüsselpersonen in solchen Prozessen 
zu erreichen und jenseits von Einzelpersonen nachhaltig 
in die Fraktionen und Parteien hineinzuwirken.

Spannungslinie 4: 
Agenda, Beratung, Verhandlung:  
kommunal-überkommunal
Das Einbeziehen der globalen tätigen Unternehmen BMW, 
Siemens und MAN wurde von Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Verwaltung und Politik als positiv wahrgenom-
men. Mit diesem Blick über die Kommune hinaus eröffnen 
die Unternehmen einen internationalen Erfahrungsraum, 
welche die eingefahrene lokale Perspektive bereichert. Der 
Gefahr des Lobbyismus entgegnen politische Vertreterin-
nen und Vertreter, dass die Politik in München stolz ge-
nug sei, um internationalen Unternehmen unter Wahrung 
städtischer Interessen zu begegnen. 
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Veränderungs- und Lernprozesse lokaler Politik 

Der Prozess der Modellstadt Mobilität 2030 hat eine dy-
namisierende Wirkung entfaltet sowohl auf die zum Ende 
der Legislaturperiode der großen Koalition stagnieren-
den politischen Prozesse und als auch auf die laufenden 
Planungen der Stadtverwaltung. Mit der Annäherung und 
dem engen Austausch zwischen Positionen der Industrie, 
der öffentlichen Verkehrsgesellschaften und der Verwal-
tung konnten zuvor festgefahrene Positionen fortentwi-
ckelt werden. Zugleich wurden aber auch Grenzen deut-
lich. Die öffentlichen Akteure wurden immer wieder damit 
konfrontiert, dass es in dem dynamischen verlaufenden 
technologischen, ökonomischen und gesellschaftlichen 
Wandel der Mobilität öffentliche Interessen zu wahren und 
zu gestalten gilt. Der Kooperationsprozess der Modellstadt 
ist zugleich zu einem Ende gekommen, da die Einigkeit 
der Akteure in den nächsten Schritten der Konkretisie-
rung nicht zu wahren ist. Der visionäre Ansatz wird wei-
terhin geschätzt und als wertvoll erachtet. Mit dem nach 
den Kommunalwahlen anstehenden Wechsel im Stadtrat 
wird sich die Inzell-Initiative abermals neu formen und 
positionieren. Sie könnte sich auf das Machbare, also auf 
einzelne Initiativprojekte, fokussieren und ansonsten eine 
Beraterrolle einnehmen. Stadtrat und Stadtverwaltung 
hätten hingegen die Möglichkeit, die Weiterentwicklung 
der Gesamtvision und die Übersetzung in einen ambitio-
nierten Verkehrsentwicklungsplan an sich zu nehmen und 
die Kooperation mit Dritten federführend zu steuern. Es 
bleibt abzuwarten, welche Erfahrungen und Lernprozesse 
die Akteure im Jahr 2020 und darüber hinaus aus dem 
Prozess mitnehmen. 

bensqualität und Mobilitätsqualität für die Stadt und Re-
gion München Hand in Hand zu entwickeln. Die Methodik 
und das Konzept der Modellstadt bietet dabei einen Blick 
auf das Gesamtsystem der Mobilität, diese Systemsicht 
geht aber mit einer hohen Komplexität einher. Die Mo-
dellstadt wirkt dabei als verbindendes Dach, die Schritte 
zur Umsetzung bleiben jedoch weitgehend offen. Einzelne 
Projekte erhalten aus dem Prozess deutlichen Rücken-
wind. Die Modellstadt gibt diesen konkreten Maßnahmen 
einen Rahmen. 

Eine Besonderheit ist die Geschwindigkeit, mit der die ers-
ten Konzepte zur Modellstadt entwickelt wurden. In we-
nigen Monaten konnte eine öffentlichkeitswirksame Bro-
schüre erarbeitet werden, die damit auch eine Messlatte 
für den Verkehrsentwicklungsplan darstellt, dessen Zu-
kunft aktuell diskutiert wird. Arbeitsprozess und Ergebnis 
der Modellstadt Mobilität 2030 geben damit auch Impulse, 
den Verkehrsentwicklungsplan neu zu denken. Welche 
Form von Planwerk ist tatsächlich nötig und geeignet, in 
eine dynamische Zukunft hinein den Wandel der Mobilität 
in München zu gestalten? Für die Inzell-Initiative wird dis-
kutiert, ob die Modellstadt als Dach genutzt werden soll, 
um im nächsten Schritt einzelne Projekte zu entwickeln, 
oder ob dem ursprünglichen Anspruch einer umfassenden 
Modellierung des Transformationspfads von 2020 bis 2030 
festgehalten werden soll. Hier treffen zwischen den Part-
nerinnen und Partnern im Prozess, zwischen Stadtpolitik 
und zwischen verschiedenen Säulen der Stadtverwaltung 
unterschiedliche Auffassungen aufeinander. Die Vorstel-
lung davon, mit welchen Instrumenten die zukünftige Ent-
wicklung der Mobilität gesteuert und gestaltet werden soll, 
ist im Wandel. 
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4 Spannungslinien im Quervergleich

Die sechs ausgewählten Fälle stellen auf unterschiedliche Art und Weise die Rollen loka-
ler Politik und ihre Relationen zu anderen Akteurssphären in den Prozessen des Stadtma-
chens auf die Probe. Die Fälle verorten sich in verschiedenen Kommunen mit je spezifi-
schen Kontexten der räumlichen Entwicklung, unterschiedlichen Prozessen und Kulturen 
des Planens und Stadtmachens sowie einer je anderen politischen Ausgangslage.

Abbildung 13: Quervergleich entlang der Spannungslinien: 25 Erkenntnisse im Überblick. Quelle: Eigene Darstellung.
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Das Zusammenführen der Ergebnisse der Einzelfallstu-
dien hat zum Ziel, ein möglichst breites Bild der Land-
schaft lokaler Politik entlang der sechs Spannungslinien 
zu gewinnen und daraus konkrete Thesen zu formulie-
ren. Im Ergebnis werden unter den sechs Spannungsli-
nien insgesamt 25 Erkenntnisse formuliert. Diese wer-
den im Anschluss in einem Symposium mit Beteiligten 
der untersuchten Fallstudien und weiteren Expertinnen 
und Experten aus Politik, Verwaltung, Unternehmen und 
Zivilgesellschaft sowie Vertreterinnen und Vertretern der 
Wissenschaft diskutiert.

Spannungslinie 1: 
Konsultieren und Entscheiden zwischen Rat, 
Bezirk und Bürgerinnen und Bürgern

Das Verhältnis von Rat zu Bezirken und 
 gewählten beratenden Vertreterinnen und 
Vertretern sowie Bürgerinnen und Bürgern

Brüche, Misstrauen, fehlende Legitimation

In zahlreichen Interviews berichten Politiker wie auch Ver-
waltung und Dritte von Herausforderungen im Verhältnis 
von gewählten Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern 
und der Bevölkerung vor Ort. Die einen sprechen von ei-
nem Bruch zwischen Politik und Bevölkerung, aus Sicht 
der Bürgerinnen und Bürger sei Politik unnahbar, Politik 
ihrerseits misstraue den Bürgern. Im Fall der Entwicklung 
des neuen Stadtteils Dietenbach in Freiburg werden im 
Rahmen des Bürgerentscheids die Vertrauenskrise brei-
ter Teile der Bevölkerung in Stadtpolitik und Stadtplanung 
und damit das Gefühl einer fehlenden Legitimation des 
laufenden Projekts besonders deutlich. 

Bezirksebene: übersprungen, überfordert, reagierend

Obwohl sich die Ebene der Bezirke und ihrer gewählten 
Gremien in einer vermittelnden Rolle zwischen Rat und 
Bürgerinnen und Bürgern sieht, hat diese Ebene in keinem 
der sechs Fälle eine tragende Bedeutung. Die Prozesse 
des Stadtmachens starten zumeist auf anderen Ebenen, 
mit anderen Akteuren – und überspringen damit die Be-
zirksebene. Die Bezirke treten eher am Ende der politi-
schen und planerischen Kette auf. Wenn es konkret wird, 
reagieren Bezirke auf unmittelbare Probleme und Mana-
gen die Beschwerden. Im Fokus der Aufmerksamkeit ste-
hen überwiegend einzelne Maßnahmen. Zugleich betonen 
einige Interviewte, dass insbesondere auf der Ebene der 

Bezirke die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger selbst 
Laien sind und damit häufig inhaltlich wie auch zeitlich 
überfordert sind. Die Gremien und Ausschüsse ertrinken 
vielfach in langen Tagesordnungen, welche doch Trans-
parenz der anstehenden Ratsentscheidungen herstellen 
und das Rückspielen von Anliegen aus den Quartieren er-
leichtern sollen. 

Gesucht: neue Formate des Dialogs zwischen Rat, 
 Bezirk und Bürgerinnen und Bürgern

Vor diesem Hintergrund zeigt sich in verschiedenen Fällen 
der Bedarf nach neuen Formaten des Dialogs zwischen Rat, 
Bezirk und Bürgerinnen und Bürgern. Gesucht werden:

• Das gute Alltagsgespräch: Einige Ratsmitglieder stel-
len fest, dass ein gutes Alltagsgespräch mit den Bür-
gerinnen und Bürgern zu wenig stattfindet. Bürgerin-
nen und Bürger werden als desinteressiert oder auch 
schweigend wahrgenommen. Man wünscht sich ein 
stärkeres Zugehen der Bürgerinnen und Bürger auf 
die Politik. Reglementierte Bezirksversammlungen 
werden aufgrund ihrer formalisierten Abläufe zum Teil 
als Hemmnis für den Dialog mit den Bürgern wahr-
genommen. Und auch ein Format wie das Jugendpar-
lament wird von einigen als kritisch gesehen, weil es 
sich zu sehr an dem formalisierten Vorgehen des Rats 
orientiert. 

• Begleitung von komplexen Planungsprozessen: Die 
Projektbeteiligten in Freiburg Dietenbach halten im Di-
alog mit den Bürgerinnen und Bürgern eine kontinuier-
liche Begleitung des komplexen Projektes für notwen-
dig. Es geht darum zu vermitteln, welche komplexen 
Sachverhalte und schwierigen Abwägungen solch ein 
Projekt ausmachen und dass im Prozess immer auch 
ein Umgang mit der Offenheit und dem Prozess im-
manenten Noch-Nicht-Wissen gefunden werden muss. 
Dazu soll der Planungsprozess in Dietenbach nach dem 
Bürgerentscheid durch eine Dialoggruppe aus zufällig 
gewählten Bürgerinnen und Bürger begleitet werden. 

• Kooperations- und Dialogmodelle für die Transfor-
mation im Quartier: In einigen Fällen ist zu beobach-
ten, dass die Ebene der Bezirke außen vor ist, wenn 
es darum geht, wichtige Strategien und Prozesse für 
die Gesamtstadt zu gestalten. Es wird die Einschät-
zung geäußert, dass komplexe gesamtstädtische Pro-
zesse die Bezirkspolitik überfordern. Anderseits wer-
den im Rat ehrgeizige Ziele formuliert, beispielsweise 
zur Co2-Reduktion oder zur Luftreinhaltung. Diese be-
treffen unmittelbar die Bezirksebene, denn nur über 
konkrete und umfassende Maßnahmen vor Ort, lassen 
sich diese Ziele erreichen. Doch genau hier zeigen die 
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untersuchten Prozesse in München, Köln und Gelsen-
kirchen zwischen Rat und Bezirken Lücken. Gesucht 
werden Kooperations- und Dialogmodelle, um die kom-
plexen Aufgaben der Transformation in den Bereichen 
Energie, Mobilität oder Klimaanpassung, zu gestalten. 
Hier könnten neue Formen des Community Develop-
ments oder neuartige Quartiersentwicklungskonzepte 
erprobt werden.

„Stadt selber machen“ als Format des Dialogs

Die in den Fällen fehlenden oder nur schwach ausgepräg-
ten – lebendigen – Formate, um Dialog zwischen Bürgerin-
nen und Bürgern, Bezirken und Rat herzustellen, werden 
dadurch kompensiert, dass in den Projekten verschiedene 
Akteure Dinge selbst in die Hand nehmen. Das Selberma-
chen von Projekten kann als proaktive Haltung verstanden 
werden, damit sich Bürgerinnen und Bürger und Nutzerin-
nen und Nutzer im politischen Raum Gehör verschaffen – 
so zeigt es sich deutlich in den Fällen in Halle und Berlin. 
Mit den Projekten wird ein Dialog über wichtige Fragen der 
Stadtentwicklung zwischen Projektbeteiligten, Bürgerin-
nen und Bürgern und Politik hergestellt. 

Spannungslinie 2:
Entscheiden, Umsetzen, Betreiben zwischen 
Rat, Verwaltung, städtischen Gesellschaften 
und Dritten

Das Verhältnis von Rat zu Verwaltung, 
 städtischen Gesellschaften und Kooperation 
mit Dritten sowie Formen des Stadtmachens 
mit schwacher oder keiner hoheitlichen 
 Beteiligung

Die Achse zwischen politischen Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger und Gremien und der umsetzenden Ebene 
mit hoheitlichen Akteuren und Dritten hat in vielen un-
tersuchten Fällen eine hohe Bedeutung. Das lässt sich 
durchaus in Zusammenhang setzen mit den vielfach wahr-
genommenen Herausforderungen wie ausstehende Ent-
scheidungen, fehlender Mut und Blockade in der Politik, 
die genannte Vertrauenskrise in Institutionen und feh-
lende Formate für das gute Gespräch zwischen Politik und 
Bürgerinnen und Bürgern oder auch die von der Politik 
wiederkehrend genannte Trägheit in der Verwaltung. 

Umsetzung: Politik aktiviert und erweitert ihren 
 Gestaltungsraum

Stadtpolitik und Stadtplanung in Freiburg reagieren auf 
das mangelnde Vertrauen in die Entwicklung von Dieten-
bach durch die Stärkung der umsetzenden Ebene. Das ge-
schieht auch vor dem Hintergrund, dass der Versuch, die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft Stattbau zu verkau-
fen vor einigen Jahren zwar scheiterte, dieser aber das 
Vertrauen in die Politik nachhaltig geschwächt hat. Da-
her wird in Dietenbach im Rahmen des Wahlkampfs zum 
Bürgerentscheid eine Allianz von Umsetzenden und Be-
treibenden des Wohnungsbaus organisiert, darunter die 
Universität und das Klinikum, welche ihr Engagement 
zusagen. Zudem hat die Ausarbeitung einer Strategie für 
die städtischen Grundstücksvergabe in der nächsten Pla-
nungsphase sehr hohe Priorität – auch mit möglichen 
neuen Impulsen, die aktuell diskutiert werden, wie eine 
Dachgenossenschaft oder eine Freiburger Allemende als 
Gesellschaft, die Grund kauft und Erbpacht vergibt. 

Das Freiburger Beispiel zeigt: Lokale Politik kann über die 
Realisierung, beispielsweise mit städtischen Gesellschaf-
ten, Stadt aktiv gestalten und damit auch wahrnehmbare 
Zeichen setzen. Mit der Umsetzung kann Vertrauen ent-
wickelt und auch zurückgewonnen werden. Das bedeutet 
umgekehrt, dass die Aufmerksamkeit und der Fokus der 
Politik von der Verwaltung alleine auf einen erweiterten 
Kreis von hoheitlichen Gesellschaften und Einrichtungen 
gelenkt werden sollte, welcher auch Kooperationen mit 
Dritten einschließt – um in der Stadtentwicklung letztlich 
das Gemeinwohl gegenüber Partikularinteressen und 
Marktmechanismen zu stärken.

Im Fall Köln Mühlheim nutzt die politische Stadtspitze das 
Projekt, um mit den starken Partnern einer Wohnungs-
baugesellschaft und eines Energieversorgers – vorbei an 
einer als träge wahrgenommenen Verwaltung – ein inno-
vatives Projekt schnell zu realisieren. Die Politik will ihre 
Handlungsfähigkeit beweisen und zudem von dem Wissen 
profitieren, das über konkrete Projekte und ihre Evaluie-
rung gewonnen werden kann. 

Starke Allianzen der Macherinnen und Macher stärken 
Politik und stoßen sie an

Allianzen mit starken Macherinnen und Machern in Wirt-
schaft, kommunalen Unternehmen oder Verbänden zeigen 
sich deutlich in den Fällen München und Freiburg. Das Ziel 
ist, Politik zu stärken und auch anzustoßen – und die Ver-
waltung ist mit von der Partie. 
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die auf die Politik zu einem frühen Zeitpunkt aktiv zuge-
hen. Auf dem Weg der Initiativen zu diesen geeigneten 
Partnern und wichtigen Allianzen werden auch Methoden 
eingesetzt, welche in das politische Agenda-Setting hin-
einwirken: ob durch die Wirkung der Graffitis in der Öffent-
lichkeit oder das markant angebrachte Banner am Haus 
der Statistik. 

Spannungslinie 3:
Agenda, Beratung, Verhandlung: Parteien- 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger-Dritte

Das Verhältnis von politischen Parteien  
und gewählten Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern zu anderen Gruppen im 
 Prozess des Agenda-Setting

Prozesse des Agenda-Setting gehen einem Planungsauf-
trag voraus, sie bereiten den Boden für ein Projekt, das 
der Stadtrat beauftragt oder bewilligt und damit zugleich 
Planungssicherheit schafft – so beschreiben es viele Mo-
delle des Planens idealtypisch. In dem breit gestreuten 
Sample von Prozessen des Stadtmachens, die jeder auf 
seine Art das Verhältnis zur lokalen Politik auf die Probe 
stellt, zeigen sich hingegen vielfach instabile Verhältnisse, 
Zögern oder Blockadesituationen im Rat und in anderen 
politischen Gremien. 

Agenda-Setting als Spielfeld von Prozessen des Stadt-
machens

Daher ist in den untersuchten Fällen die Gestaltung der 
Agenda, also das aktive Einholen und die laufende Pflege 
der politischen Unterstützung, immanenter Bestandteil 
der Prozesse des Planens und Stadtmachens. Teile der 
Projektaktivitäten wirken darauf hin, Vorstellungen, Bilder, 
Erwartungen in den Köpfen zu verändern und das Projekt 
immer wieder aufs Neue zu legitimieren. Agenda-Setting 
ist selbst ein Spielfeld und Wirkungsraum von Prozessen 
des Stadtmachens. Aus dem Untersuchungssample las-
sen sich drei Formen des Umgangs mit dem Agenda-Set-
ting erkennen. 

Prozesse gestalten, die Politik beschlussfähig machen 
– Phase Null

Zum einen werden – vielfach unter Mitwirkung der Ver-
waltung – Prozesse gestaltet, bevor Politik Beschlüsse 
fasst. Das Ziel ist, Politik beschlussfähig zu machen. Es 

Der Prozess München Modellstadt Mobilität 2030 hat die 
Stadtpolitik als erste Zielgruppe. Eine Allianz aus DAX-Un-
ternehmen, BMW in der Federführung, Stadtwerken, Ver-
kehrsverbund, Universität und verschiedenen städtischen 
Referaten entwickelt eine starke Vision, konkrete Ziele und 
schlägt unbequeme Maßnahmen vor, um in den seit Jah-
ren gefühlten politischen Stillstand Bewegung zu bringen 
und ein Umdenken zum Thema Verkehr zu erreichen. Die 
Verwaltung kann unter dem Schirm der seit den 1990er 
Jahren etablierten Inzell-Initiative in einer gewissen Dis-
tanz zum Stadtrat Ideen einbringen, Lernprozesse ansto-
ßen und Kooperationen vertiefen. Der Prozess verläuft 
nicht ohne Ambivalenzen, denn BMW und auch MAN und 
Siemens wollen durchaus Einfluss nehmen auf die Ver-
kehrspolitik der Stadt und sich in einem rasch wandelnden 
Umfeld Anteile am Mobilitätsmarkt sichern. Zugleich ist 
die Politik aktiver Partner des Prozesses und spielt damit 
das Spiel des Anstoßens und Gestoßen-Werdens ein Stück 
weit mit, denn der Oberbürgermeister steht zusammen 
mit dem BMW Vorstand dem Steuerkreis vor und Stadt-
räte sind seit der neuen Amtszeit zu den halbjährlichen 
Sitzungen eingeladen. 

Im Wahlkampf zum Bürgerentscheid um den neuen Stadt-
teil Dietenbach formt sich in der Stadtgesellschaft ein un-
gewöhnlich breites Bündnis, um für das Projekt zu werben 
und sich hinter die große Mehrheit im Rat zu stellen. Eine 
Allianz unter anderem aus Universität, Uniklinik, Kirchen, 
Mieterschutzbund und Bündnis Wohnen stärkt der Politik 
in der Auseinandersetzung mit den Gegnern des Stadt-
teils den Rücken. 

Initiativen: Unterstützung durch Politik finden – und 
diese durch das Machen verändern

Eine dritte Perspektive in der Spannungslinie von Ent-
scheiden, Umsetzen und Betreiben zeigt sich in Projek-
ten, die von lokalen Initiativen gestartet werden wie im 
Fall der Urbanen Nachbarschaft Freiimfelde in Halle und 
dem Haus der Statistik in Berlin. Beide Projekte lösen 
überwiegend neutrale oder gar wohlwollende Reaktion 
auf Seite der Politik aus, werden zunächst aber nicht ak-
tiv unterstützt. Damit müssen die Initiatoren Wege finden, 
ihre Vorhaben über die verschiedenen Planungsphasen 
hinweg zu entwickeln. Zugang zu und Unterstützung von 
Politik ist dafür notwendig. In Fall von Halle nimmt die Ver-
waltung eine starke, unterstützende Rolle ein – sie wird 
als politisch denkend beschrieben. Im Fall von Berlin wird 
ein neuartiges, modellhaftes Konsortium gebildet, das so-
wohl die Politik als auch die Akteure aus dem Projekt ein-
schließt. Dabei spielt auch das persönliche Netzwerk der 
professionellen Projektmachenden eine wichtige Rolle, 
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den politischen Boden ihrer eigenen Vorhaben erst schaf-
fen. Dabei nutzen die Projekte zum Teil auch solche The-
men, die auf der politischen Agenda und in den Medien 
schon präsent sind und verknüpfen diese öffentlichkeits-
wirksam mit dem eigenen Anliegen. Methoden des Agen-
da-Setting sind daher integraler Bestandteil ihres Tuns. 
Aktionen im öffentlichen Raum erzeugen Sichtbarkeit 
und sind als Diskussionsangebote an Stadtöffentlichkeit 
und Politik zu verstehen. Das Ziel ist, Umdenken anzure-
gen oder Aufmerksamkeit für neue Themen und Räume 
zu schaffen. In einem zweiten Schritt gilt es, geeignete 
Bündnisse zu schmieden und Partner für das Projekt zu 
gewinnen. Auf der Basis kann auch die Politik überzeugt 
werden, grundlegende Beschlüsse für das Projekt zu fas-
sen. Die Prozesse des Stadtmachens schaffen also ihren 
politischen Rahmen mit. 

Spannungslinie 4:
Agenda, Beratung, Verhandlung: 
 kommunal-überkommunal

Das Verhältnis von kommunalen politischen 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern 
und Parteien zu überkommunaler Politik so-
wie überkommunal organisierten und orien-
tierten Akteursgruppen

In den ausgewählten Fällen ist die überkommunale Ebene 
auf unterschiedliche Art und Weise vertreten: Förderein-
richtungen des Bundes und der EU, wissenschaftliche 
Begleitung durch Hochschulen und Forschungsinstitute, 
Unterstützung durch Stiftungen und regional bis global 
agierende Unternehmen. Es zeigt sich eine zumeist hohe 
Akzeptanz in der lokalen Politik, mit solchen Partnern zu 
kooperieren. Die politischen Risiken werden dabei wohl als 
gering eingestuft. Die Akteure von außen bringen verbun-
den mit Auflagen Sonderformate, Fördermittel oder auch 
ein Label mit. Unternehmen bringen ihr Wissen und ihre 
Reputation ein. Städte vernetzen sich und messen sich im 
Wettbewerb. Für die lokale Politik bietet der Blick und das 
Gesehen werden über den kommunalen Tellerrand hinaus 
eine Bühne. Unterdessen nutzen Akteure aus Zivilgesell-
schaft, Privatwirtschaft und Verwaltung in den Kommunen 
die Gelegenheit, um Projekte unter dem Schutzschirm und 
mit der Unterstützung der externen Partner besser durch-
zusetzen und umzusetzen. 

handelt sich damit um eine Vorphase zum eigentlichen 
Projekt, eine politische Planungsphase Null. Lokale Politik 
ist nicht Bestellerin dieser Prozesse, sondern auch Ziel-
gruppe. Als Grundlage und ausreichendes Mandat für sol-
che Prozesse dient häufig eine schwache oder allgemeine 
politische Beschlusslage. Im Fall der Modellstadt Mobilität 
2030 in München ist der Stadtrat erklärte Zielgruppe des 
Projekts. Die Allianz aus Unternehmen, Verbänden und 
Verwaltung will zum Umdenken anregen. Mit dem Schul-
terschluss zwischen verschiedenen Interessensgruppen 
bieten sie der Politik eine fachliche Begleitung und sind 
bereit, Lösungen gemeinsam zu tragen. In der komple-
xen Zukunftsfrage der Mobilität soll das Politik entlasten. 

Mit der Phase Null gehen veränderte Rollen von Verwal-
tung und Planerinnen und Planern einher. Verwaltung 
macht nicht nur, was Politik bestellt, sondern arbeitet 
darauf hin, dass Politik das richtige beschließt. In einem 
Fall wird berichtet, dass die Verwaltung im Projekt Be-
schlüsse häufig kurzfristig in den Rat einbringt, was den 
politischen Handlungsspielraum einschränkt und die Poli-
tik unter Zugzwang setzt. Für den Berufsstand und auch 
für die Ausbildung der Planerinnen und Planer macht das 
eine erhöhte Aufmerksamkeit für und Kenntnis von politi-
schen Zusammenhängen und Fertigkeiten für die Gestal-
tung von politischen Diskursen notwendig. 

Planung in Zeiten politischer Unsicherheit

Im Fall von Freiburg Dietenbach bedeutet die Legitima-
tionskrise in der Politik zugleich eine Legitimationskrise 
für das Projekt. Das politische Fundament des Projekts 
wackelt. In einem schon einige Jahre laufenden Planungs-
prozess wird alles auf Anfang gestellt, denn die Ob-Frage 
ist erneut zu klären. Das Projekt gerät in die Krise, die 
eigentliche Planung wird gestoppt. Der Prozess wechselt 
in einen politischen Modus und der Planungsprozess wird 
selbst zu einem Politikum. Um den Bürgerentscheid zu 
durchstehen, wird ein Wahlkampf für das Projekt organi-
siert. Damit ändert sich die Rolle der Verwaltung. In Frei-
burg nimmt sie den Wahlkampf an und unterstützt diesen 
tatkräftig mit einer umfassenden Kampagne und umfas-
send aufbereiteten Planungsunterlagen. Nach erfolgreich 
bestandenem Bürgerentscheid wechselt die Verwaltung 
aus dem Politikmodus zurück in den Planungsmodus.

Den politischen Boden für das eigene Projekt bereiten

Eine dritte Form, wie Agenda-Setting Teil von Prozessen 
des Stadtmachens wird, zeigt sich an den Beispielen in 
Berlin und Halle. Akteure der Zivilgesellschaft initiieren 
Projekte und müssen im Rahmen der Projektentwicklung 
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Selbstreflexion der Kommune stärken

Dieser Austausch und Perspektivenwechsel über die ei-
gene Kommune hinaus hilft, die eigenen Rahmenbedin-
gungen und Strukturen besser zu erkennen und setzt 
Prozesse der Selbstreflexion in Gang. Dabei werden kom-
munale Anliegen an Land, Bund und EU zurückgespielt 
und auch die politische Lobbyarbeit auf diesen Ebenen an-
geregt. Über die wissenschaftliche Begleitung wie im Fall 
der Zukunftsstadt Gelsenkirchen wird die systematische 
Reflexion der Stadt im Kontext eines übergeordneten Pro-
gramms gestärkt. 

Spannungslinie 5:
Planungskreislauf-Politikkreislauf

Das Verhältnis von politischer Agenda, 
 Beratung und Beschlüssen zu Prozessen  
der Planung und Kommunikation durch 
 Verwaltung und Dritte

Die Fallstudien wurden entlang von sechs Suchbereichen 
ausgewählt, die alle das Verhältnis zwischen den Prozes-
sen des Stadtmachens einerseits und der lokalen Politik 
anderseits herausfordern und strapazieren. Stadtmachen 
findet in den Fällen in ausgeprägten – freiwilligen und un-
freiwilligen – Kooperationen zwischen öffentlicher Hand 
mit Verwaltung und Politik einerseits und Privatwirtschaft, 
Zivilgesellschaft oder Intermediären anderseits statt. Ei-
nige der Projekte wurden hoheitlich angestoßen, andere 
durch Initiatoren und Initiativen außerhalb von Politik und 
Verwaltung. 

Lernen von Extremsituationen

Mit diesem Untersuchungssample liegen daher vor allem 
Sonderfälle und auch Extremsituationen vor, wenn es um 
das Verhältnis von planerischen und politischen Prozes-
sen geht. Nur im Fall von Freiburg Dietenbach handelt es 
sich um einen größeren, hoheitlichen Planungsprozess, 
den die Politik in dieser Art bestellt hat und der von der 
Flächennutzungsplanung bis zur Erstellung kommunaler 
Infrastruktur und Wohnbauten reicht. Aussagen zur Span-
nungslinie 5 können daher nur Indikativ und notwendiger-
weise unvollständig getroffen werden. Dennoch können sie 
Schlaglichter auf Aspekte werfen, die auch in Normalfäl-
len hoheitlich getriebener Planung relevant sind. 

Neue Spielräume von außen – Umgehen der lokalen 
Politik

Im Rahmen von Förderprogrammen der Länder, des Bunds 
und der EU realisieren Städte Modellvorhaben und Pilot-
projekte. Die Initiative für die Bewerbung der Kommune 
kommt häufig aus der Verwaltung oder von anderen inter-
essierten Akteuren in Markt oder Zivilgesellschaft, selten 
aus der Politik. Aufgrund der zu erwartenden Fördermittel 
und Reputation ist in vielen Fällen der Rat relativ leicht zu 
überzeugen. Im politischen Alltag und ohne Unterstützung 
von außen wären viele dieser Projekte nicht möglich ge-
wesen. Die Förderungen ermöglichen es, die lokale Poli-
tik ein Stück weit zu umgehen und ihre etablierten Hand-
lungsmuster auszuhebeln. Die so gestarteten Projekte 
sind häufig Testfelder jenseits bestehender Regularien. 
Damit erhöhen die beteiligten Akteure ihre Handlungsfä-
higkeit. So gewinnt beispielsweise die Verwaltung durch 
die externe Finanzierung gegenüber der Politik ein Stück 
mehr Unabhängigkeit und kooperiert vielfach mit ande-
ren starken Partnern, beispielsweise mit Unternehmen, 
Universitäten oder Akteuren der Zivilgesellschaft. Da die 
Projekte beziehungsweise ihre Finanzierungen zeitlich be-
grenzt sind, werden die Ergebnisse der lokalen Politik ak-
tiv kommuniziert – mit der Hoffnung auf Verstetigung in 
der Kommune selbst. 

Beistand für Projekte jenseits lokaler Politik

Eine andere Rolle haben Akteure von außerhalb der Kom-
mune, wenn sie Projekten, die in der Kommune nicht aus-
reichend unterstützt werden, Unterstützung geben. So 
nehmen die Akteure der Freiraumgalerie in Halle an ei-
ner Ausschreibung der Montag Stiftung teil. Über die ge-
wonnene Finanzierung und Reputation nimmt das Projekt 
weiter an Fahrt auf. Auch hier wird die kommunale Logik 
in Politik und Verwaltung umgangen und erhält über die 
Kooperation der Projektpartnerinnen und Projektpartner 
schließlich einen deutlichen Schub von außen. 

Mut, Ansporn, Erfahrungsaustausch

Im EU-geförderten Smart City Projekt in Köln Mühlheim 
zeigt sich, wie ein Erfahrungsaustausch mit anderen Städ-
ten Mut macht und Ansporn schafft. Gute Beispiele von 
außen zeigen der lokalen Politik und Verwaltung, wie Ver-
änderungen gelingen können. In solchen Formaten bilden 
sich vielfach projektbezogene Städtenetze, in denen Wis-
sen vermittelt wird und die Städte in eine Vergleichssitu-
ation, in einen Wettbewerb, treten. Dabei wird auch der 
überkommunale politische Austausch gefördert, auch mit 
den Ebenen Land, Bund und EU. 
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Politischer Kalender als Taktgeber 

Die Politik gibt einen eigenen Rhythmus vor, in dem die 
Verwaltung, aber auch die Akteure aus Wirtschaft oder Zi-
vilgesellschaft, Rückendeckung, Entscheidungen und Pla-
nungssicherheit für ihre Planungen und Projekte erringen 
müssen. Formate des Dialogs und Austauschs mit lokaler 
Politik jenseits formalisierter Gremiensitzungen werden in 
einigen Fällen eingesetzt oder vielfach als wünschenswert 
genannt. Sie müssen jedoch mit den bereits gut gefüllten 
Sitzungskalendern des Rats und der Bezirke abgestimmt 
werden und dürfen das Ehrenamt nicht überstrapazieren. 

Einige Fälle werden durch eine Angst vor einem politi-
schen Umschwung geprägt. Es wird versucht, die Planung 
zu beschleunigen, um noch vor der anstehenden Kommu-
nalwahl notwendige Ratsbeschlüsse und damit Planungs-
sicherheit herbeizuführen. Ein erfolgter Regierungswech-
sel verzögert in anderen Fällen Entscheidungen und den 
Fortgang im Projekt. 

Gelingende Kooperationen und Prozesse vor Ort 
 stärken Verwaltung

In Berlin, Gelsenkirchen und Halle arbeitet die Verwal-
tung mit Bewohnerinnen und Bewohnern, Nutzerinnen 
und Nutzern, Wissensträgerinnen und -trägern und In-
teressensgruppen vor Ort zusammen. Mit engagierten 
und handlungsfähigen Akteuren werden dialogorientierte 
Prozesse gestaltet, in der Schnittmengen zwischen ver-
schiedenen Perspektiven, Interessen und Bedürfnissen 
entwickelt werden. Dabei zeigt sich, dass die Verwaltung 
über die Prozesse an politischer Legitimation und Unter-
stützung gewinnt. Im Fall eines schon entwickelten Kon-
senses kann Politik in Zeiten der Unsicherheit leichter Be-
schlüsse fassen. Die kooperativen Prozesse mit Aktiven 
vor Ort schaffen in einigen Fällen einen politischen Ge-
winn und wirken für Politiker Image steigernd. Dabei ist es 
wichtig, dass die Dialogprozesse für lokale Politik sichtbar 
und nachvollziehbar sind. Für die Verwaltung bedeutet das, 
dass sie ihre Position gegenüber der Politik über Formen 
der Anwaltsplanung und des Community Development so-
wie auch die Arbeit mit bestehenden Netzwerken in der 
Stadtgesellschaft stärken kann.

Formate, die Politik einbinden

Der Wunsch, lokale Politik schon vor Gremiensitzungen 
besser über Planungen zu informieren und in diese ein-
zubinden, wird in verschiedenen Fällen geäußert. Denn 
wenn ein Projekt in ein Gremium kommt, ist es oft schon 
zu spät und die Würfel sind in der lokalen Politik schon 

Politische Ökonomie der Planung

In einigen der untersuchten Fälle wird deutlich, dass die 
Motivation der Politik für die Planungsprozesse und Pro-
jekte und der Nutzen, den Politik aus diesen Aktivitäten 
zieht, entscheidende Einflussgrößen und Erfolgsfaktoren 
für Planung sind. In Köln Mühlheim wird das Smart City 
Projekt von der Oberbürgermeisterin unterstützt, über eine 
als träge wahrgenommene Verwaltung hinweg. Die Absicht 
ist, die Handlungsfähigkeit und den Gestaltungswillen der 
Stadt in dem Zukunftsfeld digitaler, smarter und nachhalti-
ger Infrastruktur zu demonstrieren. Im Wahlkampf um den 
neuen Stadtteil in Dietenbach in Freiburg bringen verschie-
dene Parteien ehrgeizige Forderungen und Versprechen 
ein, beispielsweise für die Klimaneutralität des Stadtteils 
oder einen hohen Anteil von bezahlbaren Mietwohnungen. 
Damit will die Politik im Wahlkampf sichtbar werden und 
„Duftmarken“ setzen. Im Prozess der Modellstadt Mobili-
tät 2030 tragen die Akteure der Inzell-Initiative die Politik 
zunächst ein Stück weit vor sich her. In der aktiven Ausein-
andersetzung mit den Anliegen der Modellstadt ergreift die 
Politik eine aktive Rolle – sie „dreht den Spieß um“ – und 
bringt eigene Ideen und Initiativen in den Stadtrat ein. Aus 
einer Defensive gewinnt die Politik einen Gestaltungsspiel-
raum zurück. Diese Beispiele zeigen, dass es für die Pro-
jektbeteiligten, die Planenden und die Verwaltung wichtig 
ist, die politische Ökonomie ihres Tuns noch besser zu ver-
stehen. Dabei spielen der konkrete politische Nutzen und 
auch die Imagebildung und das Verkaufen von Politik durch 
ein Projekt oder einen Planungsprozess eine wichtige Rolle.

Wissen, nicht selbstverständliche Grundlage

Der Fall Freiburg führt deutlich vor Augen, wie wichtig 
es ist, ausreichendes Wissen im laufenden Planungsver-
fahren zu vermitteln. Die Frage, ob es den neuen Stadt-
teil überhaupt geben soll, macht schon vorab die Prüfung 
und Darstellung vieler Fragen und Details notwendig, die 
erst im weiteren Prozess relevant sein werden. Die Ver-
waltung generiert das notwendige Wissen und stellt die-
ses der Politik im Wahlkampf zur Verfügung. Dinge, die im 
Projekt zuvor als selbstverständlich angenommen wurden, 
gilt es neu zu erklären. In Freiburg befähigt die Verwaltung 
durch dieses Wissen die Politik, beide agieren als starke 
Partner auf Augenhöhe. In verschiedenen der untersuch-
ten Beispiele werden das Ehrenamt der Politik einerseits 
und die Komplexität und Fülle der zu bewältigenden Auf-
gaben anderseits als kritische Fragen benannt. Wissen 
und Professionalität erscheinen als nicht selbstverständ-
liche Grundlagen, die Planerinnen und Planer im Dialog 
mit Politik und weiteren Anspruchsgruppen immer wieder 
aufs Neue aktiv angehen und entwickeln müssen. 
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Wandel durch Machen, Wandel durch Agenda-setting

Stadtmachen bedeutet in vielen der gewählten Fälle, über 
konkrete Projekte und ihre Umsetzung einen Wandel im 
Raum wie auch in Stadtgesellschaft, Verwaltung und Poli-
tik herbeizuführen. Wandel und Umdenken über Projekte 
zeigt sich deutlich am Beispiel des Hauses der Statistik, wo 
ein laufendes Bebauungsplanverfahren auf den Kopf ge-
stellt und völlig neu ausgerichtet wird. Im Fall Köln Mühl-
heim wird die Ebene eines Quartiers genutzt, um Wege 
zur Umsetzung übergeordneter städtischer Ziele zu tes-
ten. Die Modellstadt Mobilität in München operiert auf der 
Ebene einer gesamtstädtischen Vision und daraus abge-
leiteter Ziele und will über diese Form des Agenda-Setting 
Veränderungsprozesse in der Politik anstoßen. Aufgegrif-
fen wird das informelle Planwerk für konkrete Projekte, 
die Stadtrat und Verwaltung nun mit neuem Mut anpacken. 
Auf der Ebene des Machens treten Bezirke und Bürgerin-
nen und Bürger vor Ort als wichtige Akteure in Erschei-
nung, während sie auf gesamtstädtischer Ebene zumeist 
außen vor bleiben. 

Politische Entscheidungen zwischen großer Story und 
Kleinteiligkeit 

Lokale Politik spricht in beinahe allen Projekten auf sol-
che Aktivitäten des Agenda-Setting an, in denen eine grö-
ßere Idee und Vision für die Stadtentwicklung oder für ein 
wichtiges Projekt formuliert werden. Zugleich zeigt sich 
in vielen Städte rund um die gleichen Themen und Frage-
stellungen eine kleinteilige politische Diskussion einzel-
ner Maßnahmen. So zeigt es sich in München, wenn von 
einer Verkehrswende einerseits gesprochen wird, ander-
seits aber beispielsweise das Einrichten von Busspuren in 
jedem Fall einzeln beschlossen werden muss. 

Erosion der strategischen Planung

Gerade im Fall der Modellstadt 2030 und in der Verkehrs-
politik Münchens im Allgemeinen zeigt sich, dass der 
politische Wille zu einer mittel- bis langfristigen Strate-
gie und damit verknüpft einer Roadmap für die koordi-
nierte Umsetzung von Maßnahmen kaum da ist. Auch im 
Fall der Stadt Köln stehen ehrgeizig gefasste stadtweite 
Ziele erratischen Versuchen der Umsetzung gegenüber. 
Der politische Wille zu einem Wandel in Fragen von Ener-
gie, Mobilität oder Klimaanlassung reicht in vielen Städ-
ten nicht, Ziele in eine konkrete Umsetzungsstrategie mit 
verbindlichen Maßnahmen zu übersetzen. Genau das ist 
aber die Klammer, die strategische Planung und perspek-
tivische Stadtentwicklungsplanung in einem klassischen 
Planungsverständnis bilden sollten. 

vorab gefallen. Es werden neue Formate und Methoden 
gesucht, mit Politik in einen offenen Dialog zu treten, auch 
jenseits der zum Teil starren und ritualisierten Verhaltens-
muster in Ausschüssen und Rat. Das gelingt aber nur in 
Ansätzen. Umso wichtiger erscheinen bewährte Formate, 
beispielsweise Wettbewerbsjuries oder Beiräte, die Poli-
tik in Planung einbinden – auch mit einem persönlichen 
Nutzen und Bedeutungsgewinn für den einzelnen Politiker. 

Spannungslinie 6:
Vom Ziel zur Umsetzung

Das Verhältnis von Agenda und Zielsetzung, 
Rahmen und Voraussetzung, Umsetzung und 
Betrieb durch Rat – mit Verwaltung, städti-
schen Gesellschaften, Kooperationspartnern 
– und Dritten

Stadt aktiv entwickeln und gestalten verläuft idealtypisch 
in verschiedenen Schritten der Konkretisierung: von einer 
Vision, einem Leitbild, einer übergeordneten Zielsetzung 
über die Koordination, Abwägung und Integration in einem 
Plan bis hin zur Umsetzung konkreter Maßnahmen. In der 
getroffenen Auswahl von Prozessen des Stadtmachens, 
die Politik heute herausfordern, sind sowohl die Ebene 
der konkreten Umsetzung als auch vorbereitende Pro-
zesse des Agenda-Setting stark vertreten. Zugleich wird 
die Verknüpfung von Rat, Bezirken und Bürgerinnen und 
Bürgern als schwach und formalisierte Wege des Dialogs 
als unzureichend wahrgenommen. 

Die Mühe formaler Prozesse

Einzig der Fall Dietenbach steht für einen formalen Pla-
nungsprozess, mit dem die Stadtpolitik mittel- und lang-
fristige Ziele verfolgt, nämlich die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum und damit die Stärkung des sozialen 
Zusammenhalts in der Stadt. In Freiburg zeigt sich exem-
plarisch, welche große Anstrengungen notwendig sind, um 
ein Projekt in dieser Dimension und solch einer langfris-
tigen Bedeutung für die Stadt zu entwickeln. Das Zusam-
menstehen einer starken Stadtpolitik mit einer starken 
Verwaltung für den neuen Stadtteil ist eindrücklich. Pla-
nung und Realisierung werden am Ende mehrere Wahl-
zyklen dauern und der Vorteil für die Karriere einzelner 
Politiker wird – wenn überhaupt vorhanden – nicht groß 
sein. Im Gegenteil: die Ratsfraktionen haben im Wahl-
kampf den Schulterschluss geübt, über ihre jeweiligen 
Differenzen hinweg.
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Verwaltung mit mehr oder weniger Handlungsspiel-
raum

Auf dem Weg vom Ziel zur Umsetzung greif die Arbeit 
der Verwaltung mit politischer Beratung und Beschlüs-
sen mehrfach ineinander. Mangelnde politische Legitima-
tion, politische Unsicherheiten, Wechsel oder Blockaden 
wirken sich auf die Verwaltungsarbeit deutlich aus. Vor 
diesem Hintergrund wünscht sich Verwaltung vielfach 
mehr einen größeren Handlungsspielraum, um politisch 
gesetzte Ziele umzusetzen. Das wäre über Grundsatzbe-
schlüsse oder Sammelbeschlüsse möglich. Gerade dann, 
wenn es einen Wandel zu organisieren gilt, könnte das 
eine schrittweise, lernende Umsetzung erleichtern. Wenn 
hingegen jeder Schritt, jeder Maßnahme einzeln zu be-
schließen ist, führt das zu einer in der Regel mühevollen 
und zeitfressenden politischen Auseinandersetzung und 
einer Verlangsamung von Planung. 
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5 Folgerungen für die Arenen  
 lokaler Politik

Aufbauend auf dem Quervergleich und der gemeinsamen 
Diskussion der Zwischenergebnisse im Rahmen eines 
Symposiums im Oktober 2019 fasst dieses Kapitel die ver-
änderten Rollen lokaler Politik in den vielfältigen Arenen 
der Stadtentwicklung zusammen. Im Fokus stehen die Be-
züge zwischen der Politik und den anderen Akteursper-
spektiven im Fünfeck: Verwaltung, Zivilgesellschaft, Inter-
mediäre und Privatwirtschaft. Mit den gewählten Fällen 
wurden die Rollen, die Bezüge und das Agieren lokaler 
Politik untersucht, wie es sich in neuen Prozessen des 
Stadtmachens entwickelt. Dabei wurden Fälle betrachtet, 
in denen Politik herausgefordert wird und anders auftritt 
und handelt als üblich. 

In Bezug auf die Arenen lokaler Politik lassen sich daher 
neue Rollen und Prozesse in Abgrenzung zum Bewährten 
erkennen. Einige dieser veränderten Rollen können dabei 
als kritisch wahrgenommen und bewertet werden, wenn 
diese noch wenig erprobt sind und daher nur unzureichend 
funktionieren oder wenn sie im Widerspruch stehen zu 
normativen Anforderungen, zu demokratisch legitimierten 
Prozessen oder berechtigten Interessen und Bedürfnissen 
anderer Akteure entgegenlaufen. 

Die Erkenntnisse zu den Arenen lokaler Politik werden 
aus Perspektive der fünf Akteursgruppen schlaglichtartig 
darstellt. In Skizzen werden solche Situationen aufgezeigt, 
die nicht für die klassischen Rollen und Prozesse lokaler 
Politik stehen, sondern die für lokale Politik neu, unge-
wohnt und vielleicht kritisch sind. Auch wenn das originäre 
Feld und Handeln lokaler Politik weitgehend stabil ist und 
ein großer Teil der politischen und stadtplanerischen Pro-
zesse in der Praxis als Business as usual verläuft, zeigt 
dieses Forschungsprojekt die Randbereiche und Über-
gänge, in denen lokale Politik und die mit ihr verknüpf-
ten Arenen merklichen Veränderungen unterliegen. Aus 
diesen Beobachtungen kann keine Aussage darüber ge-
troffen werden, wie häufig diese oder ähnliche Situatio-
nen in deutschen Städten vorkommen. Dennoch kann es 
für Praktizierende wie auch für Forschende der Stadtent-
wicklung nützlich sein, über diese Randbereiche und Ver-
änderungsprozesse lokaler Politik im Kontext der eigenen 
Arbeit nachzudenken.

14



|  73vhw-Schriftenreihe Nr. 28

Abbildung 14: Die Räumlichkeiten der Niehler Freiheit in Köln vorbereitet für das Symposium. Fotograf: Maurits Boettger.
Abbildung 15: Im ersten Teil des Symposiums werden Ergebnisse aus dem Quervergleich der Fallstudien präsentiert. Fotograf: Maurits Boettger 
Abbildung 16: In Kleingruppen werden die Erkenntnisse aus Sicht der verschiedenen Akteursgruppen vertieft. Fotograf: Maurits Boettger.

16

15
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5.1 Lokale Politik

1

Lokale Politik ist Ehrenamt – jede gewählte Vertreterin und jeder 
Vertreter ist auch gleichzeitig Teil der Stadtgesellschaft und geht  
für gewöhnlich einer hauptamtlichen Beschäftigung nach.  
Akteure in der Politik haben daher zumeist mehrere Hüte auf.

2

Das politische Spektrum weitet sich aus, die Vielfalt an 
Akteuren und Positionen nimmt zu. Es entsteht eine 
Unschärfe in der Arena der Stadtentwicklung und es ist 
immer weniger klar, welche unterschiedlichen Hüte die 
lokale Politik trägt und wofür sie steht.

3

Akteure der Stadtentwicklung, die 
unterschiedlichste Projekte verfolgen und 
miteinander in vielfältiger Weise in Bezug 
stehen, tragen ein breites Spektrum an 
Themen an die verschiedenen Ebenen 
lokaler Politik heran.

Abbildung 17 (1–6): Folgerungen für die vielfältigen Arenen der Stadtentwicklung: Perspektive lokale Politik. 
Quelle: Eigene Darstellung.
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4

Im positiven Fall behält die Politik das 
Interesse der Gesamtstadt im Auge und 
wägt dieses gegen Partikularinteressen 
ab. Dabei wird immer deutlicher: das, was 
unter Gemeinwohl zu verstehen ist, steht 
am Ende eines Aushandlungsprozesses 
zwischen vielen Akteuren der 
Stadtentwicklung.

5

Aktive Politikerinnen und Politiker betreten 
die Arena des Stadtmachens, um selbst 
Projekte anzustoßen und umzusetzen. Sie 
verlassen die klassische Politikarena, um sich 
an konkreten Projekten – gerne mit positiver 
Imagewirkung – zu beteiligen und begegnen 
dabei zivilgesellschaftlichen Macherinnen und 
Machern auf Augenhöhe.

6

Im unübersichtlichen Feld der 
Zukunftsfragen der Stadt sucht die 
vielgestaltige lokale Politik nach einer 
Vision, die sie auch gerne mit ehrgeizigen 
Zielen formuliert. Zwischen Vision und 
Umsetzung klafft aber zunehmend eine 
Lücke. Selten werden Budgets gesprochen 
oder verbindliche Roadmaps beschlossen. 
Stattdessen setzen einzelne Politikerinnen 
und Politiker mit Hilfe anderer Akteure 
kleinere Projekte um, die auf die Vision 
der Politik einzahlen. Auch zur Frage, 
wie die Szene neuer Stadtmacherinnen 
und Stadtmacher als Kapazität für die 
Stadtentwicklung nutzbar gemacht 
werden kann, gibt es noch keine Strategie.
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5.2 Verwaltung

1

Das Verhältnis zwischen Politik und Verwaltung 
kommt besonders häufig zur Sprache und kann 
dabei ganz unterschiedlich ausgeprägt sein. 
Die Spitzenpositionen der Verwaltung sind zum 
Teil bis in die Amtsebene politisch besetzt. 
Kommunikation geschieht nicht im Rahmen 
offizieller Vorlagen und Beschlüsse, sondern auch 
im Hinterzimmer der Politik. Das Verhältnis ist von 
einer Asymmetrie geprägt, da die Politik auf die 
Verwaltung zugehen darf, aber nicht umgekehrt. 
So wird deutlich, dass neue, transparente Formate 
der Kommunikation notwendig sind.

2

Die Verwaltung findet sich in einer 
Position zwischen den Stühlen; zwischen 
den Forderungen aus der Arena des 
Stadtmachens und den Verpflichtungen 
gegenüber der Politik. 

3

Verwaltung, Oberbürgermeisterin 
oder Oberbürgermeister und die 
verschiedenen Ebenen lokaler 
Politik schieben sich gegenseitig den 
schwarzen Peter zu. Aus Sicht der 
Stadtmacherinnen und Stadtmacher aus 
den Sphären Zivilgesellschaft, Markt 
und Intermediären ist unklar, wer wofür 
zuständig ist und an welcher Stelle 
Entscheidungen getroffen werden. 

Abbildung 18 (1–8): Folgerungen für die vielfältigen Arenen der Stadtentwicklung: 
Perspektive Verwaltung. Quelle: Eigene Darstellung.
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4

Auf der anderen Seite befähigt Verwaltung die Politik durch 
inhaltliche Argumente und Wissen. Die Politik ist auf diese 
Unterstützung angewiesen, um Fragen und Forderungen 
beantworten zu können, mit denen sie konfrontiert wird. 
Dennoch wird mehrfach eine fehlende Wertschätzung der 
Verwaltung als Problem genannt.

5

In wieder anderen Fällen wird die Position 
der Verwaltung geschwächt, indem die 
Politik direkt auf Stadtmacherinnen und 
Stadtmacher zugeht und durch Klientelpolitik 
neue Achsen an der Verwaltung vorbei 
schmiedet. Dabei gehen politische 
Akteure Versprechen ein, ohne vorher die 
Rahmenbedingungen zu kennen oder die 
Verwaltung zu konsultieren. 

6

An anderer Stelle lässt sich beobachten, wie sich 
Verwaltung mit starken Partnerinnen und Partnern 
aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft oder Intermediären 
zusammenschließt, um gegenüber der Politik an 
Handlungsfähigkeit zu gewinnen.
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7

In einigen Fällen geht wiederum die Politik 
selbst aktiv gestaltend auf Stadtmacherinnen 
und Stadtmacher zu und initiiert eigene Projekte 
vorbei an Teilen der Verwaltung, die als träge 
wahrgenommen werden.

8

All dies veranschaulicht die 
Schnittstellenaufgabe, die eine Verwaltung 
wahrnimmt; ein Jonglieren zwischen den 
Sphären der Politik und der Arena des 
Stadtmachens. Während repräsentative Politik 
und projektorientierte Stadtmacherinnen und 
Stadtmacher um Legitimation konkurrieren, 
muss die Verwaltung als Vermittlerin beide 
Seiten unterstützen und beraten.   
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5.3 Zivilgesellschaft

Abbildung 19 (1–7): Folgerungen für die vielfältigen Arenen der Stadtentwicklung: Perspektive Zivilgesellschaft. 
Quelle: Eigene Darstellung.

1

Während sich die Meinungsbildung im klassischen 
repräsentativen Modell auf Wahlen beschränkt, 
kann die Zivilgesellschaft am Agenda-Setting 
teilhaben, indem sie als Stadtmachende Projekte 
umsetzt, die wiederum auf die Politik einwirken.

2

Die übliche Wahrnehmung von Beteiligung 
ist, dass die Zivilgesellschaft erwartet, 
dass die Verwaltung ihre Ideen umsetzt. 
Gleichzeitig besteht die Erwartung, nicht 
nur informiert oder konsultiert zu werden, 
sondern auch an der Entscheidung 
mitzuwirken.

3

In den Stadtmacher-Projekten hingegen 
nimmt die Verwaltung gegenüber den 
zivilgesellschaftlichen Akteuren eine 
unterstützende Rolle ein und setzt 
projektbezogen ihr Knowhow zur 
Beratung und Moderation ein.
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4

Dabei stellt sich jedoch die Frage, 
wie die Verwaltung entscheiden soll, 
welche Projekte ihre Unterstützung 
verdienen.

5

In Bezug auf zivilgesellschaftliche 
Stadtmacher-Projekte taucht zudem die 
Fragen auf, wie das Projekt legitimiert ist 
und wie es trotz hoher Fluktuation beteiligter 
Akteure verstetigt werden kann.  

7

Politik, Verwaltung und Intermediäre bilden gemeinsam 
eine Support-Plattform für zivilgesellschaftliche Akteure, 
die sich immer mehr in ihrer Rolle der Stadtentwicklung 
professionalisieren. Der Markt wird hierbei eher 
ausgeklammert. 

6

Die kleinteiligen Projekte spiegeln sich 
in den großen Themen des politischen 
Wahlkampfs nicht wider. Gleichzeitig laufen 
Politikerinnen und Politiker Gefahr, in der 
Kleinteiligkeit einzelner Projekte das große 
Ganze aus dem Blick zu verlieren.
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5.4 Intermediäre

3

Intermediäre sind vielfach 
besondere Typen, die nicht 
nur finanziell unabhängig 
operieren können, sondern 
auch eigene Ideale und 
Ziele mitbringen. Sie 
unterscheiden sich auch 
untereinander und sind 
nicht zwingendermaßen 
miteinander kompatibel.

2

Dabei bleibt die Rolle der Intermediären 
und ihr Verhältnis zu anderen Akteuren – 
inklusive der Politik – oftmals unklar.

Abbildung 20 (1–5): Folgerungen für die vielfältigen Arenen der Stadtentwicklung: Perspektive Intermediäre. 
Quelle: Eigene Darstellung.

1

Während die Politik in vielen Fällen 
schwächelt, treten Intermediäre 
zunehmend in die Arena der 
Stadtentwicklung ein. Stiftungen, 
Hochschulen oder Verbände gewinnen 
in der Stadtentwicklung an Bedeutung.
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4

Intermediäre formen Allianzen mit 
Verwaltung und Zivilgesellschaft, 
um Projekte umzusetzen, aber 
auch um die Politik anzustoßen. Die 
Legitimation und Repräsentativität 
dieser Projekte bleibt ein 
umstrittenes Thema.

5

Als gemeinwohlorientierte Entwicklerinnen 
und Entwickler genießen viele Intermediäre 
breites Vertrauen in der Bevölkerung. In Zeiten 
politischer Unsicherheit können sie ihr Standing 
einsetzen und als Stabilisator der Politik 
Rückhalt, Positionierung und Haltung bieten.
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1

Lokaler urbaner Raum rückt ins Interesse globaler 
Marktakteure, die sich neue oder exklusive Märkte 
erschließen wollen.

3

Die Politik kann hier die Rolle einnehmen, 
Auflagen für ein gemeinwohl-orientiertes 
Handeln auszusprechen. So sollen auch 
Marktakteure positiv an der Entwicklung des 
Stadtteils teilhaben.

5.5 Marktakteure

Abbildung 21 (1–5): Folgerungen für die vielfältigen Arenen der Stadtentwicklung: Perspektive Marktakteure. 
Quelle: Eigene Darstellung.

2

Sie verfolgen ihre eigenen Interessen unter 
anderem im öffentlichen Raum.
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4

Andere, lokal verankerte 
Marktakteure suchen von sich aus 
Rückhalt im Quartier und arbeiten 
auch lokal an ihrem guten Ruf. 
So werden beispielsweise private 
Räume auch für andere Akteure 
und Projekte geöffnet.

5

Nicht zuletzt gibt es auch Menschen aus 
der Zivilgesellschaft, die sich auf dem Weg 
zur Professionalisierung zu Marktakteuren 
entwickeln. Häufig suchen sie mit ihren 
Projekten neue Rechtsformen, um sich vom 
Image der großen Marktakteure abzugrenzen. 
Gleichzeitig gibt es Unternehmen, die sich mit 
sozialer Verantwortung in die Entwicklung 
eines Stadtteils einbringen, die über 
den Profitgedanken hinausgeht und sich 
beispielsweise an einer Gemeinwohlökonomie 
orientiert. Die Rollen zwischen Markt, 
Zivilgesellschaft und Intermediären können 
dabei als Kontinuum beschrieben werden.
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6 Reflexion und Ausblick

Das Ziel des Forschungsprojekts war es, die – veränderte 
– Rolle lokaler Politik in neuen Wegen des Stadtmachens 
zu erkunden. Die vielfältigen und komplexen Berührungs-
punkte von Stadtplanung und Politik wurden sowohl kon-
zipiert als auch empirisch erforscht. Bisher liegen kaum 
Studien zur Verzahnung planerischer und politischer Pro-
zesse vor. Das Projekt sucht nach neuem Wissen an die-
ser Schnittstelle. Dabei ist der explorative Charakter der 
Forschung zu betonen. Das Projekt eröffnet ein Feld, gibt 
diesem erste Konturen und präsentiert aus breit angeleg-
ten Fallstudien vorläufige empirische Fundstücke. 

Breiter Blick auf lokale Politik 

Das Forschungsprojekt wirft einen breiten Blick auf die 
Rollen, Aktivitäten und Prozesse lokaler Politik im Kon-
text der Stadtentwicklung. Im Fokus stehen die Arenen, 
in denen lokale Politik mit und gegenüber Akteuren aus 
Verwaltung, Markt, Zivilgesellschaft und Intermediären 
kommuniziert, sich positioniert, entscheidet und gestal-
tet. Dabei galt es zunächst zu klären, wer lokale Politik 
eigentlich ist. 

Lokale Politik meint nicht nur, aber auch, gewählte Man-
dats- und Entscheidungstragende in einer Kommune. 
Diese sind eng mit der Verwaltung verzahnt, die Rollen von 
Politik und Verwaltung gesetzlich geregelt und sie agieren 
miteinander überwiegend auf üblichen, geregelten Wegen. 
Diese staatlichen Akteure sind nur unscharf in zwei Pers-
pektiven zu trennen, da es sich teilweise um die gleichen 
Personen handelt, die in zwei Rollen auftreten – wie bei-
spielsweise Bürgermeisterinnen und Bürgermeister oder 
Dezernentinnen und Dezernenten. 

Lokale Politik agiert überwiegend im Ehrenamt und hat 
daher viele Hüte auf. Politikerinnen und Politiker sind zu-
gleich Bürgerinnen und Bürger, aber auch Unternehme-
rinnen und Unternehmer oder Mitglieder von Verbänden, 
Vereinen, Initiativen oder Stiftungen. 

Neben dem Rat verstehen sich die Bezirke als Sprachrohr 
der Bürgerinnen und Bürger, wenngleich diese Ebene in 
vielen der untersuchten Fälle übersprungen wird und sich 
ganz andere Allianzen des Stadtmachens herausbilden. 
Bürgerinnen und Bürger finden eine Vielzahl an Angebo-
ten, um sich zu artikulieren oder sie verschaffen sich auf 
eigenen, neuen Wegen Gehör. 

Das Projekt erweitert das Verständnis der Schnittstellen 
von Planung und Politik über die Tätigkeit im Rat und in 
den politischen Gremien hinaus und bezieht sowohl frühe 
politische und planerische Phasen des Agenda-Setting als 
auch späte Phasen der Umsetzung sowie des Betriebs von 
Räumen und Angeboten mit ein. 

Übergreifende Momente und Erkenntnisse

Aus den Fallstudien, dem Quervergleich und der Diskus-
sion der Folgen auf die Arenen der lokalen Politik werden 
abschließend einige übergreifende Momente und Erkennt-
nisse formuliert.

Mehr Vielfalt, erhöhte Komplexität

Die gewählten Fallstudien zeigen eine zunehmende Viel-
falt der Akteure und eine damit einhergehende komplexe 
Praxis des Stadtmachens, also des absichtsvollen Pla-
nens, Gestaltens und Machens von Stadt. Zwischen den 
fünf Akteursperspektiven bestehen vielfältige Bezüge und 
Kommunikationswege, entlang derer gemeinsame Ange-
legenheiten behandelt werden. Diese vielgestaltigen Inter-
dependenzen variieren abhängig von der zugrundeliegen-
den Aufgabe und den beteiligten Akteuren. 

Die Fallstudien zeigen eindrücklich, dass damit die pla-
nerische und politische Praxis in ihrer Komplexität zu-
nehmen. Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft, Interme-
diäre und Privatwirtschaft können einerseits selbst sehr 
unterschiedliche Rollen einnehmen, anderseits müssen 
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Gestaltung von frühen Prozessphasen

Um in den sich abzeichnenden Arenen rund um die lokale 
Politik handlungsfähig zu werden, spielen die frühen Pro-
zessphasen eine wichtige Rolle. Die in dieser Studie unter-
suchten Fälle verlaufen in ihren Anfängen sehr individuell. 
Die Prozessphase Null ist von besonderer Bedeutung, um 
die richtigen Akteure ins Boot zu holen, um Stimmungsbil-
der und Erwartungen einzufangen, um Diskussions- und 
Planungsgrundlagen zu schaffen und um letztlich tragfä-
hige Kooperationsstrukturen zu entwickeln. Diese Phase 
ist wenig etabliert und formell beschrieben und kann daher 
die Freiheit bieten, um nach Aufgabe und Bedarf und unter 
Berücksichtigung des komplexen Zusammenwirkens pla-
nerischer und politischer Prozesse neue Wege zu gehen. 

Qualifikation der Verwaltung

Auf der Vielfalt und Komplexität des Zusammenspiels 
von politischen und planerischen Prozessen ergeben 
sich zahlreiche Gestaltungschancen für die Akteure in 
der städtischen Verwaltung. Die Fallstudien zeigen deut-
lich auf, wie unterschiedlich Kommunalverwaltungen ihre 
eigenen Rollen und Aufgaben in dem Akteursfünfeck und 
insbesondere im Wechselspiel mit der kommunalen Politik 
verstehen und ausüben. 

Für die Verwaltung könnte es hilfreich sein zu lernen, ver-
schiedene dieser vielfältigen Rollen und Aufgaben gleich-
zeitig auszuüben, sie zu integrieren und sorgfältig aus-
zutarieren. Dafür benötigen die hoheitlichen Planerinnen 
und Planer ausreichendes Wissen und Fertigkeiten und 
auch geeignete Strukturen innerhalb ihrer eigenen Orga-
nisation, die ihnen das Wahrnehmen dieser verschiedenen 
Rollen und Aufgaben erlauben. 

Von den Akteuren in der Verwaltung wird zunehmend eine 
Fähigkeit zu breiter Kooperation erwartet, aber auch die 
Fähigkeit, in dem erweiterten Feld der Arenen und ihrer 
Kommunikations- und Aushandlungsprozesse öffentli-
che Interessen zu wahren. Für die Verwaltung werden die 
Schnittstellenaufgaben in den vielfältigen Akteursarenen 
immer wichtiger.

Wenn tatsächlich ein Shift vom Planen zum Machen, also 
zum Umsetzen, wahrzunehmen ist, dann bedeutet das 
auch, dass sich in den einzelnen Projekten etwas entwi-
ckeln können muss und dass die üblichen Planungsphasen 
vom Ziel und Leitbild bis zur Umsetzung in Projekten noch 
stärker iterativ zusammenspielen. 

sie Orientierung gewinnen, in welchen Arenen und Allian-
zen ihre eigenen Anliegen, ihre Verantwortlichkeiten und 
Aktivitäten ausgehandelt und verhandelt werden. 

Akteursperspektiven im Wandel

Die empirischen Befunde zeigen, dass die Perspektiven 
der Akteure in dem Fünfeck in vielen Fällen im Wandel 
sind. Dass lokale Politik zugleich viele verschiedene Rol-
len hat, mag selbstverständlich sein. Doch in Kombination 
mit der sich wandelnden und zunehmend zersplitternden 
Parteilandschaft nehmen viele der anderen Akteure zu-
nehmend eine Unschärfe wahr, wer oder was lokale Poli-
tik ist und für was sie in der jeweiligen Kommune steht. 
Doch auch die anderen Akteure wandeln gelegentlich 
ihre Rollen. Es gibt Marktakteure, die gemeinwohlorien-
tiert handeln; zivilgesellschaftliche Gruppierungen, die 
sich an wirtschaftlichen und unternehmerischen Logiken 
orientieren; Verwaltung, die beratend auftritt. Es scheint, 
dass einzelne Akteure mehrere Hüte aufhaben und abhän-
gig von Aufgabe und Situation in unterschiedliche Rollen 
schlüpfen. Wie scharf lassen sich die Perspektiven also 
tatsächlich voneinander trennen?

Konvergenz der Rollen

Dabei ist auch eine zunehmende Konvergenz von Rollen zu 
beobachten, die Ecken des Fünfecks scheinen gelegentlich 
näher aneinanderzurücken. Das ist der Fall, wenn Politi-
kerinnen und Politiker als Vorantreibende oder Machende 
in Projekten erscheinen, gegebenenfalls sogar vorbei an 
der Verwaltung in direktem Austausch mit anderen Stadt-
machenden agieren oder wenn Intermediäre Prozesse des 
Agenda-Setting initiieren und diese mit einem Netzwerk 
von Partnern aus Zivilgesellschaft und Markt federfüh-
rend gestalten.

Gemeinwohl auf dem Prüfstand

Die Vielfalt und Komplexität der Akteure, ihre sich wan-
delnden Rollen und ihre Interaktion in verschiedenen Are-
nen machen deutlich, dass hoheitliche Aufgaben und damit 
verknüpft auch Fragen des Gemeinwohls in neuen Kontex-
ten und auf neuartige Art und Weise verhandelt werden. Es 
ist zu fragen: bis wo geht das Gemeinwohl und wo fangen 
Partikularinteressen an? Dabei haben die verschiedenen 
Akteure ganz unterschiedliche Interessen und auch vonei-
nander abweichende Einflussmöglichkeiten. Bei sich wan-
delnden und gelegentlich konvergierenden Rollen mischen 
sich in die Fragen nach dem Verständnis und der Gestaltung 
von Gemeinwohl viele ein – es handelt sich nicht um ein 
Hoheitsgebiet ausschließlich hoheitlich agierender Akteure. 
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ten in die Stadtentwicklung einzubinden. Das gilt für den 
Rat genauso wie für die Bezirksebene. Damit könnte lokale 
Politik auch jenseits der Verwaltung mit neuen Partnern 
der Stadtentwicklung direkt in Kontakt treten.

Weiterführende Fragen

Der Forschungsprojekt suchte nach neuem Wissen über 
die Schnittstelle und die Verzahnung von planerischen und 
politischen Prozessen. Diese wurden in einen mehrstufi-
gen Forschungsprozess von der Konzeption über Fallstu-
dien, einen Fallvergleich und schließlich die Einordnung 
in die vielfältigen Arenen rund um lokale Politik erkundet. 
Auf der Basis eröffnet sich ein breites Feld für die weitere 
Forschung und auch die Weiterentwicklung der planeri-
schen und politischen Praxis.

Das Projekt lässt offen, wie neue und bewährte Koope-
rationen und Prozesse zwischen Politik und den anderen 
Akteurssphären ineinandergreifen. Wo hört Bewährtes auf 
und wo fängt Neues an? Mit der gewählten Methodik kann 
die Forschung wenig über die bewährten politischen und 
planerischen Verfahren in den gewählten Städten aussa-
gen. Ebenso kann keine Aussage getroffen werden, wie die 
hier untersuchte hohe Vielfalt und Komplexität der neuen 
Wege des Stadtmachens Eingang finden kann oder soll 
in neue Standards und Routinen oder ob ein dauerhaftes 
Bekenntnis zu einem situativen Vorgehen mit der Entwick-
lung von Sonderlösungen zu empfehlen ist.

Das hier entwickelte Wissen kann Eingang in die weitere 
Praxis finden, indem eine bewusste Auseinandersetzung 
mit Akteuren, Rollen, Arenen zu einem festen methodi-
schen Bestandteil in der Gestaltung der Schnittstelle von 
Planung und Politik wird. Dafür wären beispielsweise sys-
tematische Akteursanalysen oder auch interaktive For-
mate mit einer gemeinsamen Szenarioarbeit zur Anwen-
dung in der Verwaltung und im Dialog mit Politikerinnen 
und Politikern hilfreich. 

Lokale Politik als Gestaltungsfeld

Ebenso wie die vier anderen Akteursgruppen kann auch 
die lokale Politik und die mir ihre verknüpften Prozesse als 
ein Terrain verstanden werden, das auf vielfältige Art und 
Weise – neu – zu gestalten ist. Für Politikerinnen und Poli-
tiker ist es wichtig, Kenntnisse über die anderen Akteure, 
ihre Interessen und auch ihre Bereitschaft zur (Mit-)Ge-
staltung von Stadt zu haben. Am Beispiel der Intermediäre 
zeigt sich, dass bei der Politik zum Teil das Wissen darü-
ber fehlt, was Stiftungen, Wissenschaftseinrichtungen oder 
auch Verbände zur Stadtentwicklung beitragen und zu wel-
chen Kooperationen und Partnerschaften diese bereit sind. 

Die Bedeutung, das Selbstverständnis, den Raum und die 
Ressourcen, die lokale Politik Initiativen und Aktivitäten 
aus der Zivilgesellschaft einräumen, sind ebenso zu über-
denken und gegebenenfalls neu zu gestalten. Wo können 
Information und Beteiligung übergehen in neue Möglich-
keiten, Stadt selbst zu gestalten? Das ist wichtig, weil da-
mit Akteure der Zivilgesellschaft Teilhabende von Projek-
ten werden und damit Kräfte aktiviert werden, die weit 
über die Erörterung der «Ob-Frage» einzelner Projekte 
der Stadtentwicklung hinausgehen. 

Deutlich wird auch, dass das Zusammenspiel von Rat und 
Bezirken in den betrachteten kleinen und großen Groß-
städten neu zu diskutieren und weiterzuentwickeln ist. Die 
Schnittstelle zu den Bürgerinnen und Bürgern ist wichtig, 
doch kann diese vielfach nicht in der gewünschten Vitalität 
gepflegt werden. Heute etablierte Formate der Kommu-
nikation mit der Bürgerschaft sind vielfach standardisiert 
und daher starr. Zudem überfordern ein Übermaß an An-
fragen, Anträgen und Beschlussvorlagen die ehrenamtlich 
arbeitenden Bezirke. 

Im Rahmen der Forschung wurde immer wieder angeregt, 
Politikerinnen und Politiker mit neuen Formaten der Kom-
munikation und auch aktiveren Rollen in einzelnen Projek-
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der Stadtentwicklung: Perspektive Intermediäre.  

Quelle: Eigene Darstellung. 81–82

Abbildung 21: Folgerungen für die vielfältigen Arenen  

der Stadtentwicklung: Perspektive Marktakteure.  

Quelle: Eigene Darstellung. 83–84
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vhw-Schriftenreihe Nr. 10:  
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Deutschland  
– vhw-Migrantenmilieu-Survey 2018
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